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Mitteilung des Senats vom 27. September 2022

Neufassung des Bremischen Gesetzes liber die Juristenausbildung und die erste
juristische Priifung (JAPG)

Der Senat tUberreicht der Burgerschaft (Landtag) den Entwurf eines Gesetzes
zur Neufassung des Bremischen Gesetzes liber die Juristenausbildung und die
erste juristische Prifung (JAPG) mit der Bitte um Beschlussfassung.

Der Gesetzentwurf enthélt eine Uberarbeitung und Neustrukturierung der
JAPG-Vorschriften bis einschlieBlich der Regelungen zur ersten juristischen
Prifung sowie Anpassungen bei den Normen uber den juristischen Vorberei-
tungsdienst. Die Uberarbeitung verfolgt im Wesentlichen zwei Ziele: die Siche-
rung der bundesweiten Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Prifungs-
anforderungen sowie eine Anpassung des JAPG aufgrund der Erfahrungen mit
der universitaren Schwerpunktbereichsprifung, die (bundesweit) im Jahr 2003
eingefiihrt wurde. Ferner werden Anderungen des Deutschen Richtergesetzes
(DRiG) ins bremische Landesrecht ibernommen - etwa die Einfiihrung eines
Teilzeitreferendariats (§ 5b Absatz 6 DRiG in der Fassung ab 1. Januar 2023)
-, und die weibliche Bezeichnung von Personen wird eingefiigt. SchlieBlich
wird das E-Examen (elektronische Anfertigung der Aufsichtsarbeiten) als Prii-
fungsformat aufgenommen.

Der Entwurf beruht in wesentlichen Teilen auf Empfehlungen des Ausschusses
der Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister zur Koordinierung
der Juristenausbildung (Ko-A). Nach § 5d Absatz 1 Satz 2 DRiG sind die Lander
verpflichtet, die bundesweite Einheitlichkeit der Priifungsanforderungen und
der Leistungsbewertung in der juristischen Ausbildung zu gewdhrleisten. Der
KoA hat dazu im Auftrag der Justizministerinnen und Justizminister unter bun-
desweiter Beteiligung der juristischen Fakultdten und zahlreicher anderer In-
stitutionen Empfehlungen fiir eine weitere Harmonisierung der Ausbildung
von Juristinnen und Juristen erarbeitet. Der 2017 vorgelegte Bericht ,Harmo-
nisierungsmoglichkeiten fir die juristischen Prifungen: Austausch mit den ju-
ristischen Fakultaten” wurde von den Justizministerinnen und Justizministern
einstimmig gebilligt. Damit besteht ein bundesweiter Konsens, die KoA-Emp-
fehlungen landesrechtlich umzusetzen. Entsprechend sollen sie in das JAPG
ubernommen werden.

Wegen der Einzelheiten der vorgeschlagenen Gesetzesanderungen wird auf
die Gesetzesvorlage und ihre Begrindung sowie die Synopse verwiesen.

Mit den vorgeschlagenen Gesetzesanderungen sind Kosten von etwa 5 000
Euro jahrlich (circa 800 Euro Mehrausgaben pro Jahr sowie rund 3 800 Euro
Mindereinnahmen jahrlich) verbunden.

Die Gesetzesnovelle wurde im Austausch mit dem Fachbereich Rechtswissen-
schaft an der Universitat Bremen und dem Justizprufungsamt erarbeitet. Im
Wege der schriftlichen Anhérung wurden die Bremische Anwaltskammer, die
Bremer Notarkammer, die Hanseatische Steuerberaterkammer Bremen, der
Richterbund Bremen, die Vereinigung der Verwaltungsrichterinnen und Ver-



waltungsrichter Bremen, die Fachschaft Jura der Universitat Bremen, der Aus-
bildungspersonalrat fir die Referendarinnen und Referendare am Hanseati-
schen Oberlandesgericht in Bremen, der Landesbehindertenbeauftragte, die
Landesbeauftragte fir Frauen, die Landesbeauftragte fiir Datenschutz und In-
formationsfreiheit, der Magistrat Bremerhaven, der Bremische Anwaltsverein,
der DGB Bremen, der Senatskommissar fiir den Datenschutz in Bremen, der
Senator fir Justiz und Verbraucherschutz in Hamburg und die Ministerin fir
Justiz und Gesundheit in Schleswig-Holstein beteiligt.

Gesetz zur Neufassung des Bremischen Gesetzes iiber die Juristenausbil-
dung und die erste juristische Priifung (JAPG)

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Burgerschaft (Landtag) be-
schlossene Gesetz:

Artikel 1

Das Bremische Gesetz lUiber die Juristenausbildung und die erste juristische
Prifung vom 20. Mai 2003 (Brem.GBIl. S. 251 — 301b-5), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 29. Marz 2022 (Brem.GBI. S. 223) gedndert worden ist,
wird wie folgt neu gefasst:

TEIL 1
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§1
Aufgaben der juristischen Ausbildung

(1) Die juristische Ausbildung dient der Vorbereitung auf alle juristischen Be-
rufe.

(2) Die Ausbildung soll grundliche Kenntnisse der rechtlichen Regelungen,
ihrer Grundlagen und Entstehung, ihrer systematischen Zusammenhéange
sowie den Gebrauch rechtswissenschaftlicher Methoden vermitteln.

(3) Die Ausbildung soll einer Trennung von Theorie und Praxis entgegenwir-
ken. Daher sollen zur Durchfithrung der universitaren Ausbildung auch
Praktikerinnen und Praktiker einbezogen werden.

§2
Ausbildungsgang und Prifungen

(1) Die juristische Ausbildung gliedert sich in das Universitatsstudium und
den Vorbereitungsdienst.

(2) Das Universitatsstudium schlie3t ab mit der ersten juristischen Priifung. Sie
besteht aus der staatlichen Pflichtfachprifung und der universitaren
Schwerpunktbereichsprifung.

(3) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst schlieBt mit der zweiten juristi-
schen Staatsprifung ab. Durch das Bestehen der zweiten juristischen
Staatspriifung wird das Recht erworben, die Bezeichnung , Assessorin” be-
ziehungsweise ,Assessor” zu fiithren.

(4) Das Hochschulstudium und der Vorbereitungsdienst berticksichtigen ei-
nander wechselseitig in ihrem Inhalt und ihrer Arbeitsweise.

(5) Im Rahmen der juristischen Ausbildung ist dafiir Sorge zu tragen, dass be-
hinderte Studierende und behinderte Referendarinnen oder Referendare
in ihrer juristischen Ausbildung nicht benachteiligt werden und die Ange-
bote der juristischen Ausbildung selbststandig und barrierefrei in An-
spruch nehmen koénnen.

§ 3
Notenstufen und Punktezahlen

(1) Die Bewertung der schriftlichen und miundlichen Priifungsleistungen rich-
tet sich nach der Verordnung tiber eine Noten- und Punkteskala fir die
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erste und zweite juristische Priifung vom 3. Dezember 1981 (BGBIL I S.
1243), die durch Artikel 209 Absatz 4 des Gesetzes vom 19. April 2006
(BGBL. I S. 866) gedandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

Soweit Einzelbewertungen zu Durchschnittsbewertungen oder Gesamtno-
ten zusammengefasst werden, ist die Punktzahl der Durchschnittsnote
oder Gesamtnote bis auf zwei Dezimalstellen ohne Auf- oder Abrundung
rechnerisch zu ermitteln.

TEIL 2
STUDIUM UND ERSTE JURISTISCHE PRUFUNG

Abschnitt 1
Universitatsstudium

§4
Studienzeiten

Das Studium der Rechtswissenschaft dauert einschlieBlich der Priifungs-
zeit funf Jahre (Regelstudienzeit).

Die Regelstudienzeit kann unterschritten werden, sofern die jeweils fiir die
Zulassung zur universitaren Schwerpunktbereichsprifung und zur staatli-
chen Pflichtfachpriifung erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind.

Mindestens zwei Jahre missen auf ein Studium an einer Hochschule im
Geltungsbereich des Deutschen Richtergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. April 1972 (BGBL. I S. 713), das zuletzt durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBL. I S. 2154) gedndert worden
ist, entfallen.

Fir die Berechnung der Regelstudienzeit nach Absatz 1 bleiben das Som-
mersemester 2020, das Wintersemester 2020/2021, das Sommersemester
2021 und das Wintersemester 2021/2022 unberiicksichtigt (individuelle
Regelstudienzeit). Satz 1 gilt entsprechend fir Studierende, die zum ge-
nannten Zeitpunkt immatrikuliert, aber beurlaubt waren. Soweit Studie-
renden bereits nach § 15 Absatz 3 des Bundesausbildungsférderungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember 2010
(BGBL. I S. 1952; 20121 S. 197), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes
vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden ist, eine Ver-
langerung ihrer Férderung wegen der Folgen der Corona-Pandemie ge-
wahrt wurde, ist der Zeitraum der verlangerten Forderung auf die
individuelle Regelstudienzeit nach den Satzen 1 und 2 anzurechnen. Die
individuelle Regelstudienzeit bewirkt zugleich eine entsprechende Ver-
schiebung der Fachsemesterzahlung im ausbildungsférderungsrechtli-
chen Sinne und wirkt auf alle Fordertatbestdande nach dem Bundesaus-
bildungsférderungsgesetz. Die durch die Corona-Pandemie bedingten Be-
eintrdchtigungen im Studien- und Prifungsverlauf des Sommersemesters
2020, des Wintersemesters 2020/2021, des Sommersemesters 2021 und des
Wintersemesters 2021/2022 sind schwerwiegende Griinde im Sinne von §
15 Absatz 3 Nummer 1 des Bundesausbildungsforderungsgesetzes.

§5
Anrechnung von Vorstudien

Auf das Studium der Rechtswissenschaft kéonnen auf Antrag angerechnet
werden:

1. eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung fir den gehobenen Jus-
tizdienst oder fir den gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst
bis zur Dauer von zwei Semestern,

2. ein Rechtsstudium an einer Universitat auerhalb des Geltungsbe-
reichs des Deutschen Richtergesetzes bis zu drei Semestern und



3. ein Universitatsstudium anderer Fachrichtung mit bis zu zwei Semes-
tern, wenn Studierende dadurch in der rechtswissenschaftlichen Aus-
bildung geférdert wurden.

§ 17 Absatz 1 Nummer 2 bleibt unbertihrt.

(2) Antrage nach Absatz 1 Satz 1 sind mit den entsprechenden Nachweisen
bis spéatestens sechs Monate vor dem Antrag auf Zulassung zur staatlichen
Pflichtfachprifung an das Justizprifungsamt zu richten. Sie kénnen vor
Aufnahme des Studiums gestellt werden. Das Justizprufungsamt entschei-
det tiber die Anrechnung und deren Umfang unter Beriicksichtigung der
Leistungen, die von den Priiflingen in der anrechenbaren Ausbildung, in
einer darauf bezogenen Berufstatigkeit und im Studium erbracht wurden.
Mit der Anrechnung wird auch dariiber entschieden, ob die praktischen
Studienzeiten nach § 10 ganz oder teilweise erlassen werden.

§6
Gegenstand des Studiums

Gegenstand des Studiums sind die Pflichtfacher und Schwerpunktbereiche mit
Wahlmoglichkeiten. Die universitare Ausbildung berticksichtigt die ethischen
Grundlagen des Rechts und fordert die Fahigkeit zur kritischen Reflexion des
Rechts samt seinem Missbrauchspotenzial. Sie berticksichtigt ferner die rechts-
beratende, verwaltende, ermittelnde und rechtsprechende Praxis einschlieBlich
der dafiir erforderlichen Schliisselqualifikationen wie Kommunikationsfahig-
keit und die Fahigkeit zum Ausgleich unterschiedlicher Interessen, Kenntnisse
uber unterschiedliche soziale Lebenslagen, Gesprachsfiihrung, Vernehmungs-
lehre und Rhetorik, Kanzlei-, Biiro- und Verhandlungsmanagement, digitale
Kompetenz und psychologische Grundkenntnisse. Grundlagenfacher wie
Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Rechtssoziologie, rechtswissenschaftli-
che Methoden, Rechtspolitik sowie Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sind
einzubeziehen. Die Lehrveranstaltungen vermitteln die europarechtlichen Be-
zlige sowie fachspezifische Fremdsprachenkompetenz.

§ 7
Pflichtfacher

Pflichtfacher sind die Kernbereiche des Biirgerlichen Rechts, des Strafrechts,
des Offentlichen Rechts und des Verfahrensrechts einschlieBlich der europa-
rechtlichen Beziige. Zu den Pflichtfachern gehéren auch die Schliisselqualifi-
kationen. Die Vorlesungen in den Pilichtfachern werden in angemessenem
Umfang durch Lehrveranstaltungen begleitet und ergénzt, in denen in Klein-
gruppen der behandelte Lehrstoff aufbereitet wird.

$8
Schwerpunktbereiche

(1) Die Schwerpunktbereiche dienen der Erganzung des Studiums, der Ver-
tiefung der mit ihnen zusammenhédngenden Pilichtfacher sowie der Ver-
mittlung interdisziplindrer und internationaler Beziige des Rechts. Sie
werden von der Universitat Bremen gebildet und eingerichtet und von den
Studierenden gewahlt.

(2) Die Schwerpunktbereiche werden in einer Priifungsordnung nach § 37
festgelegt. Der Stoff der Schwerpunktbereiche ist so zu bemessen, dass das
Studium unter Einbeziehung der Pflichtfacher nach funf Jahren mit der
ersten juristischen Prifung abgeschlossen werden kann. Der individuelle
Studienumfang im Schwerpunktbereich umfasst héchstens 14 Lehrveran-
staltungsstunden. Lehrveranstaltungen zur Vermittlung von Schliisselqua-
lifikationen und Fremdsprachenkompetenz koénnen Bestandteil der
Ausbildung im Schwerpunktbereich sein.



§9
Zwischenprufung

(1) Durch die Zwischenprifung wird festgestellt, ob die fir die weitere Aus-
bildung erforderliche Qualifikation besteht. Die Zwischenprifung wird
nach einer Prifungsordnung gemadB § 37 studienbegleitend abgelegt.

(2) Die Gegenstande und Inhalte der Zwischenprifung sind unter Berticksich-
tigung des Studienstandes den Pilichtfachern der staatlichen Pflichtfach-
prufung zu entnehmen. Die Gegenstiande und Inhalte der Zwischen-
prifung durfen nicht Uber den Prifungsstoff der Verordnung nach § 14
Absatz 3 hinausgehen.

§ 10
Praktische Studienzeiten

(1) Die Studierenden haben wahrend der vorlesungsfreien Zeiten praktische
Studienzeiten von mindestens drei Monaten zu absolvieren. Die prakti-
schen Studienzeiten konnen bei Gerichten, Staatsanwaltschaften, 6ffentli-
chen Verwaltungen des Bundes und der Lander einschlieBlich der
Anstalten und Korperschaften des offentlichen Rechts, bei 6ffentlichen
Verwaltungen der Europdaischen Union, Rechtsanwaltinnen oder Rechts-
anwadlten, Notarinnen oder Notaren sowie Rechtsabteilungen von Ge-
werkschaften, Verbanden und Wirtschaftsunternehmen sowie internatio-
nalen Organisationen und sonstigen vergleichbar geeigneten Stellen im
In- und Ausland abgeleistet werden. Die Mindestdauer bei einer Stelle soll
einen Monat nicht unterschreiten.

(2) Zu Beginn der praktischen Studienzeit sind die Studierenden nach MaB-
gabe des Verpflichtungsgesetzes vom 2. Marz 1974 (BGBI. I S. 469, 547),
das durch § 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBIL. I S.
1942) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung zur Ver-
schwiegenheit zu verpflichten. Die ausbildende Stelle bescheinigt die Ab-
leistung der praktischen Studienzeit.

(3) Das Nahere regelt das Justizprifungsamt.

Abschnitt 2
Erste juristische Priifung

§ 11
Zweck der ersten juristischen Prufung

Die erste juristische Priifung schlief3t das Studium der Pflichtfacher und des ge-
wahlten Schwerpunktbereiches ab. Sie hat den Zweck festzustellen, ob der
Prifling das rechtswissenschaftliche Studienziel erreicht hat und damit fiir den
Vorbereitungsdienst fachlich geeignet ist.

§ 12
Durchfiithrung der ersten juristischen Priifung

(1) Das Justizprifungsamt fiihrt im Zusammenwirken mit der Universitat Bre-
men die erste juristische Priifung durch.

(2) Die staatliche Pflichtfachprifung wird von dem Justizprifungsamt abge-
nommen. Es trifft die Entscheidungen in diesem Priifungsverfahren, soweit
dieses Gesetz nicht andere Stellen fir zustdndig erklart.

(3) Die universitare Schwerpunktbereichsprifung wird von der Universitat
Bremen abgenommen. Das Nahere regelt eine Priiffungsordnung nach
§ 37.

(4) Die Studierenden koénnen wahlen, in welcher zeitlichen Abfolge sie die
staatliche Pflichtfachprifung und die universitdare Schwerpunktbereichs-
priufung ablegen. Beide Priifungen enden jeweils mit einer mindlichen
Prifung.
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§ 13
Justizprifungsamt

(1) Das Justizpriufungsamt gehort dem Ressort der Senatorin oder des Senators
fur Justiz und Verfassung an.

(2) Die oder der Vorsitzende des Justizprufungsamtes und die Stellvertreterin
oder der Stellvertreter werden von der Senatorin oder dem Senator fiir Jus-
tiz und Verfassung auf Zeit bestellt. Sie miissen die Befadhigung zum Rich-
teramt haben. Eine mehrmalige Bestellung ist zuldssig.

(3) Das Justizprufungsamt entscheidet tiiber Widerspriiche gegen Entschei-
dungen der Priiferinnen und Prifer sowie der Prifungskommissionen der
staatlichen Pilichtfachprifung und iiber Widerspriiche gegen die Versa-
gung der Zulassung zur mundlichen Priifung der staatlichen Pflichtfach-
prifung.

Abschnitt 3
Staatliche Pflichtiachpriifung

§ 14
Gegenstand und Inhalte der staatlichen Pflichtfachprifung

(1) Die staatliche Pflichtfachprifung bezieht sich auf die Pflichtfacher. Sie be-
steht aus sechs schriftlichen Aufsichtsarbeiten und einer miindlichen Pri-
fung. Die ndheren Priifungsinhalte regelt eine Verordnung nach Absatz 3.

(2) Die Aufgaben fir die schriftlichen Arbeiten werden vom Justizprifungs-
amt gestellt.

(3) Die Senatorin oder der Senator fiur Justiz und Verfassung erlasst durch
Rechtsverordnung Vorschriften tiber die Priifungsinhalte der staatlichen
Pilichtfachprufung nach MaBgabe des § 7. Die Universitat Bremen und die
Senatorin oder der Senator fiir Wissenschaft und Hafen sind vor Erlass der
Verordnung und vor Anderungen der Verordnung anzuhéren.

§ 15
Prifungsfachausschiisse

(1) Zur abschlieBenden Beratung der Aufgaben der schriftlichen Prifungsar-
beiten in der staatlichen Pflichtfachpriufung werden fur die Bereiche Birgerli-
ches Recht, Strafrecht und Offentliches Recht Priifungsfachausschiisse
gebildet.

(2) Jeder Prifungsfachausschuss besteht aus der oder dem Vorsitzenden des
Justizprifungsamtes, der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter und bis zu
zwei weiteren Mitgliedern. In jedem Prifungsfachausschuss muss mindestens
eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer und eine Praktikerin oder ein
Praktiker vertreten sein. Mindestens ein Mitglied jedes Prifungsfachausschus-
ses muss seinen fachlichen Schwerpunkt in dem jeweiligen Rechtsbereich ha-
ben, fir den der Ausschuss zustandig ist. Fir jedes Mitglied ist eine Vertreterin
oder ein Vertreter vorzusehen, die oder der im Falle der Verhinderung des Mit-
glieds an dessen Stelle tritt. Die Mitglieder sind zur Vertraulichkeit verpflichtet.
Die Senatorin oder der Senator fiir Justiz und Verfassung bestellt die Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer sowie die Praktikerinnen und Praktiker
fir die Dauer von vier Jahren. Die Bestellung der Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer erfolgt auf Vorschlag des Fachbereichs Rechtswissenschaft
der Universitat Bremen. Eine mehrmalige Bestellung ist zulassig.

(3) Die Priifungsfachausschiisse werden von der oder dem Vorsitzenden des
Justizprifungsamtes geleitet. Sie sind beschlussféahig, wenn mehr als die Haélfte
ihrer Mitglieder anwesend ist. Die Beschliisse werden mit Stimmenmehrheit
gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den
Ausschlag.



(4) Die oder der Vorsitzende des Justizprifungsamtes kann Personen, die den
Prifungsfachausschiissen nicht angehoren, zu deren Beratungen hinzuziehen.
Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.

(D

§ 16
Priferinnen und Prifer, Prifungskommission

Die oder der Vorsitzende des Justizpriufungsamtes bestellt die Priiferinnen
und Prifer zur Abnahme der staatlichen Pflichtfachprifung sowie die Vor-
sitzenden der Prifungskommissionen fiir den miindlichen Teil der staatli-
chen Pilichtfachprifung auf unbestimmte Zeit. Wer das Hauptamt beendet
hat, kann nach Ablauf des Monats, in den dieses Ereignis fallt, noch fir die
Dauer von funf Jahren priifen. Die Tatigkeit als Priiferin oder Priifer endet
in jedem Fall mit Vollendung des 70. Lebensjahres. Die Bestellung kann
aus wichtigem Grund widerrufen werden. Bei der Bestellung zu Vorsitzen-
den der Prifungskommissionen sollen Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer sowie Praktikerinnen und Praktiker in gleich groBer Anzahl
herangezogen werden.

Das Justizprifungsamt stellt die Prifungskommissionen fiir den mundli-
chen Teil der staatlichen Pflichtfachprifung zusammen. Jede Priifungs-
kommission besteht aus drei Priiferinnen oder Priifern, von denen
mindestens eine oder einer Hochschullehrerin oder Hochschullehrer sein
muss.

Die Priferinnen und Priifer sind bei der Beurteilung von Prifungsleistun-
gen unabhdngig und an Weisungen nicht gebunden.

Die Prifungskommissionen entscheiden auf Grund miindlicher Beratung
aller Mitglieder mit Stimmenmehrheit.

§ 17
Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung
Die Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung setzt voraus:
1. einen Antrag,

2. ein mindestens zweieinhalbjahriges Studium der Rechtswissenschaft,
davon mindestens zwei Jahre im Geltungsbereich des Deutschen
Richtergesetzes,

3. die Immatrikulation im Fachbereich Rechtswissenschaft der Universi-
tat Bremen in den zwei der Prifung unmittelbar vorausgegangenen
Semestern,

4. den Nachweis der bestandenen Zwischenprifung,

5. den Erwerb der Leistungsnachweise in den Bereichen Birgerliches
Recht, Strafrecht und Offentliches Recht, die in einer Prufungsord-
nung nach § 37 vorgesehen sind,

6. den Erwerb eines Leistungsnachweises in einem Grundlagenfach, der
in einer Prifungsordnung nach § 37 vorgesehen ist,

7. den Nachweis der erfolgreichen Teilnahme an einer mit schriftlichen
Arbeiten verbundenen fremdsprachigen rechtswissenschaftlichen
Veranstaltung oder an einem rechtswissenschaftlich ausgerichteten
Sprachkurs,

8. den Nachweis der Teilnahme an einer Lehrveranstaltung, in der
Schliisselqualifikationen vermittelt worden sind,

9. den Nachweis iiber die Ableistung der praktischen Studienzeiten.

Eine Leistung, die wahrend des Studiums an einer Universitat auBerhalb
des Geltungsbereiches des Deutschen Richtergesetzes erbracht worden ist,
kann als Leistungsnachweis nach Absatz 1 Nummer 5 oder nach Absatz 1
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Nummer 6 anerkannt werden, wenn die Universitdt Bremen die Gleich-
wertigkeit bestatigt.

Der Nachweis der Fremdsprachenkompetenz kann abweichend von Ab-
satz 1 Nummer 7 auch erbracht werden

1. durch den Nachweis der fachlichen Voraussetzungen zur Anerken-
nung als Dolmetscher oder Ubersetzer gemé&B § 28c Absatz 3 Nummer
1 des Bremischen Gesetzes zur Ausfiihrung des Gerichtsverfassungs-
gesetzes in der Fassung vom 21. August 1974 (Brem.GBI. 1974, S. 297),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. November 2014
(Brem.GBIL. S. 639) geandert worden ist,

2. durch die Vorlage eines Sprachzertifikates, das mindestens die Ni-
veaustufe B2 des Gemeinsamen Europdischen Referenzrahmens fiir
Sprachen (GER) oder ein mit B2 gleichwertiges Niveau ausweist,

3. durch ein rechts- oder verwaltungswissenschaftliches Studium von
mindestens einem Semester an einer auslandischen Hochschule im
nicht deutschen Sprachgebiet, wenn die oder der Studierende nach-
weist, dass sie oder er in angemessenem Umfang, in der Regel min-
destens acht Lehrveranstaltungsstunden, Lehrveranstaltungen
besucht und mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat,

4. durch eine entgeltliche Tatigkeit oder einen anerkannten Freiwilli-
gendienst von mindestens zwolf Monaten im nichtdeutschen Sprach-
gebiet, soweit diese Tatigkeit bei einer Stelle erfolgt ist, bei der auch
eine Wahlstation im Sinne des § 46 abgeleistet werden kann.

Von dem Erfordernis nach Absatz 1 Nummer 3 kann das Justizprifungs-
amt aus wichtigem Grund eine Ausnahme zulassen.

Zahl und Art der Leistungsnachweise nach Absatz 1 Nummer 5 und 6 und
das Nahere zum Nachweis der Fremdsprachenkompetenz nach Absatz 1
Nummer 7 sowie zum Nachweis nach Absatz 1 Nummer 8 regelt eine Prii-
fungsordnung nach § 37.

§ 18

Versagung der Zulassung

Die Zulassung zur staatlichen Pflichtfachpriifung ist zu versagen, wenn

1.

eine der in § 17 Absatz 1 vorgeschriebenen Voraussetzungen nicht erfillt
ist,

der Priifling die Zulassung bei einem anderen Prifungsamt beantragt hat
oder

wenn die Prufung bei einem anderen Prifungsamt nicht bestanden wor-
den ist und die Voraussetzungen des § 28 Absatz 4 nicht vorliegen.

§ 19
Aufsichtsarbeiten

Anzufertigen sind sechs Aufsichtsarbeiten, in denen der Priifling zeigen
soll, dass er in der Lage ist, eine juristische Aufgabe zu l6sen und ein Er-
gebnis sachgerecht zu begriinden. Dem Prifling stehen fiir jede Aufsichts-
arbeit funf Stunden zur Verfligung. Wer wegen einer nachgewiesenen
Behinderung bei der Fertigung der Priifungsarbeiten oder der Ablegung
der mindlichen Prifung beeintrachtigt ist, erhéalt auf Antrag einen nach
Art und Umfang der Behinderung erforderlichen Nachteilsausgleich.
Grundlage fiir die Anordnung eines Nachteilsausgleichs ist ein amtsarztli-
ches Gutachten. Dessen Kosten tragt das Justizprifungsamt. Bei einer
nachgewiesenen nur vorilbbergehenden Beeintrachtigung ist nach Vorlage
eines amtsdrztlichen Gutachtens auf Antrag zu entscheiden, ob die Satze
3 und 5 entsprechend angewendet werden oder die Prifungsleistung zu
einem spateren Termin zu erbringen ist. Das Justizprifungsamt kann auf
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die Vorlage eines amtsarztlichen Gutachtens verzichten, wenn sich Art
und Umfang des erforderlichen Nachteilsausgleichs aus sonstigen medizi-
nischen Unterlagen zweifelsirei ergeben.

Zu fertigen sind:

1. drei Arbeiten aus dem Bereich des Birgerlichen Rechts,
2. zwei aus dem Bereich des Offentlichen Rechts und

3. eine aus dem Bereich des Strafrechts.

Die Aufgaben sollen das jeweilige Verfahrensrecht und die europarechtli-
chen Bezlige angemessen einbeziehen. Sie konnen auch rechtsberatende
oder rechtsgestaltende Fragestellungen enthalten.

Die Priflinge durfen nur zugelassene Hilfsmittel benutzen. Sie stellen
diese selbst.

Die oder der Aufsichtfithrende soll die Befahigung zum Richteramt haben.
Sie oder er fertigt eine Niederschrift an, in der besondere Vorkommnisse
vermerkt werden. Die oder der Aufsichtfithrende verschlieit die Arbeiten
nach ihrer Ablieferung und leitet sie dem Justizprifungsamt zu.

Die Priflinge versehen die Arbeiten anstelle des Namens mit der ihnen
zugeteilten Kennzahl. Die Arbeiten diirfen keine sonstigen Hinweise auf
die Person des Priiflings enthalten.

Bei Storungen des duBleren Ablaufs der Prifung wahrend der Anfertigung
einer Aufsichtsarbeit kann die oder der Vorsitzende des Justizpriifungs-
amtes

1. die Bearbeitungszeit angemessen verlangern oder

2. fur einzelne oder alle Priiflinge die erneute Anfertigung dieser Auf-
sichtsarbeit anordnen oder erméglichen.

Den Priflingen obliegt es, Storungen des auBeren Prifungsablaufs, die
sich auf die Priifungsleistungen auswirken kénnen, unverziglich gegen-
uber der oder dem Aufsichtfithrenden geltend zu machen.

Das Justizprufungsamt kann bestimmen, dass die Aufsichtsarbeiten elek-
tronisch angefertigt werden diirfen. Das Nahere regelt das Justizprifungs-
amt.

§ 20
Bewertung der schriftlichen Prufungsleistungen

Die Aufsichtsarbeiten werden jeweils von zwei Personen abschlieBend be-
wertet. An der Bewertung der Aufsichtsarbeiten werden die Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer des Fachbereichs Rechtswissenschaft
der Universitat Bremen angemessen beteiligt. Weichen die Bewertungen
der Priiferinnen und Prifer einer Arbeit um nicht mehr als drei Punkte von-
einander ab, so gilt der Durchschnitt als Note. Bei groBeren Abweichungen
sind die Priferinnen und Prifer gehalten, ihre Bewertungen bis auf drei
Punkte anzugleichen. Gelingt dies nicht, setzt das Justizprifungsamt die
Note mit einer Punktzahl fest, die nicht hoher als die héchste und nicht
niedriger als die niedrigste der von den Priiferinnen und Pruifern erteilten
Punktzahlen sein darf.

Wird eine schriftliche Arbeit nicht oder nicht rechtzeitig abgegeben, so er-
teilt das Justizprifungsamt die Note ,ungentigend” (0 Punkte).

Ist eine Priiferin oder ein Priifer, die oder der fir die Bewertung der schrift-
lichen Arbeiten bestimmt ist, verhindert, so wird sie oder er von dem Jus-
tizprifungsamt durch eine andere Priiferin oder einen anderen Priifer
ersetzt.



(D

§ 21
Zulassung zur miindlichen Prifung

Zur mindlichen Prifung wird zugelassen, wer in den Aufsichtsarbeiten
eine durchschnittliche Punktzahl von mindestens 3,75 und in mindestens
drei Aufsichtsarbeiten mindestens die Punktzahl 4,0 erreicht hat.

Erfullt der Priifling die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht, so hat er die
staatliche Pflichtfachpriifung nicht bestanden.

Das Justizprufungsamt gibt den Priiflingen das Ergebnis der schriftlichen
Priufungsleistungen unverziiglich nach dem Vorliegen der Prifungsergeb-
nisse bekannt. Eine Bekanntgabe unter Angabe ausschlieBlich der Pri-
fungsnummern durch Aushang im Justizprifungsamt und im Fachbereich
Rechtswissenschaft der Universitat Bremen ist zuldssig. Satz 2 gilt entspre-
chend fir eine Bekanntgabe auf der Homepage des Justizprifungsamtes
und des Fachbereichs Rechtswissenschaft der Universitat Bremen.

§ 22
Miindliche Prifung

Die miindliche Prifung findet zum nachstmoglichen auf die Zulassung
zur mundlichen Priifung folgenden Termin statt. Priflinge, die zur mind-
lichen Prifung zugelassen sind, sollen spatestens zwei Wochen vor dem
Prufungstermin geladen werden.

Die miindliche Prifung umfasst in drei Prifungsteilen die Pflichtfacher im
Bereich des Biirgerlichen Rechts, des Strafrechts und des Offentlichen
Rechts einschlieBlich des jeweiligen Verfahrensrechts. Die naheren Prii-
fungsinhalte regelt eine Verordnung nach § 14 Absatz 3. Die oder der
Vorsitzende der Prufungskommission leitet die miindliche Priifung.

Die Dauer der miindlichen Priifung soll so bemessen sein, dass auf jeden
Prifling etwa 45 Minuten entfallen. Weniger als drei Priiflinge sollen
nicht, mehr als finf Priiflinge diirfen nicht in einem Termin geprift wer-
den. § 20 Absatz 3 gilt entsprechend.

Die Prufungskommission bewertet die Leistungen in jedem Priifungsteil
der miindlichen Prifung mit einer Note und einer Punktzahl.

Die miindliche Prifung ist mit Ausnahme der Beratung und der Bekannt-
gabe des Priifungsergebnisses 6ffentlich. Auf Wunsch eines Priiflings
kann die oder der Vorsitzende der Priifungskommission die Offentlichkeit
ganz oder teilweise ausschlieBen.

Priflingen sowie Zuhorerinnen und Zuhorern ist es untersagt, Aufzeich-
nungen Uber den Ablauf der miindlichen Priifung mittels technischer
Hilfsmittel anzufertigen. Zuhorerinnen und Zuhorer dirfen ferner keine
Aufzeichnungen in schriftlicher Form erstellen. Die von den Priiflingen
angefertigten Notizen sind nach Abschluss der miindlichen Priiffung der
oder dem Vorsitzenden der Priufungskommission auszuhédndigen.

Zur Uberpriifung, ob das Verbot des Absatzes 6 Satz 1 beachtet wird,
kann die oder der Vorsitzende der Priifungskommission Priiflinge sowie
Zuhorerinnen und Zuhorer dazu veranlassen, mitgebrachte Taschen oder
andere Behaltnisse zu 6ffnen, Einblick in diese zu gestatten sowie diese
fir die Dauer der miindlichen Prifung unter Ausschluss eigener Zu-
gangsmoglichkeit abzustellen.

Zuhorerinnen und Zuhorer, die gegen das Verbot des Absatzes 6 Satz 1
oder 2 verstoBen, haben den Priifungsraum auf Anordnung der oder des
Vorsitzenden der Prifungskommission zu verlassen.
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§ 23
Gesamtnote der staatlichen Pflichtfachprifung

Im Anschluss an die miundliche Prifung berdat die Prifungskommission
uber das Ergebnis der mundlichen Prifung und setzt die Gesamtnote der
staatlichen Pflichtfachprifung fest. Dabei sind die Punktzahlen der sechs
Aufsichtsarbeiten der schriftlichen Priifung und der drei Priifungsteile der
miundlichen Prifung zu je einem Neuntel zu berticksichtigen.

Die Prifungskommission kann bei der Entscheidung tiber das Ergebnis der
Prifung von der rechnerisch ermittelten Gesamtnote abweichen, wenn
dies auf Grund des Gesamteindrucks den Leistungsstand des Pruflings
besser kennzeichnet und die Abweichung auf das Bestehen keinen Ein-
fluss hat; die Abweichung darf ein Drittel des durchschnittlichen Umfangs
einer Notenstufe nicht tiberschreiten. Die Leistungen aus dem Schwer-
punktstudium und der Schwerpunktbereichspriifung bleiben bei der Ent-
scheidung nach Satz 1 unbertcksichtigt.

Die Prifung ist fiir bestanden zu erklaren als

sehr gut

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 14,00 bis 18,00,
gut

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 11,50 bis 13,99,
vollbefriedigend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 9,00 bis 11,49,
befriedigend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 6,50 bis 8,99,
ausreichend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 4,00 bis 6,49.

Im Anschluss an die Beratung der Prifungskommission wird den Priflin-
gen das Ergebnis mitgeteilt und unter Bekanntgabe der Bewertung der
Einzelleistungen mindlich kurz begrindet. Auf Wunsch des Priflings
kann die oder der Vorsitzende der Prifungskommission die iibrigen Prif-
linge wahrend der Bekanntgabe ausschliefen.

Die oder der Vorsitzende der Prifungskommission teilt das Prufungser-
gebnis dem Justizprifungsamt mit.

§24
Prifungsniederschrift

Uber den Hergang der miindlichen Priifung und der Beratungen ist eine
Niederschrift anzufertigen, in der festgehalten werden:

1. der Tag und der Ort der Prifung, die Besetzung der Prifungskommis-
sion und die Namen der Priiflinge,

2. die Prifungsgegenstande, die Inhalt des Prifungsgesprachs waren,
und die Einzelergebnisse der miindlichen Prifung,

die Einzelergebnisse der Aufsichtsarbeiten,
die Gesamtnote nach § 23 Absatz 1,
die Entscheidung nach § 23 Absatz 2 und

o o~ w

alle sonstigen prifungsrelevanten Entscheidungen der Priufungskom-
mission, insbesondere eine Entscheidung nach § 29.

Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden der Prifungskommis-
sion zu unterschreiben.
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§ 25
Rucktritt und Unterbrechung

Tritt ein Prifling nach Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung von
der Priifung zurtick, so gilt die staatliche Pflichtfachpriifung als nicht be-
standen. Bleibt ein Priifling der schriftlichen Priifung ohne wichtigen
Grund insgesamt fern oder gibt er weniger als drei Aufsichtsarbeiten nach
§ 19 Absatz 1 Satz 1 ab, so gilt dies als Riicktritt von der staatlichen Pflicht-
fachprifung. Bleibt ein Prifling ohne wichtigen Grund der miindlichen
Priufung fern, so gilt dies als Riicktritt von der staatlichen Pflichtfachpri-
fung.

Die staatliche Pflichtfachprifung ist auf Antrag des Priiflings wegen
Krankheit oder sonst aus wichtigem Grund zu unterbrechen, ohne dass
dadurch die bis dahin erbrachten Leistungen eines abgeschlossenen Prii-
fungsabschnitts beriihrt werden. Der Antrag ist abzulehnen, wenn er nicht
unverzuglich nach Eintritt des wichtigen Grundes gestellt wird.

Krankheit gilt nur dann als wichtiger Grund, wenn sie die Priifungsunfa-
higkeit begriindet und unverziiglich durch ein amtsarztliches Zeugnis
nachgewiesen wird. Das Prifungsamt kann auf die Vorlage des amtsarzt-
lichen Zeugnisses verzichten, wenn offensichtlich ist, dass der Priifling
prufungsunfahig ist. Die Kosten fiir das amtsarztliche Zeugnis tragt der
Prufling.

Erfolgt die Unterbrechung vor oder wahrend der Anfertigung der Auf-
sichtsarbeiten, so nimmt der Priifling nach Wegfall des wichtigen Grundes
im nachsten Prifungstermin erneut an samtlichen Aufsichtsarbeiten teil.
Einer gesonderten Ladung bedarf es nicht. Der Priifling ist darauf beson-
ders hinzuweisen. Erfolgt die Unterbrechung vor Beginn oder wahrend der
mindlichen Prifung, so nimmt der Priifling nach Wegfall des wichtigen
Grundes im ndachsten Prifungsdurchgang an einer vollstandigen neuen
miuindlichen Prifung teil.

Wird der Antrag nach Absatz 2 abgelehnt, kann die Prifung auf Antrag
des Priiflings fortgesetzt werden, wenn die Voraussetzungen fiir die Zulas-
sung zur miindlichen Priifung nach § 21 Absatz 1 erfillt oder noch erfiillbar
sind. Anderenfalls ist die staatliche Pflichtfachprifung nicht bestanden.

Hat sich ein Priifling in Kenntnis oder fahrldassiger Unkenntnis eines wich-
tigen Grundes im Sinne des Absatzes 2 der schriftlichen Prifung unterzo-
gen, kann eine Unterbrechung wegen dieses Grundes nicht genehmigt
werden. Fahrlassige Unkenntnis liegt insbesondere vor, wenn der Prifling
bei Anhaltspunkten fiir eine gesundheitliche Beeintrachtigung nicht un-
verziglich eine Klarung herbeigefiihrt hat. In jedem Fall ist die Geltend-
machung einer Unterbrechung ausgeschlossen, wenn nach Abschluss des
schriftlichen Teils der Priifung ein Monat verstrichen ist.

§ 26
Freiversuch

Im Falle des Nichtbestehens gilt die staatliche Pflichtfachpriifung als nicht
unternommen (Freiversuch), wenn

1. die Zulassung zur schriftlichen Prifung nach ununterbrochenem Stu-
dium der Rechtswissenschaft spatestens innerhalb des achten Fachse-
mesters beantragt wird und

2. die Aufsichtsarbeiten im néchsten auf die Anmeldung zur schriftli-
chen Priifung folgenden dafiir vorgesehenen Termin angefertigt wer-
den.

Fur die Anerkennung von Vorstudien gilt die Frist aus Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 mit der MaBlgabe, dass das Justizprifungsamt die Zahl der
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Fachsemester entsprechend dem Umfang der erbrachten Vorstudien fest-
setzt.

Bei der Berechnung der Semesterzahl nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 blei-
ben auf Antrag, der vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Nummer 1 und vor
der Meldung zur schriftlichen Priifung zu stellen ist, unberticksichtigt:

1. bis zu zwei Semester, in denen der Priifling an einer rechtswissen-
schaftlichen Fakultat im fremdsprachigen Ausland nachweislich aus-
landisches Recht studiert und in denen er in jedem Semester
mindestens einen Leistungsnachweis im auslandischen Recht erwor-
ben hat,

2. unvermeidbare Verzogerungen wegen einer Behinderung, wenn dies
notwendig ist als angemessener Nachteilsausgleich,

3. Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz vom 23. Mai 2017 (BGBL.
I'S. 1228), das durch Artikel 57 Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2019 (BGBI. I S. 2652) gedndert worden ist,

4. Zeiten, in denen der Prifling Elternzeit in Anspruch genommen hat,

5. Zeiten, in denen der Priifling sonst aus wichtigem Grund, insbeson-
dere wegen einer schweren Krankheit, langerfristig an der Austibung
des Studiums gehindert war,

6. ein Semester, wenn der Prifling ein Jahr oder langer als gewdhltes
Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien oder satzungsmafigen
Organen der Hochschule tatig war,

7. ein Semester, wenn der Prifling an einer Verfahrenssimulation (Moot-
Court) oder an einer studentischen Rechtsberatung teilgenommen
hat, sofern die Teilnahme durch die Universitat begleitet wird und sich
die Mitarbeit tiber mindestens 14 Lehrveranstaltungsstunden er-
streckt hat; die erforderliche Anzahl an Lehrveranstaltungsstunden
kann auch in mehreren Veranstaltungen und semestertiibergreifend
erbracht werden,

8. ein Semester, wenn der Prifling die universitare Schwerpunktbe-
reichsprifung vollstandig abgelegt hat.

Unbertcksichtigt bleiben nur volle Fachsemester. Insgesamt konnen nicht
mehr als vier Semester unberticksichtigt bleiben, es sei denn, es handelt
sich um einen wichtigen Grund nach Satz 1 Nummer 2, 3, 4 oder 5. Im
Antrag auf Zulassung zur Pflichtfachprifung ist anzugeben, ob von der
Moéglichkeit des Freiversuchs Gebrauch gemacht wird. Von der Moéglich-
keit des Freiversuchs kann nur einmal Gebrauch gemacht werden.

Fir einen Antrag zur staatlichen Pflichtfachprifung nach MaBgabe von
Absatz 1 gelten das Sommersemester 2020, das Wintersemester 2020/2021,
das Sommersemester 2021 und das Wintersemester 2021/2022 nicht als
Fachsemester. Eines gesonderten Antrags zur Verlangerung der Melde-
frist bedarf es im Fall von Satz 1 abweichend von Absatz 3 Satz 1 nicht.

Eine Unterbrechung der Prifung und spatere Fortsetzung als Freiversuch
ist ausgeschlossen. Wer vom Freiversuch wegen Krankheit oder aus einem
anderen wichtigen Grund Abstand nimmt, kann die Fortsetzung der Prii-
fung mit der Mallgabe beantragen, dass die Prifung als reguléarer Erstver-
such gilt. In diesem Fall gilt § 25 Absatz 2 bis 6 entsprechend.

§ 27
Notenverbesserung

Priflinge, die eine erstmals abgelegte Pflichtfachprifung vor dem Jus-
tizprifungsamt Bremen im Freiversuch bestanden haben, dirfen diese zur
Notenverbesserung einmal wiederholen. Die Priifung ist vollstandig zu
wiederholen. Der Antrag auf Wiederholung der Prifung ist innerhalb von
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zwei Monaten nach Bekanntgabe des Prifungsergebnisses an das Jus-
tizprifungsamt zu stellen. § 17 Absatz 4 gilt entsprechend.

Wer vom Freiversuch wegen Krankheit oder aus einem anderen wichtigen
Grund Abstand genommen hat und die Prifung gemaB § 26 Absatz 5 im
regularen Erstversuch fortsetzt, kann die Prifung abweichend von Absatz
1 Satz 1 einmal zur Notenverbesserung wiederholen. Absatz 1 Satz 2 bis 4
gilt entsprechend.

Erreicht der Priifling in der Notenverbesserungspriifung eine hoéhere
Punktzahl, so erteilt das Prifungsamt hieriiber ein neues Zeugnis. Das
Zeugnis der zuerst bestandenen Priufung wird eingezogen.

§ 28
Wiederholung der nicht bestandenen Priifung

Haben Priiflinge eine Pilichtfachpriifung, die weder als Freiversuch noch
als Wiederholungspriufung zur Notenverbesserung abgelegt worden ist,
nicht bestanden, so darf sie einmal wiederholt werden. Die Meldung zu
einer Wiederholungsprifung ist nur innerhalb von zwei Jahren nach Be-
kanntgabe des Ergebnisses der vorangegangenen Prifung zuldssig. Das
Justizprifungsamt kann Ausnahmen zulassen, wenn die Frist unverschul-
det versdaumt worden ist.

Die Prufung ist grundsatzlich vollstandig zu wiederholen.

Priflinge konnen beantragen, ihnen die erneute Anfertigung der Auf-
sichtsarbeiten zu erlassen und deren Ergebnis aus der nicht bestandenen
Prifung anzurechnen. Dem Antrag ist stattzugeben, wenn die Aufsichts-
arbeiten im Durchschnitt mit mindestens 4,0 Punkten bewertet worden
sind.

Wer bei einem anderen Priifungsamt einmal ohne Erfolg an einer Pflicht-
fachprifung teilgenommen hat, kann zur Wiederholungsprifung in Bre-
men zugelassen werden, wenn ein wichtiger Grund den Wechsel
rechtfertigt und das andere Priifungsamt dem Wechsel zustimmt.

§ 29
Storung und Tauschungsversuch

Stort ein Prufling wahrend der Anfertigung einer Aufsichtsarbeit andere
Priiflinge, so kann er von der Fortsetzung der Aufsichtsarbeit ausgeschlos-
sen werden, wenn er das stérende Verhalten trotz Abmahnung nicht ein-
stellt. Ein Priifling, der einen Tduschungsversuch unternimmt, kann die
Aufsichtsarbeit fortsetzen.

Stort ein Prifling in der miindlichen Prifung das Prifungsgesprach, so
kann er von der Prifungskommission von der weiteren Prifung ausge-
schlossen werden, wenn er das stérende Verhalten trotz Abmahnung nicht
einstellt.

Ist ein Prifling von der Fortsetzung einer Aufsichtsarbeit nach Absatz 1
Satz 1 ausgeschlossen worden, so wird diese Arbeit als ,ungentigend” (0
Punkte) bewertet. Ist er von der weiteren miindlichen Priifung nach Absatz
2 Satz 1 ausgeschlossen worden, sind seine Leistungen in der miindlichen
Prifung als ,ungentiigend” (0 Punkte) zu bewerten.

Unternimmt es ein Priifling, das Ergebnis einer Aufsichtsarbeit oder der
miundlichen Priifung durch Tauschung oder Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel zu beeinflussen, so ist die betroffene Priifungsleistung mit der
Note ,ungeniigend” (0 Punkte) zu bewerten. In besonders schwerwiegen-
den Féllen, insbesondere bei Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel,
kann der Prifling von der staatlichen Pflichtfachpriifung ausgeschlossen
und die Priifung fiir nicht bestanden erklart werden. Betrifft der Ausschluss
eine Priifung nach § 26 Absatz 1, so gilt diese nicht als Freiversuch.
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(5) Uber die Folgen eines in der miindlichen Priifung begangenen Té&u-
schungsversuchs entscheidet die Prifungskommission, in den tibrigen Fal-
len die oder der Vorsitzende des Priifungsamtes. Vor der Entscheidung ist
dem Priifling Gelegenheit zur AuBerung zu geben.

(6) Wird eine Tauschungshandlung erst nach Aushandigung des Zeugnisses
uber das Bestehen der ersten juristischen Priifung bekannt, so kann das
Prifungsamt innerhalb von fiinf Jahren seit dem Tag der Aushdndigung
des Zeugnisses, jedoch nicht mehr nach Bestehen der zweiten Staatspri-
fung, die Priifung fiir nicht bestanden erklaren. Das Prifungszeugnis ist in
diesem Fall einzuziehen. Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 30
Ablehnung von Priferinnen und Prifern

(1) Die Namen der Mitglieder der Prifungskommission werden den Priflin-
gen in der Regel zwei Wochen vor dem Termin der miundlichen Prifung
schriftlich mitgeteilt. Der Priifling kann eine Priferin oder einen Priifer ge-
genuber dem Justizprifungsamt wegen Besorgnis der Befangenheit ab-
lehnen.

(2) Hat ein Antrag auf Ablehnung eines Mitglieds der Prifungskommission
wegen Besorgnis der Befangenheit Erfolg, so nimmt der Priifling an einer
anderen miundlichen Priifung teil.

§ 31
Bescheinigung tber die staatliche Pflichtfachprifung

Uber das Ergebnis der staatlichen Pflichtfachpriifung wird ein Bescheid erteilt,
der die erzielte Abschlussnote mit ihrer Punktzahl enthaélt. Satz 1 gilt nicht, so-
fern das Justizprifungsamt unmittelbar nach der miindlichen Prifung der
staatlichen Pflichtfachprifung ein Zeugnis nach § 38 erteilt.

§ 32
Einsicht in die Prifungsakten

Dem Priifling ist nach Abschluss des Priifungsverfahrens die Einsicht in seine
Prifungsarbeiten einschlieBlich der Gutachten der Priferinnen oder Priifer zu
gestatten. Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Priifungs-
ergebnisses bei dem Justizprifungsamt zu stellen.

Abschnitt 4
Universitare Schwerpunktbereichspriifung und Priifungsordnung

§ 33
Universitare Schwerpunktbereichsprifung

(1) Die Universitat Bremen fiithrt die universitaire Schwerpunktbereichsprii-
fung im Rahmen der nachfolgenden Vorschriften selbststandig und in ei-
gener Verantwortung durch. Sie gewahrleistet die Einheitlichkeit der
Prifungsanforderungen und der Leistungsbewertung sowohl im Verhalt-
nis der einzelnen Schwerpunktbereiche untereinander als auch im Ver-
héaltnis der Schwerpunktbereichsprifung zur staatlichen Pflichtfachprii-
fung.

(2) Gegenstand der Schwerpunktbereichsprifung ist der vom Prifling ge-
wdhlte Schwerpunktbereich.

§ 34
Priufungsleistungen in der universitaren Schwerpunktbereichsprifung

(1) Die universitaire Schwerpunktbereichsprifung besteht aus mindestens
zwei und hochstens drei Priifungsleistungen, davon mindestens eine
schriftliche wissenschaftliche Studienarbeit und eine miindliche Priifung.
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Zu den Prifungsleistungen kann auch eine Aufsichtsarbeit zdhlen. Die
Schwerpunktbereichsprifung darf einmal wiederholt werden.

(2) Das Nahere zur universitairen Schwerpunktbereichsprifung regelt eine
Prufungsordnung nach § 37. Sie kann Prifungsvorleistungen vorsehen, die
studienbegleitend erbracht werden, jedoch nicht vor Ablauf von zweiein-
halb Studienjahren.

(3) Entscheidungen in Angelegenheiten der Schwerpunktbereichsprifung
treffen die nach der Prifungsordnung der Universitat zustandigen Stellen.

(4) Die Universitdat Bremen teilt dem Justizprifungsamt die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer und die Ergebnisse der Schwerpunktbereichsprifung
schriftlich mit.

§ 35
Gesamtnote der universitaren Schwerpunktbereichsprifung

Bei der Festsetzung der Gesamtnote der universitdaren Schwerpunktbereichs-
prufung sind die Notenstufen aus § 23 Absatz 3 anzuwenden. Die universitare
Schwerpunktbereichspriifung ist bestanden, wenn der Priifling mindestens die
Gesamtnote ,ausreichend” (4,0 Punkte) erreicht hat.

§ 36
Zeugnis Uber die universitare Schwerpunktbereichspriifung

(1) Wer die universitare Schwerpunktbereichsprifung bestanden hat, erhalt
von der Universitdt Bremen ein Zeugnis, das mindestens

1. die Gesamtnote samt Punktzahl,
2. die Noten fur die einzelnen Prifungsleistungen und
3. die Gewichtung der einzelnen Prifungsleistungen ausweist.

(2) Wer die universitare Schwerpunktbereichsprifung nicht bestanden hat,
erhalt von der Universitdat Bremen einen Bescheid. Das Nahere tber das
Widerspruchsverfahren regelt die Universitat Bremen.

§ 37
Universitare Priufungsordnung

Die Universitat Bremen erlasst eine Prifungsordnung, die abweichend von § 62
Absatz 1 Satz 1 des Bremischen Hochschulgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Mai 2007 (Brem.GBI. S. 339), das zuletzt durch das Ge-
setz vom 29. Marz 2022 (Brem.GBl. S. 159) gedndert worden ist, von der Sena-
torin oder dem Senator fir Wissenschaft und Hafen im Einvernehmen mit der
Senatorin oder dem Senator fiir Justiz und Verfassung zu genehmigen ist. Die
Prifungsordnung regelt das Néahere tiber:

1. die Schwerpunktbereiche,
2. die Zwischenprifung,

3. Zahl und Art der schriftlichen Arbeiten, die fiir die Leistungsnachweise in
den Bereichen Biirgerliches Recht, Strafrecht und Offentliches Recht sowie
in einem Grundlagenfach zu erbringen sind,

4. die Anerkennung von an anderen Universitaten erbrachten Leistungen,

5. den Nachweis der Fremdsprachenkompetenz nach § 17 Absatz 1 Nummer
7,

6. den Nachweis iiber die Teilnahme an einer Lehrveranstaltung, in der
Schliisselqualifikationen vermittelt worden sind und

7. die Schwerpunktbereichsprifung.
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Abschnitt 5
Gesamtnote der ersten juristischen Priifung

(D

§ 38
Bestehen der ersten juristischen Prifung, Zeugnis

Die erste juristische Prifung ist bestanden, wenn der Prifling in der staat-
lichen Pflichtfachprifung und einer im Geltungsbereich des Deutschen
Richtergesetzes abgelegten universitaren Schwerpunktbereichsprifung
jeweils eine Mindestpunktzahl von 4,0 erreicht hat. Bei der Festsetzung
der Gesamtnote der ersten juristischen Prifung sind die Notenstufen aus
§ 23 Absatz 3 anzuwenden. Wer die staatliche Pflichtfachprifung oder die
universitare Schwerpunktbereichsprifung endgiiltig nicht bestanden hat,
hat die erste juristische Priifung nicht bestanden.

Das Zeugnis fur die erste juristische Prifung wird vom Justizprifungsamt
erteilt. Dieses weist die Ergebnisse der bestandenen universitaren Schwer-
punktbereichsprifung und der bestandenen staatlichen Pilichtfachpri-
fung sowie zusatzlich als Orientierung eine Gesamtnote aus, in die das
Ergebnis der bestandenen staatlichen Pflichtfachprifung mit 70 vom Hun-
dert und das Ergebnis der bestandenen universitdren Schwerpunktbe-
reichsprifung mit 30 vom Hundert einflieft. In dem Zeugnis werden die
Bezeichnung des gewahlten Schwerpunktbereichs und der Gegenstand
der universitdaren Schwerpunktbereichsprifung angegeben.

TEIL 3
VORBEREITUNGSDIENST

(D

(2)

Q)

§ 39
Aufnahme in den Vorbereitungsdienst

Wer die erste juristische Priifung bestanden hat, wird nach MaBBgabe der
folgenden Bestimmungen auf Antrag in den juristischen Vorbereitungs-
dienst im Rahmen eines oOffentlichrechtlichen Ausbildungsverhaltnisses
mit der Dienstbezeichnung ,Referendarin” oder ,Referendar” aufgenom-
men. Uber den Antrag entscheidet die Préasidentin oder der Président des
Hanseatischen Oberlandesgerichts Bremen nach Einsicht in die Priifungs-
akten.

Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist zu versagen,

1. wenn die Bewerberin oder der Bewerber wegen einer vorséatzlich be-
gangenen Straftat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr
rechtskraftig verurteilt und die Eintragung tber die Verurteilung noch
nicht getilgt worden ist,

2. solange gegen die Bewerberin oder den Bewerber eine Freiheitsstrafe
oder sonst eine freiheitsentziechende MaBnahme vollzogen wird,

3. wenn die Bewerberin oder der Bewerber sich verfassungsfeindlich be-
tatigt,

4. wenn die Bewerberin oder der Bewerber die zweite juristische Staats-
prifung in Bremen oder in einem anderen Land der Bundesrepublik
Deutschland nach den dort geltenden Bestimmungen endgtiltig nicht
bestanden hat.

Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst soll versagt werden,

1. wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach einer fritheren Entlas-
sung aus dem Vorbereitungsdienst die Wiedereinstellung beantragt,
es sei denn, dass die Unterbrechung aus wichtigem Grund erfolgt ist,

2. wenn das Bestehen der ersten juristischen Prifung langer als funf
Jahre zurtiickliegt, es sei denn, dass im Hinblick auf die zwischenzeit-
liche Tatigkeit der Bewerberin oder des Bewerbers noch ein hinrei-
chend enger Zusammenhang zwischen dem Rechtsstudium und der
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(4)

Ausbildung im Vorbereitungsdienst besteht, oder sonst ein wichtiger
Grund vorliegt.

Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst kann versagt werden,

1. solange gegen die Bewerberin oder den Bewerber ein strafrechtliches
Ermittlungsverfahren oder ein gerichtliches Strafverfahren wegen des
Verdachts einer vorsatzlich begangenen Tat anhdngig ist, das zu einer
Verurteilung nach Absatz 2 Nummer 1 fiihren kann,

2. wenn Tatsachen vorliegen, die die Bewerberin oder den Bewerber fiir
den Vorbereitungsdienst aus einem sonstigen Grund als ungeeignet
erscheinen lassen, insbesondere, wenn Tatsachen in der Person der
Bewerberin oder des Bewerbers die Gefahr einer Stérung des
Dienstbetriebs oder die Gefahr begriinden, dass durch die Aufnahme
wichtige 6ffentliche Belange ernstlich beeintrachtigt wiirden.

Die Ablehnung wird in den Prifungsakten vermerkt.
§ 40
Leitung der Ausbildung

Die Prasidentin oder der Prasident des Hanseatischen Oberlandesgerichts
Bremen leitet die Ausbildung der Referendarinnen und Referendare im
Vorbereitungsdienst (Leiterin oder Leiter der Ausbildung).

Die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung erldsst Richtlinien fiir den Vor-
bereitungsdienst, die Stationsausbildung, die Einfiihrungslehrgange, die
praxisbegleitenden Ausbildungslehrgange und den Erganzungsvorberei-
tungsdienst.

§ 41
Grundsatze der Ausbildung

Wahrend des Vorbereitungsdienstes sollen die Referendarinnen und Refe-
rendare lernen, ihre erworbenen und fortlaufend zu erganzenden Kennt-
nisse und Fahigkeiten in die berufliche Praxis umzusetzen. Zu diesem
Zweck sollen sie umfassend mit den rechtspraktischen Aufgabenstellun-
gen des Feststellens von Tatsachen, des Planens, Beratens, Schlichtens,
Verhandelns und Entscheidens vertraut gemacht werden.

Die Referendarinnen und Referendare sollen die institutionellen Bedin-
gungen berufspraktischen Handelns kennen lernen und Gelegenheit er-
halten, ihre in der praktischen Ausbildung gesammelten Erfahrungen
kritisch aufzuarbeiten.

Die Referendarinnen und Referendare sollen frithzeitig an selbstandiges
Arbeiten herangefiihrt werden. Soweit es die Art der Tatigkeit zuldsst, sol-
len sie diese eigenverantwortlich erledigen. Am Ende ihrer Ausbildung
sollen sie imstande sein, sich in angemessener Zeit auch in solchen juristi-
schen Arbeitsbereichen zurechtzufinden, in denen sie nicht ausgebildet
worden sind.

§ 42
Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes

Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre. Davon entfallen 21 Monate
auf Pflichtstationen und drei Monate auf eine Wahlstation.

Die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung kann im Einzelfall aus zwin-
genden Griinden, jedoch nicht wegen unzureichender Leistungen, die
Ausbildung um bis zu sechs Monate verlangern; § 53 bleibt unberthrt. Sie
oder er kann dabei die Reihenfolge der Stationen dndern, Stationen ver-
langern und anordnen, dass eine oder mehrere Stationen ganz oder teil-
weise zu wiederholen sind.
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Die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung kann auf Antrag der Referen-
darin oder des Referendars die Reihenfolge und die Dauer der Ausbil-
dungsstellen andern, wenn dies im Interesse der Ausbildung geboten ist.

Die Ableistung des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit (Teilzeitbeschafti-
gung) ist auf Antrag zu eréffnen im Falle der tatsachlichen Betreuung oder
Pflege

1. mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder

2. einer oder eines laut arztlichen Gutachtens pflegebediirftigen Ehegat-
tin oder Ehegatten, Lebenspartnerin oder Lebenspartners oder in ge-
rader Linie Verwandten.

Liegen besondere personliche Griinde vor, die in Art und Umfang den in
Satz 1 genannten Griinden vergleichbar sind und eine besondere Harte
darstellen, kann auf Antrag die Ableistung des Vorbereitungsdienstes in
Teilzeit eroffnet werden.

Fir die Ableistung in Teilzeit wird der regelmaBige Vorbereitungsdienst
um ein Funftel reduziert. Der Umfang der Teilnahme an den Arbeitsge-
meinschaften bleibt unberiihrt. Die Dauer des Vorbereitungsdienstes in
Teilzeit betragt zweieinhalb Jahre. Die Verlangerung des Vorbereitungs-
dienstes ist in angemessener Weise auf die Pflichtstationen zu verteilen.
Durch die Ableistung des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit verschiebt sich
der Zeitpunkt der Anfertigung der Aufsichtsarbeiten um sechs Monate.
Der Antrag fir die Ableistung des Referendariats in Teilzeit kann mit der
Bewerbung um Aufnahme in den Vorbereitungsdienst gestellt werden; der
Antrag ist unverziiglich nach Zugang der Benachrichtigung tiber die Auf-
nahme in den Vorbereitungsdienst zu stellen.

Das Nahere regelt die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung.
§ 43
Pflichtstationen
Die Ausbildung findet in folgenden Pflichtstationen statt:
1. beieinem ordentlichen Gericht in Zivilsachen finf Monate,

2. Dbei einer Staatsanwaltschaft oder einem Gericht in Strafsachen drei-
einhalb Monate,

3. Dbei einer Verwaltungsbehoérde dreieinhalb Monate,
4, Dbei einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt neun Monate.

Die Ausbildung bei einer Verwaltungsbehoérde kann ganz oder teilweise
bei einem Gericht der Verwaltungs-, Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit
stattfinden. Auf die Ausbildung bei einer Verwaltungsbehérde kann eine
Ausbildung an einer rechtswissenschaftlichen Fakultat sowie an der Deut-
schen Hochschule fir Verwaltungswissenschaften Speyer angerechnet
werden.

Die Ausbildung in der Anwaltsstation kann bis zu einer Dauer von drei
Monaten bei einer Notarin oder einem Notar, einem Unternehmen, einem
Verband oder bei einer sonstigen Ausbildungsstelle stattfinden, bei der
eine sachgerechte rechtsberatende Ausbildung gewdhrleistet ist.

Die Ausbilderin oder der Ausbilder muss Uber die Befdhigung zum Rich-
teramt nach § 5 des Deutschen Richtergesetzes verfiigen.

§ 44

Einfiihrungslehrgange

Die Ausbildung in den Pflichtstationen beginnt jeweils mit einem Einfiihrungs-
lehrgang, der in der Anwaltsstation mindestens eine Woche, in den tbrigen
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Stationen drei Wochen dauert. In den Einfiihrungslehrgangen wird die prak-
tischjuristische Arbeitsweise im jeweiligen Ausbildungsbereich dargestellt,
eingetbt und wissenschaftlich aufgearbeitet.

(D

§ 45
Praxisbegleitende Ausbildungslehrgange

Die praktische Ausbildung in den Pflichtstationen wird nach Beendigung
der Einfuhrungslehrgiange von Ausbildungslehrgdngen begleitet. Die
durchgangige Teilnahme an ihnen ist Dienstpflicht und geht jedem ande-
ren Dienst vor.

Die Ausbildungslehrgange kénnen gemeinsam von Praktikerinnen oder
Praktikern und Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrern durchge-
fuhrt werden. Die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer werden auf
Vorschlag des Fachbereichs Rechtswissenschaft der Universitat Bremen,
die Rechtsanwadltinnen und Rechtsanwilte auf Vorschlag der Hanseati-
schen Rechtsanwaltskammer in Bremen von der Leiterin oder dem Leiter
der Ausbildung bestellt.

Die Ausbildungslehrgange dienen in erster Linie der Vertiefung des in der
Praxisausbildung Erlernten sowie der kritischen Aufarbeitung der Pra-
xiserfahrung. Daneben sollen die Referendarinnen und Referendare Gele-
genheit erhalten, sich in den einschldgigen, auf die Ausbildung in den
Pflichtstationen bezogenen schriftlichen Priifungsleistungen zu iiben.

Weitere Ausbildungsveranstaltungen koénnen eingerichtet werden. Die
Teilnahme daran kann angeordnet werden.

Die Referendarinnen und Referendare sind verpflichtet, die in den Ausbil-
dungslehrgdangen angebotenen Klausuren anzufertigen und abzugeben.

§ 46
Wahlstation

An die Pflichtstationen schliefit sich die Wahlstation an. Die Wahlstation
kann auch im Ausland absolviert werden. Die Ausbilderin oder der Aus-
bilder muss tiber die Befdhigung zum Richteramt nach § 5 des Deutschen
Richtergesetzes oder eine nach ausldndischem Recht vergleichbare Quali-
fikation verfiigen. Die Ausbildung wahrend der Wahlstation findet nach
Wahl der Referendarin oder des Referendars in einem der folgenden
Schwerpunktbereiche statt:

1. Internationales Recht und Recht der Europaischen Union mit Wahlsta-
tion bei

a) einer uberstaatlichen, zwischenstaatlichen oder ausldandischen
Ausbildungsstelle,

b) einer deutschen Auslandsvertretung oder

c) einer auslandischen Rechtsanwaéltin oder einem ausldandischen
Rechtsanwalt,

2. Birgerliches Recht (allgemein) mit Wahlstation bei
a) einem Gericht in Zivilsachen,

b) einer Rechtsanwdltin oder einem Rechtsanwalt mit Allgemein-
praxis oder

c) einer Notarin oder einem Notar,
3. Familienrecht mit Wahlstation bei
a) einem Amtsgericht — Familiengericht,
b) einem Oberlandesgericht — Senat fiir Familiensachen,

c) einem Jugendamt oder
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d) einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,

4. Wirtschaft, Handel (einschlieBlich steuerrechtlicher Fragen) mit Wahl-
station bei

a) einem Gericht in Zivilsachen,
b) einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,

c) einer Wirtschaftspriiferin oder einem Wirtschaftspriifer, einer
Steuerberaterin oder einem Steuerberater,

d) einer Notarin oder einem Notar,
e) einem Wirtschaftsunternehmen,
f)  einer Korperschaft wirtschaftlicher Selbstverwaltung,

g) einer Verwaltungsbehorde mit wirtschaftsrechtlichen Zustéandig-
keiten,

h) einem Finanzgericht oder
i)  einer Behorde der Finanzverwaltung,

5. Strafrecht mit Wahlstation bei

a) einer Staatsanwaltschaft,

b) einem Gericht in Strafsachen,

c) einer Justizvollzugsanstalt,

d) einer Polizeibehorde,

e) einer Einrichtung der sozialen Dienste der Justiz oder

f) einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,
6. Staat und Verwaltung mit Wahlstation bei
a) einer Verwaltungsbehorde, auch Ministerialebene,

b) einem Gericht der Verwaltungs-, Sozial- oder Finanzgerichtsbar-
keit,

c) einer gesetzgebenden Korperschaft des Bundes oder eines Lan-
des,

d) einer iiberstaatlichen oder zwischenstaatlichen Institution,

e) der Deutschen Hochschule fiir Verwaltungswissenschaften in
Speyer,

f) einer deutschen Auslandsvertretung oder

g) einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,
7. Arbeit und Soziales mit Wahlstation bei

a) einer Verwaltungsbehorde,

b) einem Gericht der Arbeitsgerichtsbarkeit oder der Sozialgerichts-
barkeit,

c) einer Gewerkschaft,
d) einem Arbeitgeberverband,

e) einer Korperschaft sozialer oder beruflicher Selbstverwaltung
oder

f) einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt.

(2) Bis spatestens drei Monate vor Ende der letzten Pflichtstation zeigen die
Referendarinnen und Referendare der Leiterin oder dem Leiter der Aus-
bildung die Wahl der Wahlstation und des Schwerpunktbereichs an. Bei
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der Zuweisung zu der Ausbildungsstelle ist Wiinschen der Referendarin-
nen und Referendare nach Moglichkeit Rechnung zu tragen. Die Leiterin
oder der Leiter der Ausbildung kann fiir die Wahlstation weitere Ausbil-
dungsstellen, bei denen eine sachgerechte Ausbildung gewdhrleistet ist,
bestimmen.

Eine Ausbildung bei der Deutschen Hochschule fiir Verwaltungswissen-
schaften Speyer und die Ausbildung an einer rechtswissenschaftlichen Fa-
kultat, die nicht bereits auf die Pflichtstation nach § 43 Absatz 2 Satz 2
angerechnet worden sind, konnen auf die Ausbildung bei der Wahlstation
mit bis zu drei Monaten angerechnet werden.

§ 47
Stationszeugnisse

Fir die praktische Ausbildung werden von jeder Ausbilderin und jedem
Ausbilder Zeugnisse erteilt, die die Fahigkeiten und Leistungen der Refe-
rendarin oder des Referendars darstellen, bewerten und eine zusammen-
fassende Note und Punktzahl enthalten.

Das Zeugnis der letzten Ausbildungsstation ist der Leiterin oder dem Leiter
der Ausbildung mit Beendigung der Ausbildung vorzulegen. Ansonsten
betragt die Frist zur Vorlage der Zeugnisse einen Monat nach Beendigung
der jeweiligen Stationsausbildung. Die Referendarin oder der Referendar
erhalt eine Ausfertigung des Zeugnisses.

Uber Widerspriiche gegen Zeugnisse entscheidet die Leiterin oder der Lei-
ter der Ausbildung.

§ 48
Rechte und Pflichten der Referendarinnen und Referendare

Die Referendarinnen und Referendare haben sich mit voller Kraft der Aus-
bildung zu widmen. Soweit sie mit Dienstgeschéften betraut sind, haben
sie diese uneigenniitzig, unparteiisch und gerecht zu erledigen; Ge-
schenke oder Belohnungen dirfen sie nicht annehmen. Die Referendarin-
nen und Referendare sind zu Beginn ihrer Ausbildung nach § 1 des
Verpflichtungsgesetzes auf die gewissenhafte Erfullung ihrer Obliegen-
heiten zu verpflichten.

Fur die Rechte und Pflichten der Referendarinnen und Referendare sowie
fir die Beendigung des offentlichrechtlichen Ausbildungsverhaltnisses
sind die fiir Beamte auf Widerruf geltenden Bestimmungen sowie § 4 Ab-
satz 2 Satz 3 und 4 des Bremischen Beamtengesetzes vom 22. Dezember
2009 (Brem.GBI. 2010 S.17 — 2040a-1), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 13. Juli 2021 (Brem.GBIl. S. 604) gedandert worden ist, entspre-
chend anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes
geregelt ist. Keine Anwendung finden § 7 Absatz 1 Nummer 2, § 33 Absatz
1 Satz 3 und § 38 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBIL. I S.
1010), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBI. I
S. 2250) gedndert worden ist, sowie die §§ 47, 52 und 80 des Bremischen
Beamtengesetzes. Bei schuldhafter Verletzung der den Referendarinnen
und Referendaren obliegenden Pilichten sind die fiir Beamte auf Widerruf
geltenden Bestimmungen des Bremischen Disziplinargesetzes vom 26. No-
vember 2002 (Brem.GBl. S. 545 — 204 1a-1), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 14. Juli 2020 (Brem.GBIl. S. 671) gedndert worden ist, ent-
sprechend anwendbar.

Uber jede Referendarin und jeden Referendar wird eine Personalakte ge-
fihrt. Die §§ 85 bis 92 des Bremischen Beamtengesetzes sind entsprechend
anzuwenden.
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§ 49
Unterhaltsbeihilfe

(1) Referendarinnen und Referendare erhalten eine monatliche Unterhaltsbei-
hilfe. Ihnen wird nach beamtenrechtlichen Vorschriften Anwartschaft auf
Versorgung bei verminderter Erwerbsfahigkeit und im Alter sowie auf
Hinterbliebenenversorgung gewdahrleistet. Das Entgeltfortzahlungsgesetz
vom 26. Mai 1994 (BGBL.IS. 1014), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 22. November 2019 (BGBI. I S. 1746) geandert worden ist, findet An-
wendung. Das Nahere regelt der Senat durch Rechtsverordnung.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung kann die monatliche Unter-
haltsbeihilfe um bis zu 25 Prozent kiirzen, wenn die Referendarin oder der
Referendar die zweite juristische Staatsprifung nicht bestanden hat oder
sich der Vorbereitungsdienst aus einem von der Referendarin oder dem
Referendar zu vertretenden Grund verzogert. Von der Kiirzung ist abzuse-
hen bei Verlangerung des Vorbereitungsdienstes infolge genehmigten
Fernbleibens oder Riicktritts von der Priifung und in besonderen Hartefal-
len.

(3) Das Mutterschutzgesetz und das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBIL. I S. 33),
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Marz 2022 (BGBL. I S. 473)
gedndert worden ist, finden Anwendung. Tarifrechtliche Regelungen blei-
ben unbertihrt.

§ 50
Urlaub

Referendarinnen und Referendare erhalten unter Belassung der Unterhaltsbei-
hilfe Erholungsurlaub sowie Urlaub aus besonderen Anlassen. Die Ausbildung
in den einzelnen Abschnitten darf durch den Urlaub nicht beeintrachtigt wer-
den. Die Bremische Urlaubsverordnung in der Fassung vom 27. Juni 1979
(Brem.GBIL. S. 337 — 2040a-7), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom
25. Januar 2022 (Brem.GBl. S. 78) geandert worden ist, gilt in der jeweiligen
Fassung entsprechend mit den MalBgaben, dass Referendarinnen und Referen-
dare im Einstellungsjahr unabhangig vom Einstellungsdatum fiir jeden vollen
Monat des Vorbereitungsdienstes ein Zwolftel des ihnen zustehenden Jahres-
urlaubs erhalten und eine Wartezeit bei der Gewdhrung von Urlaub von drei
Monaten einzuhalten ist. Abweichend davon kénnen Referendarinnen und Re-
ferendare von der Senatorin oder dem Senator fir Justiz und Verfassung aus
dienstlichen oder persénlichen Griinden unter Wegfall der Unterhaltsbeihilfe
beurlaubt werden, ohne dass es ihres Antrags bedarf.

§ 51
Gastreferendarinnen und Gastreferendare, Ubernahme aus anderen Ladndern

(1) Referendarinnen und Referendare konnen mit Genehmigung der jeweils
zustdndigen Leiterin oder des jeweils zustdndigen Leiters der Ausbildung
oder der jeweils zustdandigen Verwaltungsbehorde fir einzelne Ausbil-
dungsabschnitte als Gast in einen anderen Oberlandesgerichtsbezirk oder
Verwaltungsbezirk zur Ausbildung tiberwiesen oder von dort ibernom-
men werden.

(2) Bei Referendarinnen und Referendaren, die einen Teil des Vorbereitungs-
dienstes in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland abge-
leistet haben oder die nach einer friheren Entlassung wieder in den
Vorbereitungsdienst aufgenommen worden sind, trifft die Leiterin oder der
Leiter der Ausbildung Bestimmungen tiber den weiteren Vorbereitungs-
dienst.
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§ 52

Zweite juristische Staatsprifung

Fiir die zweite juristische Staatspriifung gilt die Ubereinkunft der Lénder Freie
Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg und Schleswig-Holstein
uber ein Gemeinsames Prufungsamt und die Prifungsordnung fir die zweite
juristische Staatsprifung fur Juristen vom 25. Juli 2005 (Brem.GBI. S. 393 —
301-C-7).

(D

§ 53
Erganzungsvorbereitungsdienst

Hat eine Referendarin oder ein Referendar die zweite juristische Staats-
prifung erstmalig nicht bestanden, verweist die Leiterin oder der Leiter
der Ausbildung die Referendarin oder den Referendar zuriick in den Vor-
bereitungsdienst (Erganzungsvorbereitungsdienst). Der Erganzungsvor-
bereitungsdienst dauert vier Monate; die Leiterin oder der Leiter der
Ausbildung kann ihn in Ausnahmefdllen verkiirzen oder wegfallen lassen.

Wahrend des Erganzungsvorbereitungsdienstes hat die Referendarin oder
der Referendar ein besonderes Ausbildungsprogramm abzuleisten. Eine
Stationsausbildung findet nicht statt.

Die Referendarin oder der Referendar hat die Aufsichtsarbeiten der zwei-
ten juristischen Staatsprifung in den auf den Abschluss des Erganzungs-
vorbereitungsdienstes folgenden Terminen anzufertigen. Danach wird der
Vorbereitungsdienst fortgesetzt.

§ 54
Beendigung des Vorbereitungsdienstes

Referendarinnen und Referendare, die die zweite juristische Staatspriifung
bestanden oder wiederholt nicht bestanden haben, scheiden mit dem Ab-
lauf des Tages, an dem ihnen das Ergebnis der Prifung bekannt gegeben
wird, aus dem Vorbereitungsdienst und aus dem offentlichrechtlichen
Ausbildungsverhaltnis aus.

Referendarinnen und Referendare sollen bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes aus dem juristischen Vorbereitungsdienst entlassen werden, ins-
besondere, wenn sie ihre Pflichten groblich verletzen oder sich als unge-
eignet erweisen. Ungeeignetheit ist insbesondere dann festzustellen,
wenn in zwei aufeinanderfolgenden Ausbildungsabschnitten keine ausrei-
chenden Leistungen erzielt wurden und deshalb im Hinblick auf die Pri-
fungsanforderungen kein hinreichender Fortschritt in der Ausbildung
erkennbar ist. Referendarinnen und Referendare sollen ferner entlassen
oder unter Wegfall der Unterhaltsbeihilfe beurlaubt werden, wenn sie den
Vorbereitungsdienst nicht planmaBig absolvieren oder das Prifungsver-
fahren nicht in angemessener Frist beenden.

TEIL 4
UBERGANGSBESTIMMUNGEN

(D

§ 55
Ubergangsvorschriften

Fir Studierende, die vor dem 1. Juli 2003 das Studium aufgenommen ha-
ben und sich bis zum 1. Juli 2006 zur staatlichen Pflichtfachpriifung gemel-
det haben, findet dieses Gesetz in der bis zum 30. Juni 2003 geltenden
Fassung weiter Anwendung mit Ausnahme des § 17 Absatz 1 Nummer 4
und Nummer 7, der fiir Studierende, die vor dem 1. Juli 2003 das Studium
aufgenommen haben, keine Anwendung findet. Eine Priifung nach den bis
zum 30. Juni 2003 geltenden Vorschriften ist ab dem 1. April 2024 ausge-
schlossen. Hiertiber sind Priiflinge, die unter Satz 1 fallen, vom Justizpri-
fungsamt unverziglich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu belehren.
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(2) Fir Studierende, die vor dem 1. April 2023 das Studium aufgenommen ha-
ben und sich bis zum 1. April 2026 zur staatlichen Pflichtfachprifung mel-
den, findet dieses Gesetz in der bis zum 31. Marz 2023 geltenden Fassung
weiter Anwendung. Auf Antrag kénnen Studierende ab 1. April 2023 voll-
standig nach neuer Rechtslage geprift werden. Eine Priifung nach den bis
zum 31. Marz 2023 geltenden Vorschriften ist ab dem 1. April 2027 ausge-
schlossen.

(3) Auf Wiederholungsprifungen, einschlieflich der Wiederholungen zum
Zwecke der Notenverbesserung, ist das beim ersten Prifungsversuch gel-
tende Recht anzuwenden. Wiederholungspriifungen nach den bis zum 30.
Juni 2003 geltenden Vorschriften sind ab dem 1. April 2025 ausgeschlos-
sen. Hiertiber sind Priiflinge, die unter Absatz 1 Satz 1 fallen, vom Jus-
tizprifungsamt unverziiglich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu
belehren. Wiederholungspriifungen nach den bis zum 31. Marz 2023 gel-
tenden Vorschriften sind ab dem 1. April 2028 ausgeschlossen.

(4) Auf § 20 Absatz 1 Satz 2 sind diese Ubergangsvorschriften nicht anzuwen-
den.

(5) Die Prifungsordnung nach § 37 ist innerhalb von 24 Monaten nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes anzupassen.

Artikel 2
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. April 2023 in Kraft.

Begriindung des Gesetzes zur Neuordnung der Juristenausbildung in Bre-
men

Zu Artikel 1
A. Allgemeines

Die Novelle des Bremischen Gesetzes tUber die Juristenausbildung und die
erste juristische Priifung (JAPG) umfasst eine vollstdndige Uberarbeitung und
Neustrukturierung der JAPG-Vorschriften bis zur ersten juristischen Prifung
sowie Anpassungen bei den Vorschriften tiber den juristischen Vorbereitungs-
dienst. Sie verfolgt im Wesentlichen zwei Ziele: die Sicherung der bundeswei-
ten Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der Priifungsanforderungen sowie
eine Anpassung auf Grundlage der in Bremen gesammelten Erfahrungen nach
der (bundesweiten) Einfiihrung der universitaren Schwerpunktbereichspri-
fung im Jahr 2003. Ferner werden Anderungen des Deutschen Richtergesetzes
(DRiG) ins Landesrecht ibernommen — etwa die Einfiihrung eines Teilzeitrefe-
rendariats. Zudem wurde die Novellierung genutzt, um durchgangig die weib-
liche Bezeichnung von Personen aufzunehmen. Schlieflich wird die Mdoglich-
keit aufgenommen, die staatliche Pflichtfachpriifung als E-Examen abzulegen.

Der vorgelegte Entwurf beruht zu groBen Teilen auf den Empfehlungen des
Ausschusses der Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister zur Ko-
ordinierung der Juristenausbildung (KoA). Nach § 5d Absatz 1 Satz 2 DRiG sind
die Bundeslander verpflichtet, bundesweit die Einheitlichkeit der Priifungsan-
forderungen und der Leistungsbewertung in der juristischen Ausbildung zu ge-
wahrleisten (Gebot der Chancengleichheit). Der KoA hat dazu im Auftrag der
Justizministerinnen und Justizminister und unter bundesweiter Beteiligung der
juristischen Fakultdten sowie zahlreicher anderer Institutionen einen Bericht
mit entsprechenden Empfehlungen erarbeitet. Der 2017 vorgelegte Bericht
+~Harmonisierungsmoglichkeiten fir die juristischen Priifungen: Austausch mit
den juristischen Fakultaten” (KoA-Bericht 2017) wurde von den Justizministe-
rinnen und Justizministern einstimmig gebilligt. Damit besteht ein bundeswei-
ter Konsens, die Empfehlungen des KoA landesrechtlich umzusetzen. Diese
Empfehlungen werden durch den vorgelegten Gesetzentwurf in das Bremische
JAPG integriert.
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Die durch den KoA-Bericht 2017 notig gewordene Gesetzesdnderung hat die
Senatorin fir Justiz und Verfassung zugleich zum Anlass genommen, das JAPG
daraufhin zu tiberprifen, ob sich die Regelungen bewdahrt haben, die 2003 im
Zuge der Einfithrung der universitaren Schwerpunktbereichsprifung erlassen
worden sind. Die Uberarbeitung erfolgte diesbeziiglich im engen Austausch
mit dem Fachbereich Rechtswissenschaft der Universitat Bremen und mit dem
Justizprifungsamt Bremen (JPA).

Der Aufbau des tiberarbeiteten JAPG folgt dem zeitlichen Ablauf des Studiums
und der Prifungen. Allgemeine Vorschriften werden ,vor die Klammer" gezo-
gen. Der traditionelle Bremische Ansatz, die Juristenausbildung vollstandig in
einem Parlamentsgesetz (JAPG) und nicht in einer Rechtsverordnung zu re-
geln, wurde beibehalten. Nur dort, wo diese Regelungstechnik zu Verwerfun-
gen fiihrt (Uberfrachtung des JAPG), wird ergédnzend eine Rechtsverordnung
erlassen: zum Prifungsstoff in der staatlichen Pflichtfachprifung. §14 Absatz 3
enthdlt die entsprechende Verordnungserméachtigung fiir die Senatorin oder
den Senator fur Justiz und Verfassung normiert. Hintergrund dieser Regelungs-
technik ist ebenfalls der KoA-Bericht 2017: Anliegen der dortigen Empfehlun-
gen ist neben der Harmonisierung der juristischen Ausbildung die Begrenzung
des Prufungsstoffs in den Staatspriifungen. Dazu hat der KoA in Abstimmung
mit den juristischen Fakultdten und anderen Institutionen jeweils einen Pri-
fungsstoffkatalog fiir die staatliche Pflichtfachprifung und die zweite juristi-
sche Staatspriifung erarbeitet. Eine Begrenzung des Priifungsstoffs ist nétig,
damit das Studium in angemessener Zeit bewaltigt und der Stoff vom Umfang
her erlernt werden kann. Allerdings geht der Stoffkatalog fiir die staatliche
Pilichtfachprifung derart ins Detail, dass seine Aufnahme in das JAPG dieses
Gesetz Uberfrachten wiirde.

Der Katalog des Prifungsstoffs fiir die zweite juristische Staatsprifung betrifft
den vorgelegten Gesetzentwurf dagegen nicht. Er ist Gegenstand der Uberein-
kunft der Bundeslander Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Ham-
burg und Schleswig-Holstein tiber ein Gemeinsames Prifungsamt und die
Prifungsordnung fir die zweite juristische Staatspriifung fur Juristen vom 25.
Juli 2005 (Brem.GBLl. S. 393 - 301c-7).

Die wichtigsten Anderungen im Uberblick:

Die bisherige Regelung, nach der stets der miundliche Teil der staatlichen
Pflichtfachpriifung die erste juristische Prifung insgesamt beenden muss, ent-
fallt. Diese Anordnung hat sich nicht bewahrt. Stattdessen sieht der vorgelegte
Gesetzentwurf zwei gleichberechtigte Wege zur ersten juristischen Prufung
vor: Die Studierenden kénnen waéhlen, in welcher zeitlichen Abfolge sie die
universitare Schwerpunktbereichsprifung und die staatliche Pflichtfachpri-
fung ablegen wollen (Klarstellung in § 12 Absatz 4). Beide Teile der ersten ju-
ristischen Prufung (universitaire Schwerpunktbereichsprufung und staatliche
Pflichtfachpriufung) werden zeitlich entkoppelt. Damit entfallt auch die bishe-
rige Frist von 18 Monaten, innerhalb derer Studierende dem Justizprufungsamt
nach dem erfolgreichen Ablegen des schriftlichen Teils der staatlichen Pflicht-
fachprufung das Bestehen der universitairen Schwerpunktbereichsprifung
nachweisen mussen.

Diese Anderung macht zugleich die spezielle Regelung des sogenannten
Schnelllaufers uberflissig — sie entfallt. Die Moglichkeit, die staatliche Pflicht-
fachprufung ziigig abzulegen, bleibt dennoch erhalten. Es besteht weiter die
Moglichkeit, sich ab dem 6. Fachsemester fur die staatliche Pflichtfachprifung
anzumelden (vergleiche § 17 Absatz 1 Nummer 2).

Die Vorgabe, nach der eine Zivilrechtsklausur in der staatlichen Pflichtfachpri-
fung ihren Schwerpunkt entweder im Arbeitsrecht oder im Handels- und Ge-
sellschaftsrecht haben muss, entfallt. Nahere inhaltliche Anforderungen an die
Zivilrechtsklausuren werden nicht mehr gestellt. Dadurch wird die Bremer Pru-
fungspraxis an diejenige der weit Uberwiegenden Mehrheit der ubrigen Lander
angepasst.
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Die Ausnahmetatbestdnde bei der Anrechnung der Fachsemester fiir den Frei-
versuch (§ 26 Absatz 3) wurden entsprechend der Empfehlungen des KoA er-
weitert. So wurde ein Nachteilsausgleich fiir eine Studienverzégerung auf
Grund einer Behinderung erganzt. Um dem Ziel einer besseren Vereinbarkeit
von Familie und Beruf (beziehungsweise Ausbildung) gerecht zu werden,
wurde ferner je ein eigener Tatbestand fiir Zeiten des Mutterschutzes und der
Elternzeit verankert. Solche Zeiten werden bei der Berechnung der Fachsemes-
ter fur die Anmeldung zum Freiversuch nicht berticksichtigt. Zeiten des Mut-
terschutzes und der Elternzeit unterliegen auch nicht der in § 26 Absatz 3 Satz
2 verankerten Kumulationsgrenze (maximal werden zwei Semester Aufschub
gewdhrt); Verzogerungen aufgrund von Behinderungen und schwerer Krank-
heit fallen ebenfalls nicht unter die Kumulationsgrenze.

Der individuelle Studienumfang des universitaren Schwerpunktbereichsstudi-
ums wird entsprechend der Empfehlungen des KoA auf hochstens 14 Lehrver-
anstaltungsstunden (bisher mindestens 16) reduziert, um einer Verlangerung
der Studiendauer entgegenzuwirken. Die Anzahl der Priifungsleistungen fur
die universitdre Schwerpunktbereichsprifung wird auf mindestens zwei und
hochstens drei festgelegt, gefordert ist dabei mindestens eine schriftliche wis-
senschaftliche Hausarbeit und eine muindliche Priifung. Dies dient der bundes-
weiten Vereinheitlichung und Objektivierung des Prifungsverfahrens.

Der Gesetzentwurf regelt ferner die Zulassung zum miindlichen Teil der staat-
lichen Pflichtfachprifung neu: Voraussetzung fiir die Zulassung ist kinftig,
dass in den schriftlichen Aufsichtsarbeiten (Klausuren) durchschnittlich min-
destens 3,75 Punkte erzielt und mindestens in drei Klausuren mindestens die
Punktzahl 4,0 erreicht worden sind. Das entspricht den Empfehlungen des KoA.
Die bestehenden Ausnahmebestimmungen, die abgesenkte Voraussetzungen
fir die Zulassung zum miindlichen Teil der staatlichen Pflichtfachprifung vor-
sehen, entfallen.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

TEIL 1
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Zu § 1 Aufgaben der juristischen Ausbildung

+Ausbildungsgang” und , Ausbildungsziel” sind bisher in § 1 alte Fassung (aF)
normiert. Bei ,Ausbildungsgang” und ,Ausbildungsziel” handelt es sich je-
doch um zwei unterschiedliche Themen. Das ,Ausbildungsziel” beruht auf ei-
ner Wertung des Gesetzgebers: Beschrieben werden die Kriterien, die die
Volljuristin oder der Volljurist erfiillen soll. Der ,Ausbildungsgang"” zeichnet
den (zeitlichen und organisatorischen) Ablauf von Studium, Vorbereitungs-
dienst und Prifungen nach. Deshalb werden beide Themen jeweils in einem
Paragrafen neu gefasst: § 1 beschreibt die Aufgaben der Juristenausbildung;
§ 2 den Ausbildungsgang und die Prifungen.

Zu § 2 Ausbildungsgang und Priifungen
Siehe die Erlauterungen zu § 1.

Neu eingefiigt wird in Absatz 5 die Verpflichtung der Ausbildungstrager zur
Barrierefreiheit.

Zu § 3 Notenstufen und Punktezahlen

Notenstufen und Punktezahlen fiir samtliche Priiffungsleistungen im Verlauf
der juristischen Ausbildung sind aktuell in § 20 aF normiert. Diese Vorschrift
wird wortgleich nach vorne — ,vor die Klammer" — gezogen.

TEIL 2
STUDIUM UND ERSTE JURISTISCHE PRUFUNG

Zu § 4 Studienzeiten

Die Studiendauer ist derzeit in § 2 aF geregelt. Die Vorschrift wird als neuer §
4 ibernommen. Der neu eingefiigte Absatz 3 nimmt auf, dass mindestens zwei
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Jahre des Studiums an einer Hochschule im Geltungsbereich des DRiG absol-
viert werden miissen (bislang ausschlieBllich in § 16 aF ,Zulassungsvorausset-
zungen zur staatlichen Pflichtfachprifung” enthalten). Der bisherige Absatz 3
wird zu Absatz 4; dieser nimmt die angesichts der SARS-CoV-2-Pandemie fir
den Bezug von Leistungen nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz er-
forderlichen Ausnahmeregelungen auf.

Zu § 5 Anrechnung von Vorstudien

Die Anrechnung von Vorstudien ist bislang normiert in § 3 aF. Die Vorschrift
wird ibernommen und um Absatz 2 Satz 3 und Satz 4 ergdanzt. Diese nennen
die Kriterien, nach denen das Justizprifungsamt tiber die Anrechnung von
Vorstudien entscheidet.

Zu § 6 Gegenstand des Studiums

Der ,Gegenstand des Studiums” ist aktuell Inhalt des § 4 aF. Diese Vorschrift
wird ibernommen und an die jiingsten Anderungen in den §§ 5 ff. DRiG ange-
passt. So wird in Satz 3 aufgenommen, dass die Inhalte des Studiums auch die
ethischen Grundlagen des Rechts berticksichtigen und die Fahigkeit zur kriti-
schen Reflexion des Rechts samt seinem Missbrauchspotenzial férdern (verglei-
che § 5a Absatz 3 Satz 1 DRiG). Dartiber hinaus werden
Schlisselqualifikationen eingefiigt, die fiir eine juristische Tatigkeit als Anwal-
tin oder Anwalt, in der Verwaltung oder in einer Strafverfolgungsbehoérde ty-
pischerweise von Nutzen sind. So soll der Blick dafir gescharft werden, dass
die juristische Ausbildung ein breites Spektrum spaterer beruflicher Tatigkei-
ten abdeckt.

Zu § 7 Pflichtfacher

Die Pflichtfacher — und damit grundsatzlich auch der Prifungsstoff der staatli-
chen Pflichtfachprifung - sind bisher in § 5 aF detailliert geregelt. Da der Ka-
talog des Priifungsstoffs in der staatlichen Pflichtfachprifung entsprechend der
Empfehlung des KoA sehr ins Detail geht, auf einzelne Abschnitte beziehungs-
weise Paragrafengruppen in verschiedenen Gesetzen — etwa im Biirgerlichen
Gesetzbuch, im Strafgesetzbuch oder im Grundgesetz — verweist und wiede-
rum bestimmte andere Paragrafen ausschlieBt, wiirde eine vollstandige Auf-
nahme dieses Katalogs in das JAPG dieses tiberfrachten. Deshalb nennt § 7 nur
allgemein die Gegenstande der Pflichtfacher. Der Katalog des Priufungsstoffs
fir die staatliche Pflichtfachpriifung wird kiinftig dagegen in einer Rechtsver-
ordnung der Senatorin oder des Senators fiir Justiz und Verfassung geregelt. §
14 Absatz 3 enthalt die dafir erforderliche Verordnungserméachtigung. Satz 3
wird dahingehend abgedndert, dass die Vorlesungen in den Pflichtfachern in
angemessenem Umfang (bisher: ohne Einschrankung) von Lehrveranstaltun-
gen (Kleingruppen) begleitet werden. Gemeint sind damit begleitende AGs, in
denen der Lehrstoff in Form von Falliibungen aufbereitet wird.

Zu § 8 Schwerpunktbereiche

Die Schwerpunktbereiche sind bisher Gegenstand des § 6 aF. Diese Vorschrift
wird Gibernommen und entsprechend der KoA-Empfehlungen angepasst. So
enthalt § 8 Absatz 2 Satz 3 nun die Vorgabe, dass der individuelle Studienum-
fang im Schwerpunktstudium hochstens 14 Lehrveranstaltungsstunden umfas-
sen darf (bisher mindestens 16 Lehrveranstaltungsstunden).

Zu § 9 Zwischenprifung

Die Vorschrift (§ 8 aF) wird als § 9 neu gefasst. Die bestehende Fassung enthalt
nur die Vorgabe, dass Uiberhaupt eine Zwischenprifung abzulegen ist. Absatz
1 beschreibt nun, welches Ziel mit der Zwischenpriifung verfolgt wird. Absatz
2 stellt klar, dass die Prufungsinhalte der Zwischenprifung — unter Berticksich-
tigung des Studienstandes der Pruflinge, die die Zwischenprifung nach der
Prifungsordnung der Universitat Bremen nach dem zweiten Fachsemester ab-
legen — den Pflichtfachern zu entnehmen sind. Dagegen verzichtet der Gesetz-
entwurf — wie das bestehende JAPG - auf nahere organisatorische Vorgaben
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fir die Zwischenprifung. Die organisatorische Ausgestaltung dieser studien-
begleitenden Priifung (etwa, was deren Zeitpunkt und Umfang angeht) fallt
damit vollstandig in den Verantwortungsbereich der Universitat Bremen (und
ist deshalb in der Prifungsordnung zu regeln).

Zu § 10 Praktische Studienzeiten

Die praktischen Studienzeiten sind bislang in § 7 aF geregelt. Die Vorschrift
wird sprachlich angepasst. So wurde der Begriff ,Europdische Gemeinschaft"”
durch , Europdische Union” ersetzt. Absatz 1 Satz 4 aF entfallt, da die Vorgabe,
dass die Praktika in den Lehrveranstaltungen der Universitdat angemessen vor-
zubereiten sind, aufgrund der Vielgestaltigkeit der Praktikumsstellen nicht ge-
leistet werden kann.

Abschnitt 2
Erste juristische Priifung

Zu § 11 Zweck der ersten juristischen Prifung

Der Zweck der Priifung ist aktuell in § 9 aF geregelt. Die Vorschrift wird — unter
Beibehaltung ihres Inhalts —in § 11 verschoben, sprachlich neu gefasst und ge-
kirzt. Satz 3 aF entfallt, da dessen Inhalt spezifischer in § 17 (als Zulassungs-
voraussetzungen fir die staatliche Pflichtfachprifung und die universitare
Schwerpunktbereichsprifung) geregelt ist.

Zu § 12 Durchfihrung der ersten juristischen Priifung

«Stoff der Prifung, Ablauf, Zustandigkeiten” sind aktuell in § 10 aF normiert.
Die Uberschrift der Vorschrift wird klarer gefasst. Absatz 1 aF entfallt: Der In-
halt der Satze 1 und 2 aF findet sich in § 2 wieder, Satz 3 aF wird gestrichen.
Die Regelung, nach der der miindliche Teil der staatlichen Pflichtfachpriifung
stets die erste juristische Priifung insgesamt abschlieBen muss, hat sich in der
Praxis nicht bewdahrt (sieche oben unter A.). Diese Vorgabe reifit die staatliche
Pilichtfachprifung (schriftlicher und miindlicher Teil) auseinander, wenn Stu-
dierende die staatliche Pflichtfachpriifung vor dem Schwerpunktbereichsstu-
dium absolvieren. Dartiber hinaus sorgt die Vorschrift zum Teil fiir eine
ungewollte aber organisatorisch unvermeidbare Verlangerung der Priiffungs-
phase: Das Justizprifungsamt kann aktuell anhand der Anmeldungen zum
schriftlichen Teil der staatlichen Pflichtfachprifung nicht ersehen, wie viele
Priiflinge sich spater zusatzlich (nach erfolgreichem Abschluss der universita-
ren Schwerpunktbereichsprifung) fiir den mindlichen Teil der Pflichtfachpri-
fung anmelden, um die erste juristische Priifung vollstdandig abzuschlieBen. Die
Priflinge haben nach jetziger Rechtslage anderthalb Jahre Zeit, um nach dem
Bestehen des schriftlichen Teils der Pflichtfachprifung die universitare
Schwerpunktbereichsprifung zu absolvieren. Das Justizprifungsamt muss die
Anzahl der mindlichen Priifungen fiir jede Examenskampagne jedoch im Vo-
raus festlegen, um die Termine mit den Priiferinnen und Priifern abzustimmen.
Trotz der Bemiithungen des Justizprifungsamtes, fiir eine zeitnahe miindliche
Prifung zu sorgen, kann nicht immer gewahrleistet werden, dass die Zahl der
Prufungstermine in der jeweiligen Examenskampagne fur alle Priflinge aus-
reicht. Sind die vorab geplanten Termine nicht auskdmmlich, missen die Pruf-
linge auf einen Termin im ndachsten Examensdurchgang warten. Da in Bremen
pro Jahr nur zwei Examenskampagnen angeboten werden, bedeutet das eine
Verzogerung von bis zu sechs Monaten. Dieser unerwinschte Effekt wird mit
der Neufassung des JAPG ausgeschlossen.

Zu § 13 Justizprufungsamt

Die Vorschrift (§ 12 aF) wird zum neuen § 13. Absatz 1 regelt (wie bisher), dass
das Justizprufungsamt zum Ressort der Senatorin oder des Senators fir Justiz
und Verfassung gehort. Absatz 1 Satz 2 aFF und Absatz 2 aF sind nun Inhalt von
§ 12 Absatz 1 und Absatz 2, die insgesamt die Durchfiihrung der ersten juristi-
schen Prufung normieren. Absatz 2 nimmt wortgleich den Inhalt des bisherigen
Absatzes 3 auf. Der neue Absatz 3 bestimmt, iber welche Widerspriuche das
Justizprifungsamt entscheidet.
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Abschnitt 3
Staatliche Pflichtfachpriifung

Zu § 14 Gegenstand und Inhalte der staatlichen Pflichtfachprifung

Gegenstand, Vorbereitung und Durchftihrung der staatlichen Pflichtfachpri-
fung sind aktuell geregelt in § 15 aF. Die Norm wird als neuer § 14 und als
Eingangsvorschrift der Regelungen tiber die staatliche Pilichtfachpriifung nach
vorne gezogen; ihre Uberschrift wird neu gefasst. § 15 Absatz 1 und Absatz 2
aF werden inhaltsgleich ibernommen. In Absatz 3 Satz 1 wird die erforderliche
Ermachtigung fir die Senatorin oder den Senator fiir Justiz und Verfassung
zum Erlass einer Rechtsverordnung tiber den Prifungsstoff der staatlichen
Pilichtfachprifung aufgenommen (siehe auch die Erlauterungen zu § 7). Dieser
Katalog ist zwischen Bund, Landern und juristischen Fakultdten abgestimmt,
die Lander haben sich verpflichtet, ihn in ihr Landesrecht zu iibernehmen. Ab-
satz 3 Satz 2 bestimmt, dass die Universitdt Bremen und die Senatorin oder der
Senator fiir Wissenschaft und Hafen vor Erlass oder Anderung der Verordnung
anzuhoéren sind.

Zu § 15 Prifungsfachausschiisse

Die Vorschrift (derzeit § 13) wird sprachlich angepasst. Absatz 2 Satz 1 eroffnet
die Moglichkeit, die Priifungsfachausschiisse unter bestimmten Voraussetzun-
gen nur mit drei statt vier Mitgliedern zu besetzen. Das bildet die bisherige
Praxis ab.

Zu § 16 Priferinnen und Prifer, Prifungskommission

Der Inhalt von § 14 aF wird in § 16 iiberfiihrt, die Uberschrift der Norm wird
sprachlich angepasst. Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 regeln, dass die Tatigkeit als
Priiferin oder Priifer in jedem Fall mit der Vollendung des 70. Lebensjahres en-
det.

Zu § 17 Zulassung zur staatlichen Pflichtfachpriifung

Der Inhalt des § 16 aF wird weitgehend iibernommen, die Vorschrift aber
sprachlich angepasst. Absatz 3 erweitert die Moglichkeiten fiir die Studieren-
den, ihre Fremdsprachenkompetenz nachzuweisen. Dadurch kénnen kiinftig
auch Vorkenntnisse (etwa von Muttersprachlerinnen und Muttersprachlern)
anerkannt werden.

Zu § 18 Versagung der Zulassung
§ 17 aF wird iibernommen, aber sprachlich angepasst.
Zu § 19 Aufsichtsarbeiten

Die Vorschrift (bisher § 18 aF) wird neu gefasst. Absatz 1 Satz 1 enthalt u.a. den
Erwartungshorizont, der an die Priiflinge gestellt wird. Absatz 1 Satz 1 aF ent-
fallt. Sein Inhalt ist nun Gegenstand des § 12 Absatz 4 Satz 2. Die Satze 3 bis 7
des Absatzes 1 enthalten Regelungen zum Nachteilsausgleich fiir behinderte
und aus anderen Grunden beeintrachtigte Priflinge. Absatz 1 Satz 5 normiert,
dass die Kosten fiur amtsarztliche Gutachten, die im Verfahren wegen Nach-
teilsausgleichs infolge einer Behinderung vorzulegen sind, vom JPA getragen
werden.

Die Vorgabe in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 aF, nach der eine Aufsichtsarbeit im
Zivilrecht ihren Schwerpunkt im Handels- und Gesellschaftsrecht oder im Ar-
beitsrecht haben muss, entfallt. Dadurch wird die Praxis der weit tiberwiegen-
den Mehrzahl der iibrigen Bundesldander tibernommen. Das Arbeitsrecht und
das Handels- und Gesellschaftsrecht bleiben Priifungsstoff und wesentlicher
Bestandteil der juristischen Ausbildung in Studium und Referendariat. Sie miis-
sen aber nicht mehr in jedem Prifungsdurchgang Schwerpunkt einer Zivil-
rechtsklausur sein. Gerade im Zivilrecht, das inhaltlich sehr breit gefachert ist,
erscheint die bisherige Privilegierung zweier Rechtsgebiete in der Priifungs-
praxis nicht mehr angemessen. Durch die vorgeschlagene Anderung wird dem
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Justizprifungsamt zudem ein groBerer Spielraum bei der Auswahl der Exa-
mensaufgaben im Zivilrecht eingerdaumt.

Die Abséatze 6 und 7 werden neu eingefiigt. Absatz 6 regelt, welche Rechte und
Pflichten bei d&ulleren Storungen des Prifungsablaufs wahrend der Anfertigung
einer Aufsichtsarbeit bestehen. Absatz 7 nimmt die Méglichkeit zur Einfithrung
des E-Examens in der staatlichen Pflichtfachprifung auf. Bundesrechtliche
Grundlage dafur ist § 5d Absatz 6 Satz 2 DRiG. Die Senatorin fiir Justiz und
Verfassung arbeitet derzeit daran, die technischen und rdaumlichen Vorausset-
zungen zur Einfiilhrung des E-Examens im zweiten Staatsexamen zu schaffen.
Voraussichtlich kénnen die Klausuren der zweiten juristischen Staatsprifung
in Bremen erstmals 2024 elektronisch angefertigt werden. Die Entscheidung
dartber trifft Bremen in Abstimmung mit Hamburg und Schleswig-Holstein, da
die zweite juristische Staatsprifung von dem Gemeinsamen Prifungsamt der
drei Bundesldander mit Sitz in Hamburg abgenommen wird. Die Details zur
Durchfiihrung des E-Examens in der zweiten juristischen Staatsprifung wer-
den im Staatsvertrag der drei Bundesldnder tiber das Gemeinsame Priifungs-
amt aufgenommen (nicht im JAPG). Wenn das E-Examen fiir die Referenda-
rinnen und Referendare etabliert ist, soll die elektronische Form auch fiir die
erste juristische Priifung eingefiihrt werden. Erst dann kann im JAPG eine de-
taillierte gesetzliche Regelung dafiir geschaffen werden. Das E-Examen soll
aber schon jetzt als Perspektive fiir ein zeitgemaBes Priifungsverfahren im Ge-
setzestext sichtbar gemacht werden.

Zu § 20 Bewertung der schriftlichen Priifungsleistungen

Die Vorschrift (bisher § 19 aF) wird weitgehend tibernommen. Absatz 1 Satz 2
wird neu gefasst: Die Regelung, nach der jede Examensklausur auch durch
eine Hochschullehrerin oder einen Hochschullehrer korrigiert werden soll, ent-
fallt. Die Vorschrift bedarf aufgrund veranderter Rahmenbedingungen einer
Anpassung. Zum Zeitpunkt des Erlasses der aktuellen Regelung waren in der
staatlichen Pflichtfachprifung weniger Klausuren als heute zu erstellen bei
gleichzeitig groBerer Anzahl an Hochschulprofessorinnen und Hochschulpro-
fessoren im Fachbereich Rechtswissenschaft der Universitdat Bremen. Die Sena-
torin fir Justiz und Verfassung hat mit dem Fachbereich Rechtswissenschaft
eine Vereinbarung dartiber getroffen, in welchem Umfang die Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer des Fachbereichs kunftig an der Korrektur der
Examensklausuren (staatliche Pflichtfachprifung) mitwirken. Diese Vereinba-
rung sieht eine Beteiligung der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer des
Fachbereichs im Umfang von jeweils etwa 70 Korrekturen (jeweils die Halfte
davon Erst- beziehungsweise Zweitvoten) jahrlich vor. Absatz 3 aF (unverzug-
liche Mitteilung der Ergebnisse der schriftlichen Arbeiten an die Pruflinge)
wird aus systematischen Grinden in § 21 Absatz 3 verschoben.

Zu § 21 Zulassung zur mundlichen Prifung

Die Norm wird entsprechend der Empfehlungen des KoA neu gefasst. Absatz
1 normiert die Zulassungsvoraussetzungen fiur den mundlichen Teil der staat-
lichen Pflichtfachprifung. Zugelassen wird, wer in den Aufsichtsarbeiten eine
durchschnittliche Punktzahl von mindestens 3,75 und in mindestens drei Auf-
sichtsarbeiten mindestens die Punktzahl 4,0 erreicht hat. Die bisherigen Aus-
nahmeregelungen, die abgesenkte Zulassungsvoraussetzungen vorsehen, ent-
fallen. Absatz 3 regelt das Procedere, nach dem die Ergebnisse aus den schrift-
lichen Aufsichtsarbeiten bekannt gegeben werden. Dadurch, dass der mundli-
che Teil der staatlichen Pflichtfachprufung nicht mehr zwingend den Abschluss
der ersten juristischen Priufung bildet, ist eine gesonderte Regelung fur den so-
genannten Schnelllaufer (Anmeldung zur staatlichen Pflichtfachprifung spa-
testens im 6. Fachsemester) nicht mehr nétig. Die Studierenden konnen sich
aber weiter ab dem 6. Fachsemester fur die staatliche Pflichtfachprufung an-
melden, sodass fur besonders begabte Studierende ein zlugiges Studium (samt
fruhzeitiger Prufung) moglich bleibt. Es entfallt nur die Privilegierung der Pri-
fungsabfolge, nach der die universitare Schwerpunktbereichsprifung vor der
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staatlichen Pflichtfachprifung abgelegt wird. Folgerichtig entfallt auch Absatz
3 aF; diese Vorschrift ist kiinftig tiberfliissig.

Zu § 22 Mindliche Prifung

Die Vorschrift wird weitgehend tibernommen. Allerdings wird Absatz 3 aF we-
gen des Regelungszusammenhangs mit den Vorschriften iiber den Rucktritt
von beziehungsweise tiber die Unterbrechung der Prifung in § 25 Absatz 1
verschoben.

Zu § 23 Gesamtnote der staatlichen Pflichtfachpriifung

Die Uberschrift des § 23 aF (,Gesamtnote, Zeugnis”) wird neu gefasst. Das
Zeugnis Uber die erste juristische Priifung ist kiinftig Gegenstand des § 38 (,Be-
stehen der ersten juristischen Priifung, Zeugnis"). Im Ubrigen wird § 23 aF an-
nahernd wortgleich ibernommen. Der neu eingefiigte Absatz 2 Satz 2 regelt,
dass die Leistungen der Priiflinge in der Schwerpunktbereichspriifung bei der
Entscheidung, von der rechnerisch ermittelten Gesamtnote abzuweichen (Ab-
satz 2 Satz 1), nicht bertcksichtigt werden diirfen. So wird eine Benachteili-
gung der Studierenden ausgeschlossen, die die staatliche Pflichtfachprifung
vor der universitdaren Schwerpunktbereichspriifung ablegen. Bei ihnen gibt es
noch kein Ergebnis der Schwerpunktbereichsprifung, das Beriicksichtigung
finden konnte. Der Grundsatz der Chancengleichheit gebietet es daher, die
Leistungen aus der universitaren Schwerpunktbereichspriufung auch bei den-
jenigen Kandidatinnen und Kandidaten auBler Betracht zu lassen, die die
Schwerpunktbereichsprifung bereits (vor der Pflichtfachpriifung) abgelegt ha-
ben. Diese Anderung ist Folge der Entscheidung, dass die miindliche Priifung
des staatlichen Teils nicht mehr den Abschluss der ersten juristischen Prifung
bilden muss. Absatz 3 Satz 2 aF (,Ist die Prifung nicht bestanden, ist das Er-
gebnis schriftlich bekannt zu geben.") entfallt, da die schriftliche Bekanntgabe
der Tatsache, dass die staatliche Pflichtfachprifung nicht bestanden wurde,
nicht Aufgabe der Priifungskommission der miindlichen Prifung ist.

Zu § 24 Prifungsniederschrift

Die Vorschrift wird um einige Angaben ergéanzt, die die Niederschrift enthalten
muss.

Zu § 25 Riicktritt und Unterbrechung

Die Vorschrift wird ergéanzt, um eine differenzierte gesetzliche Grundlage fir
Entscheidungen zum Riicktritt von beziehungsweise zur Unterbrechung der
Prifung zu schaffen. Diese konnen einschneidende Folgen haben und miissen
deshalb moglichst klar geregelt sein (sieche auch die Erlauterungen zu § 22).

Zu § 26 Freiversuch

Eingefiigt wird ein neuer Absatz 2. Dieser regelt die Voraussetzungen, unter
denen Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger zum Freiversuch zugelassen
werden. Erfasst werden davon insbesondere Studierende, die ein Erststudium
absolviert haben, das inhaltliche Uberschneidungen mit dem Jurastudium auf-
weist. Diese Studierenden koénnen sich ihre Priifungsleistungen aus dem Erst-
studium mitunter in groBem Umfang fir das folgende Jurastudium anerkennen
lassen. Dadurch sind sie in der Lage, sich weit vor dem 8. Fachsemester (Rechts-
wissenschaft) fiir den Freiversuch in der staatlichen Pflichtfachprifung anzu-
melden. Um die Chancengleichheit der Studierenden zu wahren, die aus-
schlieBlich Jura studieren, regelt Absatz 2, dass das Justizprifungsamt bei
Quereinsteigerinnen und Quereinsteigern die Anzahl der Fachsemester (im Ju-
rastudium) entsprechend der schon erbrachten Vorstudien festsetzt. Dadurch
kann das Justizprifungsamt Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger nach ih-
ren tatsdachlich erworbenen juristischen Kenntnissen und Fahigkeiten als (mehr
oder weniger) fortgeschrittene Studierende einstufen.

Absatz 3 Satz 1 regelt entsprechend der Empfehlungen des KoA die Tatbe-
stande, nach denen Fachsemester bei der Anmeldung zum Freiversuch unbe-
rucksichtigt bleiben — wie etwa Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
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Zeiten, in denen der Priifling Elternzeit in Anspruch nimmt, Zeiten schwerer
Krankheit und Verzogerungen, die Folge einer Behinderung sind. Zu den sat-
zungsgemaBen Organen (Absatz 3 Satz 1 Nummer 6) der Universitdat Bremen
gehort auch die Fachschaft Jura. Hat ein Prufling an einer oder an mehreren
Simulationen von Gerichtsverhandlungen (Moot-Court) oder an einer studen-
tischen Rechtsberatung teilgenommen, die durch die Universitat begleitet wird
und einen erheblichen zeitlichen Aufwand (mindestens 14 Lehrveranstaltungs-
stunden) erreicht, bleibt ein Fachsemester bei der Anmeldung zum Freiversuch
unberiicksichtigt. Absatz 3 Satz 3 regelt, dass insgesamt hochstens zwei Semes-
ter unberticksichtigt bleiben kénnen (Kumulierungsgrenze), sofern die Privile-
gierung ihre Ursache weder in Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
Elternzeit, einer schweren Krankheit oder einer Behinderung hat. Absatz 5 Satz
1 regelt, dass eine Unterbrechung der Prifung (auch aus wichtigem Grund) und
spatere Fortsetzung als Freiversuch nicht moéglich ist. Zwar kann der Freiver-
such — wie jede Priifung — aus wichtigem Grund , unterbrochen” und nach Fort-
fall des wichtigen Grundes fortgesetzt werden. Dann gilt die Priifung aber nicht
mehr als Freiversuch, sondern als reguldrer Erstversuch. Satz 3 normiert, dass
dann die Regelungen zur Unterbrechung (§ 25 Absatz 2 bis 6) entsprechend
gelten.

Zu § 27 Notenverbesserung

Eine Wiederholung der staatlichen Pflichtfachpriifung ist kiinftig nur noch
dann moglich, wenn der Erstversuch unter den Bedingungen von § 26 Absatz
1 (Freiversuch) abgelegt wurde. Diese Anderung ist aus Griinden der Chan-
cengleichheit geboten. Andernfalls wiirden diejenigen Studierenden, die den
Freiversuch aus finanziellen Griinden wahrnehmen miissen (etwa Bezieherin-
nen und Bezieher von Leistungen nach dem Bundesausbildungsférderungsge-
setz) benachteiligt: Sie sind nicht frei in ihrer Entscheidung, wie viel Zeit sie
sich fiir ihre Vorbereitung auf die staatliche Pflichtfachprifung nehmen. In der
Praxis fuhrt das dazu, dass sich ein Teil der Priiflinge ohne ausreichende Vor-
bereitung zum Freiversuch anmeldet. Thnen soll als Ausgleich fiir das ziigige
Ablegen der Pilichtfachpriifung die Moglichkeit eingerdumt werden, ihre Note
in einem zweiten Prifungsversuch zu verbessern. Die Frist, in der der Antrag
auf Wiederholung der Prifung gestellt werden muss, wird von einem Monat
auf zwei Monate nach Bekanntgabe des Prifungsergebnisses verlangert (Ab-
satz 1 Satz 3). Das stellt sicher, dass die Priiflinge nicht gezwungen werden, fur
ihren Verbesserungsversuch den Prifungstermin wahrzunehmen, der zeitlich
unmittelbar auf ihren Erstversuch folgt. Dadurch bleiben in jedem Fall sechs
Monate fur die Vorbereitung auf den Verbesserungsversuch.

Zu § 28 Wiederholung der nicht bestandenen Prufung
Die Uberschrift wird angepasst, die Norm inhaltlich unverandert ilbernommen.
Zu § 29 Storung und Tauschungsversuch

Regelungen zum Verfahren bei Storungen durch einen Prifling, die noch kei-
nen Tauschungsversuch darstellen, enthalt das JAPG bislang nicht. Wegen der
einschneidenden Rechtsfolgen, die solche Stérungen nach sich ziehen konnen,
wird diese Gesetzeslicke geschlossen.

Zu § 30 Ablehnung von Pruferinnen und Prifern

Die Uberschrift der Norm wird sprachlich angepasst. Absatz 1 Satz 2 normiert
erganzend, dass ein Prufling eine Priferin oder einen Prifer wegen Besorgnis
der Befangenheit ablehnen kann.

Zu § 31 Bescheinigung uber die staatliche Pflichtfachprifung

Die Vorschrift muss neu eingefiigt werden, da die Bestimmung, dass der mund-
liche Teil der staatlichen Pflichtfachprifung stets den Abschluss der ersten ju-
ristischen Prufung bilden muss, entfallt. Studierende, die die staatliche
Pilichtfachprufung vorziehen, absolvieren nach bestandenem schriftlichen Teil
kinftig unmittelbar anschlieBend auch den miundlichen Teil der Pflichtfachpri-
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fung. Deshalb besteht ein Bediirfnis, eine Bescheinigung tiber diesen Priifungs-
abschnitt (staatliche Pflichtfachprifung) fiir die Studierenden auszustellen, bei
denen die universitdare Schwerpunktbereichsprifung noch aussteht (Satz 1).
Bei Priiflingen, die mit dem miindlichen Teil der staatlichen Pflichtfachprifung
zugleich die erste juristische Priifung erfolgreich abschliefen, ist eine solche
gesonderte Bescheinigung dagegen tiberfliissig — ihnen erteilt das Justizpri-
fungsamt sofort ein Abschlusszeugnis iiber die erste juristische Prifung (Satz
2).

Zu § 32 Einsicht in die Prufungsakten

Die Vorschrift (aktuell § 31 aF) wird auf der Grundlage der aktuellen Recht-
sprechung zur europdischen Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung (EU)
2016/679; ABL L 119, 04.05.2016) angepasst.

Abschnitt 4
Universitare Schwerpunktbereichspriifung und Prifungsordnung

Zu § 33 Universitare Schwerpunktbereichsprifung

Die universitare Schwerpunktbereichspriifung ist aktuell in § 32 aF normiert.
Absatz 1 der Vorschrift wird zum Teil tibernommen, erganzt und sprachlich an-
gepasst. Der neue Absatz 1 Satz 2 bestimmt, dass die Universitat Bremen die
Einheitlichkeit der Prifungsanforderungen und der Leistungsbewertung so-
wohl im Verhaltnis der einzelnen Schwerpunktbereiche untereinander als auch
im Verhaltnis der Schwerpunktbereichsprifung zur staatlichen Pflichtfachpri-
fung gewdahrleistet. Dies ist Ausfluss aus Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes
(Chancengleichheit), der fir das Priifungsrecht pragend ist. Absatz 2 aF (zum
Teil) und Absatz 3 aF werden aus Griinden der Systematik in die neuen §§ 34,
35 und 36 verschoben.

Zu § 34 Priufungsleistungen in der universitdaren Schwerpunktbereichsprifung

Die Vorschrift wird neu eingefiigt. Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 bestimmen, dass
die universitare Schwerpunktbereichspriifung mindestens aus zwei und héchs-
tens aus drei Priifungsleistungen, davon eine wissenschaftliche schriftliche Stu-
dienarbeit und eine mindliche Prifung, bestehen muss. Das greift die
Empfehlungen des KoA auf und bildet zugleich die in Bremen getibte Praxis
ab. Absatz 1 Satz 3 und die Abséatze 2 bis 4 nehmen Teile des § 32 aF auf.

Zu § 35 Gesamtnote der universitaren Schwerpunktbereichsprifung

Die Vorschrift wird neu eingefiigt. Satz 1 enthdlt einen Verweis auf die anzu-
wendenden Notenstufen. Satz 2 regelt, welche Notenstufe und Punktzahl min-
destens erforderlich sind, um die universitare Schwerpunktbereichsprifung zu
bestehen.

Zu § 36 Zeugnis Uber die universitare Schwerpunktbereichspriifung

Die Vorschrift wird neu eingefiigt. Absatz 1 regelt, dass die Universitdt Bremen
iber die bestandene universitire Schwerpunktbereichspriifung ein Zeugnis
ausstellt und bestimmt dessen Mindestinhalt. Das entspricht den Empfehlun-
gen des KoA und sorgt fiir groBere Transparenz im Hinblick auf Art und Ge-
wichtung der universitaren Priifungsleistungen. Absatz 2 Satz 1 bestimmt, dass
die Universitdit Bremen einen Bescheid erteilt, sofern die Schwerpunktbe-
reichsprifung nicht bestanden wurde. Absatz 2 Satz 2 normiert, dass die ndhere
Ausgestaltung des Widerspruchsverfahrens in die Zustandigkeit der Universi-
tat Bremen fallt.

Zu § 37 Universitare Prifungsordnung

Die Vorschrift entspricht § 33 aF. Entsprechend der aktuellen Fassung des Bre-
mischen Hochschulgesetzes wird aufgenommen, dass die von der Universitat
Bremen zu erlassende Prifungsordnung fiir den Studiengang Rechtswissen-
schaft (Staatsexamen) abweichend von § 62 Absatz 1 Satz 1 des Bremischen
Hochschulgesetzes von der Senatorin oder dem Senator fiir Wissenschaft und

—34 -



Hafen im Einvernehmen mit der Senatorin oder dem Senator fir Justiz und
Verfassung genehmigt wird.

Abschnitt 5
Gesamtnote der ersten juristischen Priifung

Zu § 38 Bestehen der ersten juristischen Prifung, Zeugnis

Die Vorschrift entspricht weitgehend § 11 aF. In Absatz 2 Satz 2 wird die For-
mulierung eingefiigt, dass als Orientierung eine Gesamtnote im Zeugnis tUber
die erste juristische Prifung auszuweisen ist. Dadurch soll in Bewerbungsver-
fahren auch fiur den o6ffentlichen Dienst und den Justizdienst durch die Moég-
lichkeit einer Differenzierung anhand der beiden Teilnoten (universitare
Schwerpunktbereichsprifung und staatliche Pflichtfachprifung) ein groferer
Spielraum (Differenzierungsmoglichkeit) fiir die Auswahlentscheidung einge-
raumt werden. Absatz 2 Satz 3 bestimmt, dass in dem Zeugnis auch der Titel
des gewahlten Schwerpunktbereichs anzugeben ist. Das entspricht der bisher
gelbten Praxis.

TEIL 3
VORBEREITUNGSDIENST

Zu § 39 Aufnahme in den Vorbereitungsdienst

Die Vorschrift wird erganzt, um fir die Entscheidung tiber die Aufnahme be-
ziehungsweise uiber die Versagung der Aufnahme in den juristischen Vorbe-
reitungsdienst eine differenzierte Rechtsgrundlage zu schaffen. Absatz 1
entspricht weitgehend § 34 Absatz 1 aF; angefiigt wurde ein Satz 2, der die
Zustandigkeit fir die Entscheidung tiber die Aufnahme in den juristischen Vor-
bereitungsdienst der Prasidentin oder dem Prasidenten des Hanseatischen
Oberlandesgerichts Bremen (als Leiterin beziehungsweise Leiter der Ausbil-
dung) zuweist. Absatz 2 regelt die Griinde, aus denen eine Aufnahme in den
juristischen Vorbereitungsdienst zwingend zu versagen ist. Neu aufgenommen
wird die Nummer 3, nach den Bewerberinnen und Bewerbern die Aufnahme
in den juristischen Vorbereitungsdienst zu versagen ist, die sich verfassungs-
feindlich betéatigen. Diese Regelung entspricht § 4 Absatz 2 Satz 3 des Bremi-
schen Beamtengesetzes (Aufnahme in den Vorbereitungsdienst), auf den das
JAPG schon in seiner aktuellen Fassung verweist (vergleiche § 43 Absatz 2 Satz
1 aF). Deshalb stellt Absatz 2 Nummer 3 keine inhaltliche Verscharfung dar.
Die Vorschrift dient — wie § 4 Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Beamtengesetzes
— dem Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes. Sie erlaubt einen Eingriff in die verfassungsrechtlich garan-
tierte Berufsfreiheit der Bewerberinnen und Bewerber. Dieser Eingriff ist nach
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts aber verfassungsrechtlich
gerechtfertigt: Die Ausbildung im juristischen Vorbereitungsdienst ist danach
auch unter Bertuicksichtigung der Bedeutung der Berufsfreiheit aus Artikel 12
Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes nicht vorbehaltlos gewadhrleistet. Von
Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren wird aber nicht verlangt, dass
sie wie Beamtinnen und Beamte jederzeit die Gewahr dafur bieten, fur die frei-
heitliche demokratische Grundordnung einzutreten, sich durch ihr gesamtes
Verhalten zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu bekennen und
fir deren Erhaltung einzutreten. Fir Referendarinnen und Referendare gilt
vielmehr ein herabgesetzter Mafstab (OVG Thiringen, Beschluss vom 18. De-
zember 2020 — 2 EO 727/20 — Rn. 27, juris). Die Grenze fur eine Zulassung zum
juristischen Vorbereitungsdienst verlauft nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts jedoch dort, wo sich Bewerberinnen oder Bewerber
verfassungsfeindlich betatigen und dadurch aktiv gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung tatig sind.

Die Beschrankung der Berufsfreiheit durch das Merkmal der ,verfassungs-
feindlichen Betatigung” findet ihre verfassungsrechtliche Rechtfertigung nach
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts darin, dass fur die juristi-
sche Ausbildung eine gesetzliche Grundlage im Regelungskomplex des 6ffent-
lichen Dienstrechts besteht. Dieser Regelungskomplex misse zudem im Kon-
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text mit dem tibergeordneten Verfassungsrecht verstanden werden (vergleiche
etwa BVerfG, Beschluss vom 22. Mai 1975 - 2 BvL 13/73 — und vom 5. Oktober
1977 — 2 BvL 10/75). In einem Beschluss vom 14. Januar 2020 (betreffend ein
Kopftuchverbot fiir Rechtsreferendarinnen) hat das Bundesverfassungsgericht
ferner ausgefiihrt, dass Referendarinnen und Referendare, wenn sie mit rich-
terlichen Aufgaben betraut werden, den staatsanwaltschaftlichen Sitzungs-
dienst wahrnehmen oder justizahnliche Funktionen wie die Leitung einer
Ausschusssitzung in der Verwaltungsstation iibernehmen, genauso wie Richte-
rinnen oder Richter beziehungsweise wie Beamtinnen oder Beamte der Staats-
anwaltschaft oder der allgemeinen Verwaltung die Werte verkérpern missen,
die das Grundgesetz der Justiz zuschreibt. Die Tatsache, dass sich Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendare in einer Ausbildung befinden und nach de-
ren Abschluss moglicherweise einen Beruf austben, fiir den die dargestellten
verfassungsrechtlichen MaBstdabe nicht greifen, fithrt nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts zu keiner anderen Bewertung. Rechtssuchende
haben danach ein Anrecht darauf, dass die justiziellen Grundbedingungen
auch dann eingehalten sind, wenn der Staat Aufgaben zu Ausbildungszwecken
ubertragt (vergleiche BVerfG, Beschluss vom 14. Januar 2020 — 2 BvR 1333/17
— Rn. 104, - zitiert nach juris).

Zu § 40 Leitung der Ausbildung und § 41 Grundséatze der Ausbildung
Die §§ 40, 41 entsprechen den §§ 35, 36 aF.
Zu § 42 Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes

Die Vorschrift entspricht § 37 aF; sie wird um die Abséatze 4 und 5 erweitert.
Diese regeln die Ableistung des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit. Dabei han-
delt es sich um eine Anpassung an § 5b Absatz 6 DRiG in der ab dem 1. Januar
2023 giiltigen Fassung. Die Bundesvorschrift regelt einen gebundenen An-
spruch auf Ableistung des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit fiir Referendarin-
nen und Referendare, die ein minderjahriges Kind betreuen, eine Ehepartnerin
oder einen Ehepartner beziehungsweise eine Lebenspartnerin oder einen Le-
benspartner oder einen in gerader Linie Verwandten pflegen. Sofern andere,
aber vergleichbare personliche Grinde vorliegen, sieht § 5b Absatz 6 DRiG
neue Fassung (nF) eine Ermessensregelung fir die Bewilligung eines Teilzeit-
referendariats vor. Diese Ermessensregelung im DRiG ist verfassungskonform
dahingehend auszulegen, dass jedenfalls auch behinderten Referendarinnen
und Referendare ein Anspruch auf Ableistung des Vorbereitungsdienstes in
Teilzeit zusteht. Ansonsten wiirde § 5b Absatz 6 DRiG nF — und damit auch § 42
Absatz 4 Satz 2 JAPG - gegen Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes
(Benachteiligungsverbot von behinderten Menschen) verstoBen. Das Teilzeit-
referendariat wird als Teilzeitbeschaftigung ausgestaltet. Daher wird die Un-
terhaltsbeihilfe fur die Referendarinnen und Referendare, die diese Mdoglich-
keit in Anspruch nehmen, entsprechend der abgesenkten wochentlichen Aus-
bildungszeit um 20 Prozent reduziert; das Referendariat verlangert sich um
sechs Monate.

Zu § 43 Pilichtstationen bis § 45 Praxisbegleitende Ausbildungslehrgange
§8 43 bis 45 entsprechen den §§ 38 bis 40 aF.
Zu § 46 Wahlstation

§ 46 Absatz 1 (§ 41 aF) werden zwei Satze angefiigt. Satz 2 normiert, dass jede
Wahlstation auch im Ausland absolviert werden kann. Satz 3 regelt, dass die
Ausbilderin oder der Ausbilder der Wahlstation tiber die Befahigung zum Rich-
teramt oder uber eine nach auslandischem Recht vergleichbare Qualifikation
verfugen muss. Dies entspricht der bisher geubten Praxis. Dartber hinaus be-
stimmt Satz 4, dass die Wahl einer Wahlstation mit der Wahl eines Schwer-
punktbereichs fiir den mindlichen Teil der zweiten juristischen Staatsprifung
korrespondiert. Eine entsprechende Vorgabe wird auch in Absatz 2 Satz 1 und
Satz 3 eingefuigt. Die inhaltliche Verknupfung von Wahlstation und Schwer-
punktbereich ist schon in der aktuellen Fassung des JAPG enthalten. Dieser
Bezug wird in dem vorgelegten Gesetzentwurf ausdriicklich benannt.
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Zu § 47 Stationszeugnisse bis § 49 Unterhaltsbeihilfe
Die §§ 47 bis 49 entsprechen den §§ 42 bis 44 aF.
Zu § 50 Urlaub

Der Urlaubsanspruch der Referendarinnen und Referendare ist aktuell in § 45
aF geregelt. Die Vorschrift wird weitgehend tibernommen. Satz 3 wird dahin-
gehend geandert, dass fir Referendarinnen und Referendare in den ersten drei
Monaten des juristischen Vorbereitungsdienstes grundsatzlich eine Urlaubs-
sperre gilt. Dadurch soll unterstiitzt werden, dass sich die Referendarinnen und
Referendare zu Beginn des juristischen Vorbereitungsdienstes voll auf die Aus-
bildung konzentrieren, gut ins Referendariat hineinfinden und sich als Einstel-
lungsjahrgang zu einer Gruppe zusammenfinden.

Zu § 51 Gastreferendarinnen und Gastreferendare, Ubernahme aus anderen
Landern

Die Vorschrift entspricht § 46 aF.
Zu § 52 Zweite juristische Staatsprifung
§ 52 entspricht § 47 Absatz 2 aF. § 47 Absatz 1 aF wird Inhalt von § 2 Absatz 3.

Zu § 53 Erganzungsvorbereitungsdienst und § 54 Beendigung des Vorberei-
tungsdienstes

Die §§ 53, 54 entsprechen den §§ 47a, 48 aF.

TEIL 4
UBERGANGSBESTIMMUNGEN

§ 49 aF (,Personenbezeichnungen”) entfallt, da die weibliche Form jeweils in
die einzelnen Vorschriften des vorgelegten Gesetzentwurfs integriert wird.

Zu § 55 Ubergangsvorschriften

Die Vorschrift iibernimmt in Absatz 1 Satz 1 die weiter erforderlichen Uber-
gangsregelungen des § 50 Absatz 1 aF und erganzt diese in Absatz 1 Satz 2 um
eine absolute Ausschlussfrist fir die Moglichkeit einer Prifung nach den
Rechtsvorschriften, die bis zum 30. Juni 2003 in Kraft waren. Absatz 1 Satz 3
bestimmt, dass das Justizprufungsamt die betroffenen Priiflinge (also diejeni-
gen, die das Studium vor dem 1. Juli 2003 begonnen und sich bis zum 1. Juli
2006 zur ersten juristischen Staatsprifung in alter Form angemeldet, diese aber
noch nicht abgelegt haben) tber die Einfithrung dieser Ausschlussfrist beleh-
ren muss. Dies ist ein Gebot der Fairness, da fur die betroffenen Priflinge der-
zeit keine Ausschlussfrist gilt. Absatz 2 normiert die Ubergangsregelungen
beziiglich der mit dem vorgelegten Gesetzentwurf verbundenen Anderungen.
Absatz 3 bestimmt, welche Rechtsvorschriften auf Wiederholungspriifungen
anzuwenden sind. Die Vorschrift enthalt eine Ausschlussfrist fiir die Moglich-
keit, Wiederholungsprifungen nach der bis zum 30. Juni 2003 geltenden
Rechtslage (Absatz 3 Satz 2) zu absolvieren und eine weitere Ausschlussfrist
fir die Moglichkeit, eine Wiederholungsprifung nach der bis zum 31. Méarz
2023 geltenden Rechtslage (Absatz 3 Satz 4) abzulegen. Samtliche Ausschluss-
fristen sind so bemessen, dass den Priiflingen nach Inkrafttreten des novellier-
ten JAPG mindestens ein Jahr zur Verfiigung steht, um ihre Priifung nach den
fir sie bisher einschldgigen Bestimmungen zu Ende zu bringen. Absatz 3 Satz
3 gibt dem Justizprifungsamt auf, die betroffenen Priiflinge iiber die Aus-
schlussfrist des Absatzes 3 Satz 2 zu belehren (siehe die Erlauterungen zu Ab-
satz 1 Satz 3). Absatz 4 regelt, dass § 20 Absatz 1 Satz 2 (Umfang der Beteili-
gung der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer des Fachbereichs
Rechtswissenschaft an der Universitat Bremen an der Korrektur der Examens-
klausuren) nicht von den Ubergangsvorschriften dieses Gesetzes erfasst wird,
sondern am 1. April 2023 in Kraft tritt. Absatz 5 normiert, innerhalb welches
Zeitraums die universitare Prifungsordnung nach § 37 an die vorgelegte Ge-
setzesnovelle angepasst werden muss.
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Zu Artikel 2

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des neu gefassten JAPG zum 1. April
2023. Dieses Datum ergibt sich aus § 5b des Deutschen Richtergesetzes in der
ab dem 1. Januar 2023 gultigen Fassung. Danach miissen die Bundesldander zu
diesem Stichtag die Moglichkeit eréffnen, den juristischen Vorbereitungsdienst
in Teilzeit abzuleisten. Da in Bremen nur zweimal jahrlich Referendarinnen
und Referendare eingestellt werden (jeweils zum 1. April und zum 1. Oktober)
ist es ausreichend, wenn das JAPG-E zum 1. April 2023 in Kraft tritt. Auf diese
Weise greifen die neuen Regelungen zudem mit Beginn des Sommersemesters
2023.
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Synopse JAPG-E

Aktuelle Fassung JAPG

Neufassung JAPG

Artikel 1

Das Bremische Gesetz Uber die Juristenausbildung und die erste
juristische Prifung vom 20. Mai 2003 (Brem.GBI. S. 251 — 301-b-
5), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Marz
2022 (Brem.GBI. S. 223), wird wie folgt neu gefasst:

TEIL 1
ALLGEMEINES

»TEIL 1
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§1

Ausbildungsgang, Ausbildungsziel

(1) Die juristische Ausbildung gliedert sich in das Universitatsstudium
und den Vorbereitungsdienst. Das Universitatsstudium schliel3t ab mit
der ersten juristischen Prifung, die aus einer staatlichen
Pflichtfachprifung und einer universitdren Schwerpunktbereichspriifung
besteht. Der Vorbereitungsdienst schliel3t mit der zweiten juristischen
Staatsprufung ab.

(2) Die Ausbildung soll zu einer Berufspraxis beféhigen, die im
zusammenwachsenden Europa und in einer sich standig wandelnden
Gesellschaft dem Anspruch einer rechtsstaatlichen, demokratischen
und sozialstaatlichen Verfassung genugt.

(3) Die Ausbildung vermittelt durch geeignete Stoffauswahl und
Erarbeitung des kritischen Verstandnisses der wissenschaftlichen
Methoden die Kenntnisse und die Lernfahigkeit, die fir die
rechtsprechende, verwaltende und rechtsberatende Berufspraxis
erforderlich sind. Die Ausbildung hat in den von ihr vermittelten Inhalten
und Methoden, insbesondere durch sozialwissenschaftliche
Grundlegung und Ausrichtung sowie durch die Berlcksichtigung der
Anforderungen der Berufspraxis einer Trennung von Theorie und Praxis
entgegenzuwirken. Demgemalf sollen zur Durchfihrung der

§1

Aufgaben der juristischen Ausbildung

(1) Die juristische Ausbildung dient der Vorbereitung auf alle
juristischen Berufe.

(2) Die Ausbildung soll grindliche Kenntnisse der rechtlichen
Regelungen, ihrer Grundlagen und Entstehung, ihrer
systematischen Zusammenhéange sowie den Gebrauch
rechtswissenschaftlicher Methoden vermitteln.

(3) Die Ausbildung soll einer Trennung von Theorie und Praxis
entgegenwirken. Daher sollen zur Durchfiihrung der universitaren
Ausbildung auch Praktikerinnen und Praktiker einbezogen werden.




universitaren Ausbildung auch Praktiker und zur Durchfiihrung der
praktischen Ausbildung auch Hochschullehrer herangezogen werden.

§2

Ausbildungsgang und Prifungen

(1) Die juristische Ausbildung gliedert sich in das
Universitatsstudium und den Vorbereitungsdienst.

(2) Das Universitatsstudium schlief3t ab mit der ersten juristischen
Prifung. Sie besteht aus der staatlichen Pflichtfachpriifung und der
universitaren Schwerpunktbereichsprifung.

(3) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst schliel3t mit der zweiten
juristischen Staatsprifung ab. Durch das Bestehen der zweiten
juristischen Staatsprifung wird das Recht erworben, die
Bezeichnung ,Assessorin“ beziehungsweise ,,Assessor” zu flhren.

(4) Das Hochschulstudium und der Vorbereitungsdienst
bertcksichtigen einander wechselseitig in ihrem Inhalt und ihrer
Arbeitsweise.

(5) Im Rahmen der juristischen Ausbildung ist daftir Sorge zu
tragen, dass behinderte Studierende und behinderte
Referendarinnen oder Referendare in ihrer juristischen Ausbildung
nicht benachteiligt werden und die Angebote der juristischen
Ausbildung selbststandig und barrierefrei in Anspruch nehmen
kénnen.

§3

Notenstufen und Punktezahlen

(1) Die Bewertung der schriftlichen und mundlichen
Prifungsleistungen richtet sich nach der Verordnung lber eine
Noten- und Punkteskala fiir die erste und zweite juristische Prifung
vom 3. Dezember 1981 (BGBI. | S. 1243), die durch Artikel 209
Absatz 4 des Gesetzes vom 19. April 2006 (BGBI. | S. 866)
geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.




(2) Soweit Einzelbewertungen zu Durchschnittsbewertungen oder
Gesamtnoten zusammengefasst werden, ist die Punktzahl der
Durchschnittsnote oder Gesamtnote bis auf zwei Dezimalstellen
ohne Auf- oder Abrundung rechnerisch zu ermitteln.

TEIL 2
Abschnitt 1
Universitatsstudium

TEIL 2
STUDIUM UND ERSTE JURISTISCHE PRUFUNG
Abschnitt 1
Universitatsstudium

§2

Studiendauer

(1) Das Studium der Rechtswissenschaft dauert einschlieR3lich der
Prufungszeit funf Jahre (Regelstudienzeit).

(2) Die Regelstudienzeit kann unterschritten werden, sofern die jeweils
fur die Zulassung zur universitdren Schwerpunktbereichsprifung und
zur staatlichen Pflichtfachprifung erforderlichen Leistungen
nachgewiesen sind.

(3) Fur die Berechnung der Regelstudienzeit nach Absatz 1 bleiben das
Sommersemester 2020, das Wintersemester 2020/2021, das
Sommersemester 2021 und das Wintersemester 2021/2022
unbericksichtigt (individuelle Regelstudienzeit). Satz 1 gilt
entsprechend fir Studierende, die zum genannten Zeitpunkt
immatrikuliert, aber beurlaubt waren. Soweit Studierenden bereits nach
§ 15 Absatz 3 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes eine
Verlangerung ihrer Férderung wegen der Folgen der Corona-Pandemie
gewahrt wurde, ist der Zeitraum der verlangerten Forderung auf die
individuelle Regelstudienzeit nach den Satzen 1 und 2 anzurechnen.
Die individuelle Regelstudienzeit bewirkt zugleich eine entsprechende
Verschiebung der Fachsemesterzahlung im
ausbildungsférderungsrechtlichen Sinne und wirkt auf alle
Fordertatbestéande nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz. Die
durch die Corona-Pandemie bedingten Beeintrdchtigungen im Studien-
und Prufungsverlauf des Sommersemesters 2020, des
Wintersemesters 2020/2021, des Sommersemesters 2021 und des
Wintersemesters 2021/2022 sind schwerwiegende Griinde im Sinne

§4

Studienzeiten

(1) Das Studium der Rechtswissenschaft dauert einschlieflich der
Prufungszeit funf Jahre (Regelstudienzeit).

(2) Die Regelstudienzeit kann unterschritten werden, sofern die
jeweils fur die Zulassung zur universitaren
Schwerpunktbereichspriifung und zur staatlichen Pflichtfachprifung
erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind.

(3) Mindestens zwei Jahre missen auf ein Studium an einer
Hochschule im Geltungsbereich des Deutschen Richtergesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBI. | S.
713), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Juni 2021
(BGBI. I S. 2154) ge&andert worden ist, entfallen.

(4) Fur die Berechnung der Regelstudienzeit nach Absatz 1 bleiben
das Sommersemester 2020, das Wintersemester 2020/2021, das
Sommersemester 2021 und das Wintersemester 2021/2022
unberticksichtigt (individuelle Regelstudienzeit). Satz 1 gilt
entsprechend fir Studierende, die zum genannten Zeitpunkt
immatrikuliert, aber beurlaubt waren. Soweit Studierenden bereits
nach 8 15 Absatz 3 des Bundesausbildungsforderungsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember 2010 (BGBI. |
S. 1952; 2012 1 S. 197), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes
vom 22. November 2021 (BGBI. | S. 4906) geédndert worden ist,
eine Verlangerung ihrer Férderung wegen der Folgen der Corona-
Pandemie gewdhrt wurde, ist der Zeitraum der verlangerten




von 8 15 Absatz 3 Nummer 1 des
Bundesausbildungsforderungsgesetzes.

Forderung auf die individuelle Regelstudienzeit nach den Satzen 1
und 2 anzurechnen. Die individuelle Regelstudienzeit bewirkt
zugleich eine entsprechende Verschiebung der
Fachsemesterzahlung im ausbildungsforderungsrechtlichen Sinne
und wirkt auf alle Fordertatbestadnde nach dem
Bundesausbildungsforderungsgesetz. Die durch die Corona-
Pandemie bedingten Beeintrachtigungen im Studien- und
Prifungsverlauf des Sommersemesters 2020, des
Wintersemesters 2020/2021, des Sommersemesters 2021 und des
Wintersemesters 2021/2022 sind schwerwiegende Griinde im
Sinne von § 15 Absatz 3 Nummer 1 des
Bundesausbildungsforderungsgesetzes.

§3

Anrechnung von Vorstudien

(1) Auf das Studium der Rechtswissenschaft konnen angerechnet
werden:

1. eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung fir den gehobenen

Justizdienst oder fur den gehobenen nichttechnischen
Verwaltungsdienst bis zur Dauer von einem Jahr,

2. ein Rechtsstudium an einer Universitat auBerhalb des
Geltungsbereichs des Deutschen Richtergesetzes bis zu drei
Semestern und

3. ein Universitatsstudium anderer Fachrichtung mit bis zu zwei
Semestern, wenn Studierende hierdurch in der
rechtswissenschaftlichen Ausbildung gefordert wurden.

§ 16 Absatz 1 Nr. 2 bleibt unberihrt.

(2) Antrage nach Absatz 1 sind an das Justizprifungsamt zu richten.
Sie kdnnen vor Aufnahme des Studiums gestellt werden.

§5

Anrechnung von Vorstudien

(1) Auf das Studium der Rechtswissenschaft konnen angerechnet
werden:

1. eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung fir den
gehobenen Justizdienst oder fur den gehobenen
nichttechnischen Verwaltungsdienst bis zur Dauer von zwei
Semestern,

2. ein Rechtsstudium an einer Universitat auRerhalb des
Geltungsbereichs des Deutschen Richtergesetzes bis zu
drei Semestern und

3. ein Universitatsstudium anderer Fachrichtung mit bis zu
zwei Semestern, wenn Studierende dadurch in der
rechtswissenschaftlichen Ausbildung gefordert wurden.

§ 17 Absatz 1 Nummer 2 bleibt unberthrt.

(2) Antrage nach Absatz 1 Satz 1 sind mit den entsprechenden
Nachweisen bis spatestens sechs Monate vor dem Antrag auf
Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung an das
Justizprifungsamt zu richten. Sie kénnen vor Aufnahme des
Studiums gestellt werden. Das Justizprifungsamt entscheidet tGber
die Anrechnung und deren Umfang unter Beriicksichtigung der
Leistungen, die von den Pruflingen in der anrechenbaren
Ausbildung, in einer darauf bezogenen Berufstatigkeit und im




Studium erbracht wurden. Mit der Anrechnung wird auch dartber
entschieden, ob die praktischen Studienzeiten nach § 10 ganz oder
teilweise erlassen werden.

§4

Gegenstand des Studiums
(1) Gegenstand des Studiums sind Pflichtfacher und
Schwerpunktbereiche mit Wahimdglichkeiten.

(2) Die Lehrveranstaltungen bertcksichtigen in wissenschatftlicher
Vertiefung die rechtsprechende, verwaltende und rechtsberatende
Praxis einschlieB3lich der hierfur erforderlichen Schlusselqualifikationen
wie Verhandlungsmanagement, Gesprachsfihrung, Rhetorik,
Streitschlichtung, Mediation, Vernehmungslehre und
Kommunikationsfahigkeit. Sie vermitteln auch fachspezifische
Fremdsprachenkompetenz.

(3) Grundlagenfacher wie Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie,

Rechtssozio

logie, Rechtsvergleichung, rechtswissenschaftliche

Methoden, Rechtspolitik sowie Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
sind angemessen einzubeziehen.

8§86

Gegenstand des Studiums

Gegenstand des Studiums sind die Pflichtfacher und
Schwerpunktbereiche mit Wahlmdglichkeiten. Die universitare
Ausbildung berticksichtigt die ethischen Grundlagen des Rechts
und fordert die Fahigkeit zur kritischen Reflexion des Rechts samt
seinem Missbrauchspotenzial. Sie bertucksichtigt ferner die
rechtsberatende, verwaltende, ermittelnde und rechtsprechende
Praxis einschlief3lich der daftr erforderlichen
Schlusselqualifikationen wie Kommunikationsfahigkeit und die
Fahigkeit zum Ausgleich unterschiedlicher Interessen, Kenntnisse
Uber unterschiedliche soziale Lebenslagen, Gespréachsfihrung,
Vernehmungslehre und Rhetorik, Kanzlei-, Buro- und
Verhandlungsmanagement, digitale Kompetenz und
psychologische Grundkenntnisse. Grundlagenfacher wie
Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Rechtssoziologie,
rechtswissenschaftliche Methoden, Rechtspolitik sowie Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften sind einzubeziehen. Die
Lehrveranstaltungen vermitteln die europarechtlichen Bezlige
sowie fachspezifische Fremdsprachenkompetenz.

§5

Pflichtfacher
(1) Pflichtfacher sind:
1. im Bereich des Birgerlichen Rechts:

a.

b.

c.
d.

Grundlagen des Privatrechts und die ersten drei Blicher
des Birgerlichen Gesetzbuches;
Produkthaftungsgesetz und Haftpflichtrecht des
Stral3enverkehrsgesetzes;

Familienrecht und Erbrecht jeweils im Uberblick;
Handelsrecht (ohne drittes Buch: Handelsbiicher) und
Gesellschaftsrecht jeweils im Uberblick;

. aus dem Arbeitsrecht

aa) Individualarbeitsrecht,

8§87

Pflichtfacher

Pflichtfacher sind die Kernbereiche des Birgerlichen Rechts, des
Strafrechts, des Offentlichen Rechts und des Verfahrensrechts
einschlieBlich der europarechtlichen Beziige. Zu den Pflichtfachern
gehoren auch die Schlisselqualifikationen. Die Vorlesungen in den
Pflichtfachern werden in angemessenem Umfang durch
Lehrveranstaltungen begleitet und ergéanzt, in denen in
Kleingruppen der behandelte Lehrstoff aufbereitet wird.




bb) kollektives Arbeitsrecht im Uberblick;

f. europa- und internationalrechtliche Aspekte des
Privatrechts sowie Internationales Privatrecht jeweils im
Uberblick;

g. Zivilprozessrecht (Erkenntnisverfahren) und
Gerichtsverfassungsrecht jeweils im Uberblick;

2. im Bereich Kriminalwissenschaften/Strafrecht:

a. Allgemeine Lehren des Strafrechts;

b. Straftatbestande des Strafgesetzbuches und des
Nebenstrafrechts, die fur die Rechtspraxis bedeutsam
sind;

c. strafrechtliche Sanktionen;

d. Strafprozessrecht inklusive Beziige zur Européischen
Menschenrechtskonvention im Uberblick;

3. im Bereich Offentliches Recht:
a.
aa) Verfassungsrecht einschlief3lich der volker- und
europarechtlichen Bezlge,
bb) Verfassungsprozessrecht im Uberblick,
cc) Bremisches Staatsrecht im Uberblick;
b.
aa) Allgemeines Verwaltungsrecht mit
bb) Staatshaftungsrecht im Uberblick,
cc) Recht der 6ffentlichen Sachen im Uberblick,
dd) Verwaltungsprozessrecht,
ee) Verwaltungsvollstreckungsrecht im Uberblick;
c. aus dem Besonderen Verwaltungsrecht:
aa) Polizei- und Ordnungsrecht,
bb) Baurecht,
cc) Kommunal- und Umweltrecht jeweils im Uberblick;
d. aus dem Europarecht im Uberblick:
aa) Organe, Rechtsquellen, Kompetenzen und
Handlungsformen der Européischen Gemeinschaft und der
Européaischen Union,
bb) Verhéltnis von Gemeinschaftsrecht und mitgliedstaatlichem
Recht,
cc) die Grundfreiheiten, Grundrechte und ausgewéahlte Beispiele
von Sekundarrecht,




dd) Vertragsverletzungsverfahren, Nichtigkeitsklage und
Vorabentscheidungsverfahren nach dem Vertrag zur Griindung
der Europaischen Gemeinschaft.

(2) Soweit Rechtsgebiete ,im Uberblick Gegenstand des
Prufungsstoffes sind, wird die Kenntnis der Systematik und der
wichtigsten Rechtsfiguren ohne Einzelwissen verlangt. Andere als die in
Absatz 1 genannten Rechtsgebiete durfen im Zusammenhang mit den
Pflichtfachern zum Gegenstand der Prifung gemacht werden, soweit
lediglich Verstandnis und Arbeitsmethode festgestellt werden sollen und
Einzelwissen nicht vorausgesetzt wird.

(3) Die Vorlesungen in den Pflichtfachern werden durch
Lehrveranstaltungen begleitet und ergénzt, in denen in Kleingruppen
der behandelte Lehrstoff auch aus Sicht der beruflichen Praxis
aufbereitet wird.

§6

Schwerpunktbereiche

(1) Die Schwerpunktbereiche dienen der Erganzung des Studiums, der
Vertiefung der mit ihnen zusammenhangenden Pflichtfacher sowie der
Vermittlung interdisziplinarer und internationaler Bezlige des Rechts.

(2) Lehrveranstaltungen zur Vermittlung von Schlisselqualifikationen
und Fremdsprachenkompetenz kénnen auch Bestandteil der
Ausbildung im Schwerpunktbereich sein.

(3) Die Studierenden wahlen einen Schwerpunktbereich, dessen
Studium sich Uber mindestens 16 Semesterwochenstunden erstreckt.

(4) Die Schwerpunktbereiche werden in einer nach 8§ 33 zu erlassenden
Prifungsordnung festgelegt. Der Stoff der Schwerpunktbereiche ist so
zu bemessen, dass das Studium unter Einbeziehung der Pflichtfacher
nach viereinhalb Jahren mit der ersten juristischen Prifung
abgeschlossen werden kann.

§8

Schwerpunktbereiche

(1) Die Schwerpunktbereiche dienen der Erganzung des Studiums,
der Vertiefung der mit ihnen zusammenhangenden Pflichtfacher
sowie der Vermittlung interdisziplindrer und internationaler Bezlige
des Rechts. Sie werden von der Universitat Bremen gebildet und
eingerichtet und von den Studierenden gewahlt.

(2) Die Schwerpunktbereiche werden in einer Prifungsordnung
nach § 37 festgelegt. Der Stoff der Schwerpunktbereiche ist so zu
bemessen, dass das Studium unter Einbeziehung der Pflichtfacher
nach funf Jahren mit der ersten juristischen Priifung abgeschlossen
werden kann. Der individuelle Studienumfang im
Schwerpunktbereich umfasst hochstens 14
Lehrveranstaltungsstunden. Lehrveranstaltungen zur Vermittlung
von Schlisselqualifikationen und Fremdsprachenkompetenz
kénnen Bestandteil der Ausbildung im Schwerpunktbereich sein.

87
Praktische Studienzeiten

§9
Zwischenprifung




(1) Die Studierenden haben wahrend der vorlesungsfreien Zeiten des
Studiums an praktischen Studienzeiten von mindestens drei Monaten
teilzunehmen. Die praktischen Studienzeiten kdnnen bei Gerichten,
Staatsanwaltschaften, 6ffentlichen Verwaltungen des Bundes und der
Lander einschliellich der Anstalten und Kdrperschaften des offentlichen
Rechts, éffentlichen Verwaltungen der Europaischen Gemeinschaft,
Rechtsanwalten, Notaren sowie Rechtsabteilungen von
Gewerkschaften, Verbanden und Wirtschaftsunternehmen sowie
internationalen Organisationen und sonstigen vergleichbar geeigneten
Stellen im In- und Ausland abgeleistet werden. Die Mindestdauer bei
einer Stelle soll einen Monat nicht unterschreiten. Die praktischen
Studienzeiten sollen in geeigneter Weise in den Lehrveranstaltungen
der Universitat vorbereitet werden.

(2) Zu Beginn der praktischen Studienzeit sind die Studierenden nach
MalRgabe des Verpflichtungsgesetzes vom 2. Méarz 1974 (BGBI. | S.
469, 547) in der jeweils geltenden Fassung zur Verschwiegenheit zu
verpflichten. Die ausbildende Stelle bescheinigt die Ableistung der
praktischen Studienzeit.

(3) Das Nahere regelt das Justizprifungsamt.

(1) Durch die Zwischenprufung wird festgestellt, ob die flr die
weitere Ausbildung erforderliche Qualifikation besteht. Die
Zwischenprifung wird nach einer Prifungsordnung gemaf § 37
studienbegleitend abgelegt.

(2) Die Gegenstande und Inhalte der Zwischenprufung sind unter
Berlicksichtigung des Studienstandes den Pflichtfachern der
staatlichen Pflichtfachprifung zu entnehmen. Die Gegenstande
und Inhalte der Zwischenprifung dirfen nicht Gber den
Prufungsstoff der Verordnung nach 8§ 14 Absatz 3 hinausgehen.

§8

Zwischenpriufung

Die Studierenden haben eine Zwischenprifung als Hochschulprifung
abzulegen. Das Nahere wird in einer nach 8§ 33 zu erlassenden
Prifungsordnung geregelt.

8§10

Praktische Studienzeiten

(1) Die Studierenden haben wahrend der vorlesungsfreien Zeiten
des Studiums praktische Studienzeiten von mindestens drei
Monaten zu absolvieren. Die praktischen Studienzeiten kénnen bei
Gerichten, Staatsanwaltschaften, 6ffentlichen Verwaltungen des
Bundes und der Lander einschlie3lich der Anstalten und
Kdrperschaften des offentlichen Rechts, bei offentlichen
Verwaltungen der Européischen Union, Rechtsanwaltinnen oder
Rechtsanwalten, Notarinnen oder Notaren sowie
Rechtsabteilungen von Gewerkschaften, Verbanden und
Wirtschaftsunternehmen sowie internationalen Organisationen und
sonstigen vergleichbar geeigneten Stellen im In- und Ausland
abgeleistet werden. Die Mindestdauer bei einer Stelle soll einen
Monat nicht unterschreiten.




(2) Zu Beginn der praktischen Studienzeit sind die Studierenden
nach MaRRgabe des Verpflichtungsgesetzes vom 2. Marz 1974
(BGBI. 1 S. 469, 547), das durch 8§ 1 Nummer 4 des Gesetzes vom
15. August 1974 (BGBI. | S. 1942) geandert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung zur Verschwiegenheit zu verpflichten.
Die ausbildende Stelle bescheinigt die Ableistung der praktischen
Studienzeit.

(3) Das Nahere regelt das Justizprifungsamt.

Abschnitt 2

Erste juristische Prifung

Unterabschnitt 1

Erste juristische Prifung im Allgemeinen

Abschnitt 2
Erste juristische Prufung

§9

Zweck der Prufung

Die erste juristische Prufung schlief3t das Studium der Pflichtfacher und
des gewahlten Schwerpunktbereiches ab. Sie soll feststellen, ob
Priflinge in der Ausbildung so weit fortgeschritten sind, dass sie fir den
Vorbereitungsdienst fachlich geeignet sind. Sie soll zeigen, dass
Priflinge das Recht mit Verstéandnis erfassen und anwenden kénnen,
Uber die hierzu erforderlichen Rechtskenntnisse in den Pflichtfachern
und in dem jeweiligen Schwerpunktbereich verfligen, genligende
Einsichten in die philosophischen, geschichtlichen und
gesellschaftlichen Grundlagen des Rechts - einschliellich der
geschlechtsspezifischen Beziige - besitzen sowie fachbezogene
Fremdsprachenkompetenz und Schlisselqualifikationen erworben
haben.

§11

Zweck der ersten juristischen Priifung

Die erste juristische Prufung schlief3t das Studium der Pflichtfacher
und des gewdahlten Schwerpunktbereiches ab. Sie hat den Zweck
festzustellen, ob der Priifling das rechtswissenschaftliche
Studienziel erreicht hat und damit fir den Vorbereitungsdienst
fachlich geeignet ist.

§10

Stoff der Prifung, Ablauf, Zustandigkeiten

(1) Die erste juristische Prufung gliedert sich in eine staatliche
Pflichtfachprifung und eine universitare Schwerpunktbereichspriifung.
Beide Priufungen beriicksichtigen die rechtsprechende, verwaltende
und rechtsberatende Praxis einschlief3lich der hierfur erforderlichen
Schlusselqualifikationen. Der miindliche Teil der staatlichen
Pflichtfachprifung schliel3t vorbehaltlich der Regelung in § 21 Abs. 5
die erste juristische Prifung ab.

§12

Durchfiihrung der ersten juristischen Priifung

(1) Das Justizprifungsamt fuhrt im Zusammenwirken mit der
Universitat Bremen die erste juristische Priifung durch.

(2) Die staatliche Pflichtfachprufung wird von dem
Justizprifungsamt abgenommen. Es trifft die Entscheidungen in
diesem Prifungsverfahren, soweit dieses Gesetz nicht andere
Stellen fur zustandig erklart.
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(2) Die staatliche Pflichtfachprifung wird von dem Justizprifungsamt
abgenommen. Sie bezieht sich auf die Pflichtfacher.

(3) Die universitare Schwerpunktbereichsprifung wird von der
Universitat Bremen abgenommen. Sie bezieht sich auf einen von dem
Prufling gewahlten Schwerpunktbereich.

(3) Die universitare Schwerpunktbereichsprifung wird von der
Universitat Bremen abgenommen. Das N&here regelt eine
Prifungsordnung nach § 37.

(4) Die Studierenden kdnnen wahlen, in welcher zeitlichen Abfolge
sie die staatliche Pflichtfachprufung und die universitare
Schwerpunktbereichsprifung ablegen. Beide Prifungen enden
jeweils mit einer mindlichen Prifung.

§11

Bestehen der Prufung, Zeugnis

(1) Die erste juristische Prufung ist bestanden, wenn der Priifling in der
staatlichen Pflichtfachprifung und einer im Geltungsbereich des
deutschen Richtergesetzes abgelegten universitaren
Schwerpunktbereichspriifung jeweils eine Mindestpunktzahl von 4
Punkten erreicht hat.

(2) Das Zeughnis fur die erste juristische Priifung wird vom
Justizprifungsamt erteilt. Dieses weist die Ergebnisse der bestandenen
universitaren Schwerpunktbereichspriifung und der bestandenen
staatlichen Pflichtfachpriifung sowie zuséatzlich eine Gesamtnote aus, in
die das Ergebnis der bestandenen staatlichen Pflichtfachprifung mit 70
v. H. und das Ergebnis der bestandenen universitaren
Schwerpunktbereichsprifung mit 30 v. H. einfliel3t. In dem Zeugnis wird
der Gegenstand der universitdren Schwerpunktbereichsprifung
angegeben.

§13

Justizprifungsamt

(1) Das Justizprifungsamt gehort dem Ressort der Senatorin oder
des Senators fur Justiz und Verfassung an.

(2) Die oder der Vorsitzende des Justizprifungsamtes und die
Stellvertreterin oder der Stellvertreter werden von der Senatorin
oder dem Senator fur Justiz und Verfassung auf Zeit bestellt. Sie
mussen die Befahigung zum Richteramt haben. Eine mehrmalige
Bestellung ist zulassig.

(3) Das Justizprifungsamt entscheidet Uber Widerspriiche gegen
Entscheidungen der Priferinnen und Prifer sowie der
Prifungskommissionen der staatlichen Pflichtfachprifung und tber
Widerspriiche gegen die Versagung der Zulassung zur mindlichen
Prifung der staatlichen Pflichtfachpriifung.

Unterabschnitt 2
Justizprifungsamt

Abschnitt 3
Staatliche Pflichtfachprifung

§12

Justizprifungsamt

(1) Das Justizprifungsamt ist Teil der Behdrde des Senators flr Justiz
und Verfassung. Es fuhrt im Zusammenwirken mit der Universitat
Bremen die erste juristische Prifung durch.

§14

Gegenstand und Inhalte der staatlichen Pflichtfachprifung
(1) Die staatliche Pflichtfachprufung bezieht sich auf die
Pflichtfacher. Sie besteht aus sechs schriftlichen Aufsichtsarbeiten
und einer miundlichen Prufung. Die naheren Prifungsinhalte regelt
eine Verordnung nach Absatz 3.
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(2) Dem Justizprifungsamt obliegt die Vorbereitung und Durchflihrung
der staatlichen Pflichtfachprifung. Es trifft die Entscheidungen in
diesem Prifungsverfahren, soweit dieses Gesetz nicht andere Stellen
fur zustandig erklart.

(3) Der Vorsitzende des Justizprifungsamtes und sein Stellvertreter
werden vom Senator fur Justiz und Verfassung auf Zeit bestellt. Sie
mussen die Befahigung zum Richteramt haben. Eine mehrmalige
Bestellung ist zulassig.

(4) Das Justizprifungsamt setzt die Prifungskommissionen fur die
staatliche Pflichtfachprifung zusammen. Das Justizprifungsamt
entscheidet Gber Widerspriche gegen Entscheidungen der
Priufungskommissionen sowie Uber Widerspriche gegen die Versagung
der Zulassung zur mundlichen Prifung. Die Nachprifung im Rahmen
des Widerspruchsverfahrens ist beschrankt auf die Prifung der
RechtmaRigkeit der angefochtenen Entscheidung.

(2) Die Aufgaben fir die schriftlichen Arbeiten werden vom
Justizpriufungsamt gestellt.

(3) Die Senatorin oder der Senator fur Justiz und Verfassung
erlasst durch Rechtsverordnung Vorschriften tber die
Prifungsinhalte der staatlichen Pflichtfachprifung nach MalRgabe
des § 7. Die Universitat Bremen und die Senatorin oder der
Senator fur Wissenschaft und Hafen sind vor Erlass der
Verordnung und vor Anderungen der Verordnung anzuhéren.

§13

Prifungsfachausschiisse

(1) Zur abschlieenden Beratung der Aufgaben der schriftlichen
Prifungsarbeiten der staatlichen Pflichtfachprifung werden fir die
Bereiche Birgerliches Recht, Kriminalwissenschaften/Strafrecht und
Offentliches Recht drei Priifungsfachausschisse gebildet.

(2) Jeder Prifungsfachausschuss besteht aus dem Vorsitzenden des
Justizpriifungsamtes und dessen Stellvertreter sowie einem
Hochschullehrer und einem Praktiker als weiteres Mitglied. Diese sind
zur Vertraulichkeit verpflichtet. Fur jedes Mitglied ist ein Vertreter
vorzusehen, der im Falle der Verhinderung des Mitglieds an dessen
Stelle tritt. Der Senator fur Justiz und Verfassung bestellt die
Hochschullehrer und die Praktiker fur die Dauer von vier Jahren. Die
Bestellung der Hochschullehrer erfolgt auf Vorschlag des Fachbereichs
Rechtswissenschaft der Universitat Bremen. Eine mehrmalige
Bestellung ist zuldssig.

(3) Die Prufungsfachausschiisse werden von dem Vorsitzenden des
Justizpriifungsamtes geleitet. Sie sind beschlussfahig, wenn mehr als

8§15

Prifungsfachausschisse

(1) Zur abschlieenden Beratung der Aufgaben der schriftlichen
Prifungsarbeiten in der staatlichen Pflichtfachprifung werden fir
die Bereiche Biirgerliches Recht, Strafrecht und Offentliches Recht
Prufungsfachausschiisse gebildet.

(2) Jeder Prifungsfachausschuss besteht aus der oder dem
Vorsitzenden des Justizprifungsamtes, der Stellvertreterin oder
dem Stellvertreter und bis zu zwei weiteren Mitgliedern. In jedem
Prifungsfachausschuss muss mindestens eine Hochschullehrerin
oder ein Hochschullehrer und eine Praktikerin oder ein Praktiker
vertreten sein. Mindestens ein Mitglied jedes
Prifungsfachausschusses muss seinen fachlichen Schwerpunkt in
dem jeweiligen Rechtsbereich haben, fur den der Ausschuss
zustandig ist. Flr jedes Mitglied ist eine Vertreterin oder ein
Vertreter vorzusehen, die oder der im Falle der Verhinderung des
Mitglieds an dessen Stelle tritt. Die Mitglieder sind zur
Vertraulichkeit verpflichtet. Die Senatorin oder der Senator fur
Justiz und Verfassung bestellt die Hochschullehrerinnen und
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die Halfte ihrer Mitglieder anwesend ist. Die Beschllisse werden mit
Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag.

(4) Der Vorsitzende des Justizprifungsamtes kann Personen, die den
Prufungsfachausschiissen nicht angehdren, zu deren Beratungen
hinzuziehen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

Hochschullehrer sowie die Praktikerinnen und Praktiker fur die
Dauer von vier Jahren. Die Bestellung der Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer erfolgt auf Vorschlag des Fachbereichs
Rechtswissenschaft der Universitat Bremen. Eine mehrmalige
Bestellung ist zulassig.

(3) Die Prufungsfachausschisse werden von der oder dem
Vorsitzenden des Justizprifungsamtes geleitet. Sie sind
beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte ihrer Mitglieder anwesend
ist. Die Beschlisse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den
Ausschlag.

(4) Die oder der Vorsitzende des Justizprifungsamtes kann
Personen, die den Prifungsfachausschiissen nicht angehéren, zu
deren Beratungen hinzuziehen. Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.

§14

Prifer, Prifungskommission

(1) Der Vorsitzende des Justizprifungsamtes bestellt die Prifer und die
Vorsitzenden der Prifungskommissionen zur Abnahme der staatlichen
Pflichtfachprifung auf unbestimmte Zeit. Wer das Hauptamt beendet
oder das 65. Lebensjahr vollendet hat, kann nach Ablauf des Monats, in
den dieses Ereignis gefallen ist, noch fur die Dauer von finf Jahren
prifen. Die Bestellung kann aus wichtigem Grund widerrufen werden.
Bei der Bestellung zu Vorsitzenden der Prifungskommissionen sollen
Hochschullehrer und Praktiker in gleich grof3er Anzahl herangezogen
werden.

(2) Die Prufer sind bei der Beurteilung von Prifungsleistungen
unabhangig und an Weisungen nicht gebunden.

(3) Jede Prufungskommission besteht aus drei Prifern, von denen
mindestens einer Hochschullehrer sein muss.

(4) Die Prufungskommissionen entscheiden auf Grund mundlicher
Beratung aller Mitglieder mit Stimmenmehrheit.

8§16

Priferinnen und Prifer, Prifungskommission

(1) Die oder der Vorsitzende des Justizprifungsamtes bestellt die
Pruferinnen und Prufer zur Abnahme der staatlichen
Pflichtfachpriifung sowie die Vorsitzenden der
Prifungskommissionen fiir den mindlichen Teil der staatlichen
Pflichtfachprifung auf unbestimmte Zeit. Wer das Hauptamt
beendet hat, kann nach Ablauf des Monats, in den dieses Ereignis
fallt, noch fur die Dauer von funf Jahren prifen. Die Tatigkeit als
Pruferin oder Prufer endet in jedem Fall mit Vollendung des 70.
Lebensjahres. Die Bestellung kann aus wichtigem Grund
widerrufen werden. Bei der Bestellung zu Vorsitzenden der
Prifungskommissionen sollen Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer sowie Praktikerinnen und Praktiker in gleich
grol3er Anzahl herangezogen werden.

(2) Das Justizprifungsamt stellt die Priifungskommissionen fir den
mundlichen Teil der staatlichen Pflichtfachprifung zusammen.
Jede Prifungskommission besteht aus drei Priferinnen oder
Prifern, von denen mindestens eine oder einer Hochschullehrerin
oder Hochschullehrer sein muss.
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(3) Die Pruferinnen und Prifer sind bei der Beurteilung von
Prufungsleistungen unabhéngig und an Weisungen nicht
gebunden.

(4) Die Priafungskommissionen entscheiden auf Grund mundlicher
Beratung aller Mitglieder mit Stimmenmehrheit.

Unterabschnitt 3
Staatliche Pflichtfachprifung

§15
Gegenstand, Vorbereitung und Durchfihrung

(1) Die staatliche Pflichtfachprifung bezieht sich auf die Pflichtfacher
nach 8§ 5. Sie besteht aus sechs schriftlichen Aufsichtsarbeiten und der

mundlichen Prifung.

(2) Die Aufgaben fur die schriftlichen Arbeiten werden vom
Justizprifungsamt gestellt.

§ 16
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung setzt voraus:

1. einen Antrag,

2. ein mindestens zweieinhalbjdhriges Studium der
Rechtswissenschaft, davon mindestens zwei Jahre im
Geltungsbereich des Deutschen Richtergesetzes,

3. die Immatrikulation im Fachbereich Rechtswissenschaft der

Universitat Bremen in den zwei der Prifung unmittelbar
vorausgegangenen Semestern,
4. den Nachweis der bestandenen Zwischenpriifung,

5. den Erwerb der groRen Leistungsnachweise in den Bereichen
Burgerliches Recht, Kriminalwissenschaften/Strafrecht und
Offentliches Recht, die in einer nach § 33 zu erlassenden

Prifungsordnung vorgesehen sind,

6. den Erwerb eines Leistungsnachweises in einem
Grundlagenfach,

7. den Nachweis der erfolgreichen Teilnahme an einer mit
schriftlichen Arbeiten verbundenen fremdsprachigen

§17

Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung

(1) Die Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung setzt voraus:

1. einen Antrag,

2. ein mindestens zweieinhalbjéahriges Studium der
Rechtswissenschaft, davon mindestens zwei Jahre im
Geltungsbereich des Deutschen Richtergesetzes,

3. die Immatrikulation im Fachbereich Rechtswissenschaft
der Universitat Bremen in den zwei der Prifung
unmittelbar vorausgegangenen Semestern,

4, den Nachweis der bestandenen Zwischenprifung,

5. den Erwerb der Leistungsnachweise in den Bereichen
Burgerliches Recht, Strafrecht und Offentliches Recht, die
in einer Prifungsordnung nach 8§ 37 vorgesehen sind,

6. den Erwerb eines Leistungsnachweises in einem
Grundlagenfach, der in einer Prifungsordnung nach § 37
vorgesehen ist,

7. den Nachweis der erfolgreichen Teilnahme an einer mit
schriftlichen Arbeiten verbundenen fremdsprachigen
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rechtswissenschaftlichen Veranstaltung oder an einem
rechtswissenschaftlich ausgerichteten Sprachkurs,

8. den Nachweis der Teilnahme an einer Lehrveranstaltung, in der
Schlisselqualifikationen nach § 4 Abs. 2 vermittelt worden sind,
9. den Nachweis Uber die Ableistung der praktischen Studienzeiten

(8 7 Abs. 1).

(2) Eine Leistung, die wahrend des Studiums an einer Universitat
auRRerhalb des Geltungsbereiches des Deutschen Richtergesetzes
erbracht worden ist, kann als grof3er Leistungsnachweis nach Absatz 1
Nr. 5 oder als Leistungsnachweis nach Absatz 1 Nr. 6 anerkannt
werden, wenn die Universitdt Bremen die Gleichwertigkeit bestatigt. Der
Nachweis der Fremdsprachenkompetenz kann auch durch ein
rechtswissenschatftliches Studium von mindestens einem Jahr an einer
auslandischen Universitat im nicht deutschen Sprachgebiet gefiihrt
werden, wenn der Studierende nachweist, dass er in angemessenem
Umfang, in der Regel mindestens acht Semesterwochenstunden,
rechtswissenschaftliche Lehrveranstaltungen im auslandischen Recht
besucht und je Semester mindestens einen Leistungsnachweis im
ausléandischen Recht erworben hat.

(3) Von dem Erfordernis nach Absatz 1 Nr. 3 kann das
Justizpriifungsamt aus wichtigem Grund eine Ausnahme zulassen.

(4) Zahl und Art der Leistungsnachweise nach Absatz 1 Nr. 5 und 6 und
das Néahere zum Nachweis der Fremdsprachenkompetenz nach Absatz
1 Nr. 7 sowie zum Nachweis nach Absatz 1 Nr. 8 regelt eine nach § 33

zu erlassende Prifungsordnung.

rechtswissenschaftlichen Veranstaltung oder an einem
rechtswissenschaftlich ausgerichteten Sprachkurs,

8. den Nachweis der Teilnahme an einer Lehrveranstaltung,
in der Schlusselqualifikationen vermittelt worden sind,
9. den Nachweis Uber die Ableistung der praktischen

Studienzeiten.

(2) Eine Leistung, die wahrend des Studiums an einer Universitat
aulRerhalb des Geltungsbereiches des Deutschen Richtergesetzes
erbracht worden ist, kann als Leistungsnachweis nach Absatz 1
Nummer 5 oder nach Absatz 1 Nummer 6 anerkannt werden, wenn
die Universitat Bremen die Gleichwertigkeit bestéatigt.

(3) Der Nachweis der Fremdsprachenkompetenz kann abweichend
von Absatz 1 Nummer 7 auch erbracht werden

1. durch den Nachweis der fachlichen Voraussetzungen zur
Anerkennung als Dolmetscher oder Ubersetzer gemaf

§ 28c Absatz 3 Nummer 1 des Bremischen Gesetzes zur
Ausfihrung des Gerichtsverfassungsgesetzes in der
Fassung vom 21. August 1974 (Brem.GBI. 1974, S. 297),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.
November 2014 (Brem.GBI. S. 639) geandert worden ist,
durch die Vorlage eines Sprachzertifikates, das
mindestens die Niveaustufe B2 des Gemeinsamen
Europaischen Referenzrahmens fir Sprachen (GER) oder
ein mit B2 gleichwertiges Niveau ausweist,

durch ein rechts- oder verwaltungswissenschatftliches
Studium von mindestens einem Semester an einer
ausléandischen Hochschule im nicht deutschen
Sprachgebiet, wenn die oder der Studierende nachweist,
dass sie oder er in angemessenem Umfang, in der Regel
mindestens acht Lehrveranstaltungsstunden,
Lehrveranstaltungen besucht und mindestens einen
Leistungsnachweis erworben hat,

durch eine entgeltliche Tatigkeit oder einen anerkannten
Freiwilligendienst von mindestens zwolf Monaten im
nichtdeutschen Sprachgebiet, soweit diese Tatigkeit bei
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einer Stelle erfolgt ist, bei der auch eine Wabhlstation im
Sinne des § 46 abgeleistet werden kann.

(4) Von dem Erfordernis nach Absatz 1 Nummer 3 kann das
Justizprifungsamt aus wichtigem Grund eine Ausnahme zulassen.

(5) Zahl und Art der Leistungsnachweise nach Absatz 1 Nummer 5
und 6 und das Néhere zum Nachweis der
Fremdsprachenkompetenz nach Absatz 1 Nummer 7 sowie zum
Nachweis nach Absatz 1 Nummer 8 regelt eine Priifungsordnung
nach § 37.

§17
Versagung der Zulassung
Die Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung ist zu versagen, wenn

1. eine derin 8§ 16 Abs. 1 vorgeschriebenen Voraussetzungen
nicht erfullt ist,

2. Studierende die Zulassung bei einem anderen Prifungsamt
beantragt haben oder das Prifungsverfahren nicht
abgeschlossen ist oder wenn die Prifung bei einem anderen
Prifungsamt nicht bestanden worden ist und die
Voraussetzungen des § 28 Abs. 4 nicht vorliegen.

§18

Versagung der Zulassung

Die Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung ist zu versagen,
wenn

1. eine der in 8 17 Absatz 1 vorgeschriebenen
Voraussetzungen nicht erfillt ist,

2. der Prifling die Zulassung bei einem anderen
Prifungsamt beantragt hat oder

3. wenn die Prufung bei einem anderen Prifungsamt nicht

bestanden worden ist und die Voraussetzungen des § 28
Absatz 4 nicht vorliegen.

§18

Aufsichtsarbeiten

(1) Die Prifung beginnt mit der Anfertigung von sechs
Aufsichtsarbeiten. Fir jede Aufgabe stehen flnf Stunden zur
Verfligung. Das Justizprifungsamt verlangert auf Antrag behinderten
Priflingen die Bearbeitungszeit und ordnet die nach Art und Umfang
der Behinderung angemessenen Erleichterungen an, soweit dies zum
Ausgleich der Behinderung notwendig ist.

(2) Zu fertigen sind:

1. drei Arbeiten aus dem Bereich des Burgerlichen Rechts, eine
davon mit dem Schwerpunkt im Handels-, Gesellschafts- oder
Arbeitsrecht,

2. zwei Arbeiten aus dem Bereich des Offentlichen Rechts,

§19

Aufsichtsarbeiten

(1) Anzufertigen sind sechs Aufsichtsarbeiten, in denen der Prifling
zeigen soll, dass er in der Lage ist, eine juristische Aufgabe zu
I6sen und ein Ergebnis sachgerecht zu begriinden. Dem Prifling
stehen fir jede Aufsichtsarbeit finf Stunden zur Verfigung. Wer
wegen einer nachgewiesenen Behinderung bei der Fertigung der
Prifungsarbeiten oder der Ablegung der miindlichen Priifung
beeintrachtigt ist, erhalt auf Antrag einen nach Art und Umfang der
Behinderung erforderlichen Nachteilsausgleich. Grundlage fir die
Anordnung eines Nachteilsausgleichs ist ein amtsarztliches
Gutachten. Dessen Kosten tragt das Justizprifungsamt. Bei einer
nachgewiesenen nur voribergehenden Beeintrachtigung ist nach
Vorlage eines amtséarztlichen Gutachtens auf Antrag zu
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3. eine Arbeit aus dem Bereich Kriminalwissenschaften/Strafrecht.
Die Aufgaben sollen das jeweilige Verfahrensrecht, die
europarechtlichen Bezlige und rechtsgestaltende Fragestellungen
angemessen einbeziehen.

(3) Die Pruflinge dirfen nur zugelassene Hilfsmittel benutzen. Sie
haben diese selbst zu stellen.

(4) Der Aufsichtfiihrende soll die Befahigung zum Richteramt haben. Er
fertigt eine Niederschrift an, in der besondere Vorkommnisse vermerkt
werden. Er kann Priflinge bei Ordnungsverstéf3en oder
Tauschungsversuchen von der Fortsetzung der Arbeit ausschliel3en,
falls dies als Sofortmafinahme unerlasslich ist. Der Aufsichtfuhrende
verschliel3t die Arbeiten nach ihrer Ablieferung und leitet sie dem
Justizprifungsamt zu.

(5) Die Priflinge versehen die Arbeiten anstelle des Namens mit der
ihnen zugeteilten Kennzahl. Ihnen obliegt es, Stérungen des aulieren
Prufungsablaufs, die sich auf die Prufungsleistungen auswirken
konnen, unverziglich gegentiber dem Aufsichtfuhrenden geltend zu
machen.

entscheiden, ob die Satze 3 und 5 entsprechend angewendet
werden oder die Prifungsleistung zu einem spateren Termin zu
erbringen ist. Das Justizprufungsamt kann auf die Vorlage eines
amtsarztlichen Gutachtens verzichten, wenn sich Art und Umfang
des erforderlichen Nachteilsausgleichs aus sonstigen
medizinischen Unterlagen zweifelsfrei ergeben.

(2) Zu fertigen sind:

1. drei Arbeiten aus dem Bereich des Burgerlichen Rechts,
2. zwei aus dem Bereich des Offentlichen Rechts und
3. eine aus dem Bereich des Strafrechts.

Die Aufgaben sollen das jeweilige Verfahrensrecht und die
europarechtlichen Bezlige angemessen einbeziehen. Sie kénnen
auch rechtsberatende oder rechtsgestaltende Fragestellungen
enthalten.

(3) Die Priflinge dirfen nur zugelassene Hilfsmittel benutzen. Sie
stellen diese selbst.

(4) Die oder der Aufsichtfuhrende soll die Befahigung zum
Richteramt haben. Sie oder er fertigt eine Niederschrift an, in der
besondere Vorkommnisse vermerkt werden. Die oder der
Aufsichtfihrende verschlief3t die Arbeiten nach ihrer Ablieferung
und leitet sie dem Justizprifungsamt zu.

(5) Die Priflinge versehen die Arbeiten anstelle des Namens mit
der ihnen zugeteilten Kennzahl. Die Arbeiten dirfen keine
sonstigen Hinweise auf die Person des Priiflings enthalten.

(6) Bei Stérungen des aulieren Ablaufs der Prifung wahrend der

Anfertigung einer Aufsichtsarbeit kann die oder der Vorsitzende

des Justizprifungsamtes

1. die Bearbeitungszeit angemessen verlangern oder

2. fur einzelne oder alle Priiflinge die erneute Anfertigung
dieser Aufsichtsarbeit anordnen oder ermdglichen.

Den Priflingen obliegt es, Stérungen des &ul3eren

Prufungsablaufs, die sich auf die Prifungsleistungen auswirken
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kénnen, unverziiglich gegeniber der oder dem Aufsichtfiihrenden
geltend zu machen.

(7) Das Justizprufungsamt kann bestimmen, dass die
Aufsichtsarbeiten elektronisch angefertigt werden dirfen. Das
Nahere regelt das Justizprufungsamt.

§19

Bewertung der schriftlichen Prifungsleistungen

(1) Die Aufsichtsarbeiten werden jeweils von zwei Prufern abschlieRend
bewertet. Ein Prifer soll Hochschullehrer sein. Weichen die
Bewertungen der Prifer einer Arbeit um nicht mehr als drei Punkte
voneinander ab, so gilt der Durchschnitt als Note. Bei grof3eren
Abweichungen sind die Prifer gehalten, ihre Bewertungen bis auf drei
Punkte anzugleichen. Gelingt dies nicht, setzt das Justizprifungsamt
die Note mit einer Punktzahl fest, die nicht hdher als die hochste und
nicht niedriger als die niedrigste der von den Prifern erteilten
Punktzahlen sein darf.

(2) Wird eine schriftliche Arbeit nicht oder nicht rechtzeitig abgegeben,
so erteilt das Justizprufungsamt die Note ,ungenugend” (O Punkte).

(3) Die Ergebnisse der schriftlichen Arbeiten werden den Priflingen
unverzuglich mitgeteilt. 8 21 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberihrt.

(4) Ist ein fur die Bewertung der schriftlichen Arbeiten bestimmter Prifer
verhindert, so wird er durch das Justizprifungsamt durch einen anderen
Prifer ersetzt.

§ 20

Bewertung der schriftlichen Prifungsleistungen

(1) Die Aufsichtsarbeiten werden jeweils von zwei Personen
abschliel3end bewertet. An der Bewertung der Aufsichtsarbeiten
werden die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer des
Fachbereichs Rechtswissenschaft der Universitat Bremen
angemessen beteiligt. Weichen die Bewertungen der Priferinnen
und Prifer einer Arbeit um nicht mehr als drei Punkte voneinander
ab, so gilt der Durchschnitt als Note. Bei grézeren Abweichungen
sind die Pruferinnen und Prifer gehalten, ihre Bewertungen bis auf
drei Punkte anzugleichen. Gelingt dies nicht, setzt das
Justizprifungsamt die Note mit einer Punktzahl fest, die nicht héher
als die hochste und nicht niedriger als die niedrigste der von den
Priuferinnen und Prifern erteilten Punktzahlen sein darf.

(2) Wird eine schriftliche Arbeit nicht oder nicht rechtzeitig
abgegeben, so erteilt das Justizprifungsamt die Note
»ungenugend® (0O Punkte).

(3) Ist eine Priferin oder ein Prfer, die oder der fur die Bewertung
der schriftlichen Arbeiten bestimmt ist, verhindert, so wird sie oder
er von dem Justizprifungsamt durch eine andere Pruferin oder
einen anderen Prifer ersetzt.

§ 20

Notenstufen und Punktezahlen

(1) Fur die Bewertung der schriftlichen und mindlichen
Prifungsleistungen gilt die Verordnung tber die Noten- und
Punkteskala fir die erste und zweite juristische Prifung vom 3.
Dezember 1981 (BGBI. | S. 1243) in der jeweils geltenden Fassung.
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(2) Soweit Einzelbewertungen zu Durchschnittsbewertungen oder
Gesamtnoten zusammengefasst werden, ist die Punktzahl der
Durchschnittsnote oder Gesamtnote bis auf zwei Dezimalstellen ohne
Auf- oder Abrundung rechnerisch zu ermitteln.

§21

Zulassung zur mindlichen Prufung

(1) Priflinge werden auf Antrag zur mindlichen Prifung zugelassen,
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 vorliegen und der
fristgerechte Nachweis nach Absatz 3 erbracht ist.

(2) In den Aufsichtsarbeiten muss
1. eine durchschnittliche Punktzahl von mindestens 3,75 und in
mindestens 3 Aufsichtsarbeiten jeweils mindestens 4 Punkte
oder
2. in mindestens 4 Aufsichtsarbeiten mindestens 4 Punkte erzielt
worden sein.
Stellt das Prufungsamt das Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes
1 fest, gibt es diese Feststellung unverziglich ohne Namensnennung
unter Angabe der bei der Anmeldung zur ersten juristischen Priifung
vom Justizprifungsamt zugeteilten Prifungsnummer durch Aushang im
Justizpriifungsamt und im Fachbereich 6 der Universitat Bremen
bekannt.

(3) Innerhalb von 18 Monaten nach Bekanntgabe der Feststellung nach
Absatz 2 Satz 2 ist dem Prifungsamt nachzuweisen, dass die
universitare Schwerpunktbereichspriifung bestanden wurde. Die Frist
nach Satz 1 wird auf Antrag verlangert,

1. um Zeiten, in denen Studierende wegen langerer schwerer
Krankheit oder aus einem anderen zwingenden Grund am
Studium, an der Ablegung der Schwerpunktbereichsprifung
oder an der Vorlage eines Prifungszeugnisses Uber die
bestandene Prifung gehindert waren,

2. um Zeiten bis zu drei Monaten, wenn dies als angemessener
Ausgleich fur unvermeidbare und erhebliche Verzégerungen im
Studium oder der Ablegung der Schwerpunktbereichsprifung,
die Folge einer Behinderung sind, notwendig ist.

§21

Zulassung zur mindlichen Prufung

(1) Zur mundlichen Prufung wird zugelassen, wer in den
Aufsichtsarbeiten eine durchschnittliche Punktzahl von mindestens
3,75 und in mindestens drei Aufsichtsarbeiten mindestens die
Punktzahl 4,0 erreicht hat.

(2) Erfullt der Prufling die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht, so
hat er die staatliche Pflichtfachprifung nicht bestanden.

(3) Das Justizpriufungsamt gibt den Priflingen das Ergebnis der
schriftlichen Prufungsleistungen unverziglich nach dem Vorliegen
der Prifungsergebnisse bekannt. Eine Bekanntgabe unter Angabe
ausschlieBlich der Prifungsnummern durch Aushang im
Justizprifungsamt und im Fachbereich Rechtswissenschaft der
Universitat Bremen ist zulassig. Satz 2 gilt entsprechend fur eine
Bekanntgabe auf der Homepage des Justizprifungsamtes und des
Fachbereichs Rechtswissenschaft der Universitat Bremen.
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Das Nichtbestehen der Schwerpunktbereichsprifung stellt keinen
zwingenden Grund im Sinne von Satz 2 Nr. 1 dar.

(4) Wer nach Absatz 1 zur mundlichen Prifung nicht zugelassen
werden kann, hat die staatliche Pflichtfachprifung nicht bestanden.

(5) Die erstmalige Zulassung zur mundlichen Prifung erfolgt
abweichend von Absatz 1 ohne Erbringung des Nachweises nach
Absatz 3, wenn sich der Prifling innerhalb von drei Jahren nach
Aufnahme des Studiums der Rechtswissenschaft zur schriftlichen
Prufung gemeldet, gleichzeitig die Zulassung zur mindlichen Prifung
nach dieser Vorschrift beantragt und die schriftliche Prifung im
nachsten auf die Meldung folgenden Termin abgelegt hat. Fir eine
Verlangerung der Frist nach Satz 1 gilt § 26 Abs. 2 Satz 1 bis 3
entsprechend.

§ 22

Mundliche Prifung

(1) Die mundliche Prufung findet zum nachstmdéglichen auf die
Zulassung folgenden Termin statt. Priflinge, die zur mindlichen
Prifung zugelassen sind sollen spatestens zwei Wochen vor dem
Prifungstermin geladen werden.

(2) Die mundliche Prufung umfasst die Pflichtfacher und wird durch
deren drei Bereiche gegliedert. Der Vorsitzende der
Prifungskommission leitet die mindliche Prifung.

(3) Bleiben Priflinge ohne zwingenden Grund der mindlichen Prifung
fern, so gilt die Prifung als nicht bestanden.

(4) Die Dauer der mundlichen Prifung soll so bemessen sein, dass auf
jeden Prifling etwa 45 Minuten entfallen. Weniger als drei Priflinge
sollen nicht, mehr als funf Priflinge dirfen nicht in einem Termin
geprift werden. Das Justizprifungsamt kann die
Prifungskommissionen fur die mindliche Prifung so ordnen, dass den
in Satz 2 genannten Grenzen moglichst entsprochen wird. § 19 Abs. 4
gilt entsprechend.

§ 22

Mundliche Prufung

(1) Die mundliche Prufung findet zum nachstmdéglichen auf die
Zulassung zur mandlichen Prifung folgenden Termin statt.
Pruflinge, die zur mindlichen Prufung zugelassen sind, sollen
spatestens zwei Wochen vor dem Prifungstermin geladen werden.

(2) Die mundliche Prufung umfasst in drei Prifungsteilen die
Pflichtfacher im Bereich des Blirgerlichen Rechts, des Strafrechts
und des Offentlichen Rechts einschlieRlich des jeweiligen
Verfahrensrechts. Die naheren Prifungsinhalte regelt eine
Verordnung nach 8 14 Absatz 3. Die oder der Vorsitzende der
Prifungskommission leitet die mindliche Prifung.

(3) Die Dauer der mindlichen Prifung soll so bemessen sein, dass
auf jeden Prifling etwa 45 Minuten entfallen. Weniger als drei
Pruflinge sollen nicht, mehr als funf Priuflinge durfen nicht in einem
Termin gepruft werden. 8 20 Absatz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Prufungskommission bewertet die Leistungen in jedem
Prufungsteil der mindlichen Prifung mit einer Note und einer
Punktzahl.
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(5) Die Prufungskommission bewertet die Leistungen in jedem
Prufungsteil der mindlichen Prifung mit einer Note und einer
Punktezahl nach § 20.

(6) Die mundliche Prufung ist mit Ausnahme der Beratung und der
Bekanntgabe des Prufungsergebnisses offentlich. Auf Wunsch eines
Praflings kann der Vorsitzende der Prifungskommission die
Offentlichkeit ganz oder teilweise ausschlieRen.

(7) Pruflingen und Zuhdrern ist es untersagt, Aufzeichnungen Gber den
Ablauf der mindlichen Prifung mittels technischer Hilfsmittel
anzufertigen. Zuhorer durfen ferner keine Aufzeichnungen in
schriftlicher Form erstellen. Die von den Priflingen angefertigten
Notizen sind nach Abschluss der mindlichen Prifung dem
Vorsitzenden der Prifungskommission auszuhandigen.

(8) Zur Uberpriifung, ob das Verbot des Absatzes 7 Satz 1 beachtet
wird, kdnnen in Vertretung oder im Auftrage des Vorsitzenden des
Justizprifungsamts handelnde Personen Priiflinge und Zuhérer dazu
veranlassen, mitgebrachte Aktenkoffer, Aktentaschen oder andere
Behaltnisse zu 6ffnen, ihnen Einblick in dieselben zu gestatten sowie
diese flr die Dauer der mindlichen Prifung unter Ausschluss eigener
Zugangsmoglichkeit abzustellen.

(9) Zuhorer, die gegen das Verbot des Absatzes 7 Satz 1 oder 2
verstol3en, haben den Prifungsraum zu verlassen.

(5) Die mundliche Prufung ist mit Ausnahme der Beratung und der
Bekanntgabe des Prifungsergebnisses offentlich. Auf Wunsch
eines Priflings kann die oder der Vorsitzende der
Prifungskommission die Offentlichkeit ganz oder teilweise
ausschliel3en.

(6) Pruflingen sowie Zuhdrerinnen und Zuhorern ist es untersagt,
Aufzeichnungen tber den Ablauf der mindlichen Prufung mittels
technischer Hilfsmittel anzufertigen. Zuhérerinnen und Zuhérer
durfen ferner keine Aufzeichnungen in schriftlicher Form erstellen.
Die von den Priflingen angefertigten Notizen sind nach Abschluss
der miindlichen Priifung der oder dem Vorsitzenden der
Prufungskommission auszuhandigen.

(7) Zur Uberpriifung, ob das Verbot des Absatzes 6 Satz 1
beachtet wird, kann die oder der Vorsitzende der
Prufungskommission Pruflinge sowie Zuhoérerinnen und Zuhorer
dazu veranlassen, mitgebrachte Taschen oder andere Behaltnisse
zu 6ffnen, Einblick in diese zu gestatten sowie diese fir die Dauer
der miundlichen Prifung unter Ausschluss eigener
Zugangsmaglichkeit abzustellen.

(8) Zuhorerinnen und Zuhdrer, die gegen das Verbot des Absatzes
6 Satz 1 oder 2 verstol3en, haben den Prifungsraum auf
Anordnung der oder des Vorsitzenden der Prifungskommission zu
verlassen.

§23

Gesamtnote, Zeugnis

(1) Im Anschluss an die mindliche Prifung berét die
Prifungskommission tber deren Ergebnis und setzt die Gesamtnote
fest. Dabei sind die Punktzahlen der Aufsichtsarbeiten sowie der
Prufungsteile der mindlichen Prifung zu je ein Neuntel zu
bertcksichtigen. Die Prifungskommission kann bei der Entscheidung
Uber das Ergebnis der Prifung von der rechnerisch ermittelten
Gesamtnote abweichen, wenn dies auf Grund des Gesamteindrucks
den Leistungsstand des Priflings besser kennzeichnet und die
Abweichung auf das Bestehen keinen Einfluss hat; die Abweichung darf

§23

Gesamtnote der staatlichen Pflichtfachprufung

(1) Im Anschluss an die mindliche Prifung berét die
Prufungskommission tber das Ergebnis der mindlichen Prufung
und setzt die Gesamtnote der staatlichen Pflichtfachprifung fest.
Dabei sind die Punktzahlen der sechs Aufsichtsarbeiten der
schriftlichen Prufung und der drei Prifungsteile der mindlichen
Prifung zu je einem Neuntel zu bertcksichtigen.

(2) Die Prufungskommission kann bei der Entscheidung tber das
Ergebnis der Prifung von der rechnerisch ermittelten Gesamtnote
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ein Drittel des durchschnittlichen Umfangs einer Notenstufe nicht
Uberschreiten.

(2) Die Prifung ist fir bestanden zu erklaren als
sehr gut

bei einer Punktzahl der Abschlussnote
von 14,00 bis 18,00,
gut

bei einer Punktzahl der Abschlussnote
von 11,50 bis 13,99,
vollbefriedigend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote
von 9,00 bis 11,49,
befriedigend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote
von 6,50 bis 8,99,
ausreichend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote
von 4,00 bis 6,49.

(3) Im Anschluss an die Beratung der Prifungskommission soll das
Ergebnis den Priflingen mitgeteilt und unter Bekanntgabe der
Bewertung der Einzelleistungen mindlich kurz begriindet werden. Ist
die Prifung nicht bestanden, ist das Ergebnis schriftlich bekannt zu
geben.

(4) Der Vorsitzende der Prifungskommission teilt das Prifungsergebnis
dem Justizprifungsamt mit.

abweichen, wenn dies auf Grund des Gesamteindrucks den
Leistungsstand des Priiflings besser kennzeichnet und die
Abweichung auf das Bestehen keinen Einfluss hat; die Abweichung
darf ein Drittel des durchschnittlichen Umfangs einer Notenstufe
nicht Gberschreiten. Die Leistungen aus dem Schwerpunktstudium
und der Schwerpunktbereichsprifung bleiben bei der Entscheidung
nach Satz 1 unbericksichtigt.

(3) Die Prufung ist fur bestanden zu erklaren als
sehr gut

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 14,00 bis 18,00,
gut

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 11,50 bis 13,99,
vollbefriedigend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 9,00 bis 11,49,
befriedigend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 6,50 bis 8,99,
ausreichend

bei einer Punktzahl der Abschlussnote von 4,00 bis 6,49.

(4) Im Anschluss an die Beratung der Prifungskommission wird
den Priflingen das Ergebnis mitgeteilt und unter Bekanntgabe der
Bewertung der Einzelleistungen mindlich kurz begriindet. Auf
Wunsch des Priflings kann die oder der Vorsitzende der
Prifungskommission die Ubrigen Priflinge wahrend der
Bekanntgabe ausschlieRen.

(5) Die oder der Vorsitzende der Priifungskommission teilt das
Prifungsergebnis dem Justizprifungsamt mit.

§ 24
Prafungsniederschrift
(1) Uber den Hergang der Prifung ist eine Niederschrift aufzunehmen,
in der festgestellt werden:
1. die Besetzung der Priifungskommission und die Namen der
Priflinge,
2. die Bewertung der Aufsichtsarbeiten,
3. die Einzelbewertungen der miundlichen Prifung und

§24

Prafungsniederschrift

(1) Uber den Hergang der miindlichen Priifung und der Beratungen

ist eine Niederschrift anzufertigen, in der festgehalten werden:

1. der Tag und der Ort der Priifung, die Besetzung der
Prifungskommission und die Namen der Prflinge,
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4. die Gesamtnote.

(2) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden der Prifungskommission zu
unterzeichnen.

die Prufungsgegenstande, die Inhalt des
Prifungsgesprachs waren, und die Einzelergebnisse der
mindlichen Prifung,

die Einzelergebnisse der Aufsichtsarbeiten,

die Gesamtnote nach 8 23 Absatz 1,

die Entscheidung nach § 23 Absatz 2 und

alle sonstigen prifungsrelevanten Entscheidungen der
Prifungskommission, insbesondere eine Entscheidung
nach § 29.

oUW

(2) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden der
Prifungskommission zu unterschreiben.

§25

Rucktritt, Unterbrechung

(1) Treten Priflinge nach Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprifung
zurlck, so gilt diese als nicht bestanden.

(2) Bei Krankheit oder einem anderen wichtigen Grund ist auf
schriftlichen Antrag die Prifung zu unterbrechen, ohne dass dadurch
die bis dahin erbrachten Leistungen eines abgeschlossenen
Prifungsabschnitts beriihrt werden. Der Antrag ist abzulehnen, wenn er
nicht unverziglich nach Eintritt des wichtigen Grundes gestellt wird.

(3) Krankheit gilt nur dann als wichtiger Grund, wenn sie die
Prifungsunfahigkeit begrtindet und unverziglich durch ein
amtsarztliches Zeugnis nachgewiesen wird. Sind Priiflinge offensichtlich
prufungsunfahig, kann auf die Vorlage eines amtsarztlichen Zeugnisses
verzichtet werden.

(4) Erfolgt die Unterbrechung wahrend der Anfertigung der
Aufsichtsarbeiten, so nimmt der Prifling nach Wegfall des wichtigen
Grundes im nachsten dafiir vorgesehenen Prifungstermin erneut an
samtlichen Aufsichtsarbeiten teil. Einer gesonderten Ladung bedarf es
nicht. Der Prifling ist darauf besonders hinzuweisen. Erfolgt die
Unterbrechung wéahrend der mindlichen Prifung, so nimmt der Prfling
nach Wegfall des wichtigen Grundes im nachsten dafir vorgesehenen
Prifungstermin an einer vollstdndigen neuen mindlichen Priifung teil.

§25

Rucktritt und Unterbrechung

(1) Tritt ein Prifling nach Zulassung zur staatlichen
Pflichtfachprifung von der Prifung zuriick, so gilt die staatliche
Pflichtfachprifung als nicht bestanden. Bleibt ein Prifling der
schriftlichen Prifung ohne wichtigen Grund insgesamt fern oder
gibt er weniger als drei Aufsichtsarbeiten nach 8§ 19 Absatz 1 Satz
1 ab, so gilt dies als Rucktritt von der staatlichen
Pflichtfachprifung. Bleibt ein Prifling ohne wichtigen Grund der
mundlichen Prifung fern, so gilt dies als Rucktritt von der
staatlichen Pflichtfachprifung.

(2) Die staatliche Pflichtfachpriifung ist auf Antrag des Priiflings
wegen Krankheit oder sonst aus wichtigem Grund zu unterbrechen,
ohne dass dadurch die bis dahin erbrachten Leistungen eines
abgeschlossenen Prifungsabschnitts bertihrt werden. Der Antrag
ist abzulehnen, wenn er nicht unverziiglich nach Eintritt des
wichtigen Grundes gestellt wird.

(3) Krankheit gilt nur dann als wichtiger Grund, wenn sie die
Prifungsunfahigkeit begriindet und unverziglich durch ein
amtsarztliches Zeugnis nachgewiesen wird. Das Prifungsamt kann
auf die Vorlage des amtsarztlichen Zeugnisses verzichten, wenn
offensichtlich ist, dass der Prifling prifungsunfahig ist. Die Kosten
fur das amtsérztliche Zeugnis tragt der Prifling.
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(5) Hat sich ein Prifling in Kenntnis oder fahrlassiger Unkenntnis eines
wichtigen Grundes im Sinne des Absatzes 2 der schriftlichen Prifung
unterzogen, kann eine Unterbrechung wegen dieses Grundes nicht
genehmigt werden. Fahrlassige Unkenntnis liegt insbesondere vor,
wenn der Priifling bei Anhaltspunkten fir eine gesundheitliche
Beeintrachtigung nicht unverziglich eine Klarung herbeigefihrt hat. In
jedem Fall ist die Geltendmachung einer Unterbrechung
ausgeschlossen, wenn nach Abschluss des schriftlichen Teils der
Prifung ein Monat verstrichen ist.

(4) Erfolgt die Unterbrechung vor oder wahrend der Anfertigung der
Aufsichtsarbeiten, so nimmt der Prifling nach Wegfall des
wichtigen Grundes im nachsten Prifungstermin erneut an
samtlichen Aufsichtsarbeiten teil. Einer gesonderten Ladung bedarf
es nicht. Der Prifling ist darauf besonders hinzuweisen. Erfolgt die
Unterbrechung vor Beginn oder wahrend der mindlichen Prifung,
so nimmt der Prufling nach Wegfall des wichtigen Grundes im
nachsten Prifungsdurchgang an einer vollstandigen neuen
mundlichen Prufung teil.

(5) Wird der Antrag nach Absatz 2 abgelehnt, kann die Prifung auf
Antrag des Priflings fortgesetzt werden, wenn die
Voraussetzungen fur die Zulassung zur mindlichen Prifung nach
§ 21 Absatz 1 erfillt oder noch erfillbar sind. Anderenfalls ist die
staatliche Pflichtfachpriifung nicht bestanden.

(6) Hat sich ein Prifling in Kenntnis oder fahrlassiger Unkenntnis
eines wichtigen Grundes im Sinne des Absatzes 2 der schriftlichen
Prufung unterzogen, kann eine Unterbrechung wegen dieses
Grundes nicht genehmigt werden. Fahrlassige Unkenntnis liegt
insbesondere vor, wenn der Prifling bei Anhaltspunkten fir eine
gesundheitliche Beeintrachtigung nicht unverziglich eine Klarung
herbeigeflhrt hat. In jedem Fall ist die Geltendmachung einer
Unterbrechung ausgeschlossen, wenn nach Abschluss des
schriftlichen Teils der Prifung ein Monat verstrichen ist.

§ 26
Freiversuch
(1) Eine nicht bestandene staatliche Pflichtfachprifung gilt als nicht
unternommen, wenn
1. die Zulassung zur schriftlichen Prifung innerhalb von vier
Jahren nach Aufnahme des Studiums der Rechtswissenschaft
beantragt wird,
2. die Aufsichtsarbeiten im nachsten auf die Meldung folgenden
dafur vorgesehenen Termin angefertigt werden und

§ 26

Freiversuch

(1) Im Falle des Nichtbestehens gilt die staatliche
Pflichtfachprifung als nicht unternommen (Freiversuch), wenn

1. die Zulassung zur schriftlichen Prifung nach
ununterbrochenem Studium der Rechtswissenschaft
spatestens innerhalb des achten Fachsemesters beantragt
wird und

2. die Aufsichtsarbeiten im nachsten auf die Anmeldung zur

schriftlichen Prifung folgenden dafur vorgesehenen
Termin angefertigt werden.
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3. der Antrag auf Zulassung zur mundlichen Prifung innerhalb
einer Frist von sechs Monaten nach Bekanntgabe der
Feststellung nach 8 21 Abs. 2 Satz 2 gestellt wird.

In den Féllen des § 21 Abs. 5 findet Satz 1 Nr. 3 keine Anwendung.

(2) Auf einen Antrag, der vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Nr. 1 und
vor der Meldung zur schriftlichen Prifung zu stellen ist, kann die
Meldefrist verlangert werden

1. um bis zu vier Monate, wenn Priflinge nachweislich wegen schwerer
Krankheit, Tatigkeit als gewahltes Mitglied in einem auf Gesetz
beruhenden Gremium der Universitat oder aus einem anderen
schwerwiegenden Grund langerfristig am Studium gehindert waren,

2. um bis zu zwei Studienhalbjahre, wenn dies notwendig ist als
angemessener Ausgleich fir unvermeidbare und erhebliche
Verzdgerungen im Studium, die Folge einer schweren Behinderung
sind.

In den Féllen des Satzes 1 Nr. 1 kann die Verlangerung
ausnahmsweise bis zu zwolf Monate betragen. Die Meldefrist ist um bis
zu zwei Studienhalbjahre zu verlangern, wenn Priiflinge nachweisen,
dass sie in angemessenem Umfang, in der Regel mindestens acht
Semesterwochenstunden, an einer rechtswissenschaftlichen Fakultéat
im Ausland auslandisches Recht studiert haben und hierber fir jedes
Studienhalbjahr einen Leistungsnachweis vorlegen. Priiflinge haben im
Antrag auf Zulassung zur Pflichtfachprifung anzugeben, ob von der
Mdglichkeit des Freiversuchs Gebrauch gemacht wird. Von der
Mdglichkeit des Freiversuchs kann nur einmal Gebrauch gemacht
werden.

(3) In Bezug auf den Antrag zur staatlichen Pflichtfachprtfung nach
Maf3gabe von Absatz 1 gelten das Sommersemester 2020, das
Wintersemester 2020/2021, das Sommersemester 2021 und das
Wintersemester 2021/2022 nicht als Fachsemester. Eines gesonderten
Antrags zur Verlangerung der Meldefrist bedarf es im Fall von Satz 1
abweichend von Absatz 2 Satz 1 nicht.

(4) Wer vom Freiversuch wegen Krankheit oder aus einem anderen
wichtigen Grund Abstand nimmt, kann die Fortsetzung der Prifung

(2) Fur die Anerkennung von Vorstudien gilt die Frist aus Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 mit der Mal3gabe, dass das Justizprifungsamt
die Zahl der Fachsemester entsprechend dem Umfang der
erbrachten Vorstudien festsetzt.

(3) Bei der Berechnung der Semesterzahl nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 bleiben auf Antrag, der vor Ablauf der Frist nach Absatz
1 Nummer 1 und vor der Meldung zur schriftlichen Prifung zu
stellen ist, unbertcksichtigt:

1.

bis zu zwei Semester, in denen der Prifling an einer
rechtswissenschaftlichen Fakultat im fremdsprachigen
Ausland nachweislich ausléandisches Recht studiert und in
denen er in jedem Semester mindestens einen
Leistungsnachweis im auslandischen Recht erworben hat,
unvermeidbare Verzdégerungen wegen einer Behinderung,
wenn dies notwendig ist als angemessener
Nachteilsausgleich,

Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz vom 23. Mai
2017 (BGBI. I S. 1228), das durch Artikel 57 Absatz 8 des
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652)
geandert worden ist,

Zeiten, in denen der Prifling Elternzeit in Anspruch
genommen hat,

Zeiten, in denen der Prifling sonst aus wichtigem Grund,
insbesondere wegen einer schweren Krankheit,
langerfristig an der Ausiibung des Studiums gehindert war,
ein Semester, wenn der Priifling ein Jahr oder langer als
gewahltes Mitglied in gesetzlich vorgesehenen Gremien
oder satzungsmafigen Organen der Hochschule tatig war,
ein Semester, wenn der Prifling an einer
Verfahrenssimulation (Moot-Court) oder an einer
studentischen Rechtsberatung teilgenommen hat, sofern
die Teilnahme durch die Universitat begleitet wird und sich
die Mitarbeit Gber mindestens 14
Lehrveranstaltungsstunden erstreckt hat; die erforderliche
Anzahl an Lehrveranstaltungsstunden kann auch in
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ohne die MaRgabe des § 26 Abs. 1 beantragen. § 25 Abs. 2 bis 5 gilt
entsprechend.

mehreren Veranstaltungen und semesteribergreifend

erbracht werden,
8. ein Semester, wenn der Priifling die universitare

Schwerpunktbereichsprifung vollstandig abgelegt hat.
Unberlcksichtigt bleiben nur volle Fachsemester. Insgesamt
kénnen nicht mehr als vier Semester unberticksichtigt bleiben, es
sei denn, es handelt sich um einen wichtigen Grund nach Satz 1
Nummer 2, 3, 4 oder 5. Im Antrag auf Zulassung zur
Pflichtfachprifung ist anzugeben, ob von der Mdglichkeit des
Freiversuchs Gebrauch gemacht wird. Von der Moglichkeit des
Freiversuchs kann nur einmal Gebrauch gemacht werden.

(4) Fur einen Antrag zur staatlichen Pflichtfachpriifung nach
MafR3gabe von Absatz 1 gelten das Sommersemester 2020, das
Wintersemester 2020/2021, das Sommersemester 2021 und das
Wintersemester 2021/2022 nicht als Fachsemester. Eines
gesonderten Antrags zur Verlangerung der Meldefrist bedarf es im
Fall von Satz 1 abweichend von Absatz 3 Satz 1 nicht.

(5) Eine Unterbrechung der Priifung und spatere Fortsetzung als
Freiversuch ist ausgeschlossen. Wer vom Freiversuch wegen
Krankheit oder aus einem anderen wichtigen Grund Abstand
nimmt, kann die Fortsetzung der Priifung mit der MaRRgabe
beantragen, dass die Prifung als regularer Erstversuch gilt. In
diesem Fall gilt 8 25 Absatz 2 bis 6 entsprechend.

§ 27

Wiederholung zur Notenverbesserung

(1) Priflinge, die eine erstmals abgelegte Pflichtfachpriifung vor dem
Justizpriifungsamt Bremen bestanden haben, kénnen diese zur
Notenverbesserung einmal wiederholen. Die Prifung ist vollstandig zu
wiederholen. Der Antrag auf Wiederholung der Priifung ist innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe des Prifungsergebnisses zu stellen.
Als Verzicht auf die Wiederholungsprifung gilt es, wenn Priflinge ohne
genugende Entschuldigung eine schriftliche Prufungsleistung nicht
erbringen oder an der miundlichen Prufung nicht teilnehmen.

§ 27

Notenverbesserung

(1) Priflinge, die eine erstmals abgelegte Pflichtfachprifung vor
dem Justizprifungsamt Bremen im Freiversuch bestanden haben,
dirfen diese zur Notenverbesserung einmal wiederholen. Die
Prifung ist vollstandig zu wiederholen. Der Antrag auf
Wiederholung der Prifung ist innerhalb von zwei Monaten nach
Bekanntgabe des Priifungsergebnisses an das Justizprifungsamt
zu stellen. § 17 Absatz 4 gilt entsprechend.

(2) Wer vom Freiversuch wegen Krankheit oder aus einem anderen
wichtigen Grund Abstand genommen hat und die Prifung geméan
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(2) Fur das Verfahren der Notenverbesserung wird, sofern nicht die zu
verbessernde staatliche Pflichtfachprifung unter den Voraussetzungen
des § 26 (Freiversuch) bestanden wurde, eine Gebtihr von 300 Euro
erhoben. Die Entrichtung der Gebuhr ist bei der Anmeldung zur Prifung
nachzuweisen. Nimmt der Prifling vor Anfertigung der ersten
Aufsichtsarbeit vom Prufungsversuch Abstand, so wird die Halfte der
entrichteten Gebuhr erstattet. Dasselbe gilt, wenn vom
Prufungsversuch Abstand genommen wird, bevor die Zuleitung der
Aufsichtsarbeiten an die Prifer zur Bewertung verfligt worden ist.

§ 26 Absatz 5 im regularen Erstversuch fortsetzt, kann die Prifung
abweichend von Absatz 1 Satz 1 einmal zur Notenverbesserung
wiederholen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Erreicht der Priifling in der Notenverbesserungsprifung eine
hohere Punktzahl, so erteilt das Priifungsamt hieriiber ein neues
Zeugnis. Das Zeugnis der zuerst bestandenen Prifung wird
eingezogen.

§28

Wiederholung der Prifung

(1) Haben Pruflinge eine Pflichtfachprufung, die weder als Freiversuch
noch als Wiederholungsprufung zur Notenverbesserung abgelegt
worden ist, nicht bestanden, so darf sie einmal wiederholt werden. Die
Meldung zu einer Wiederholungsprifung ist nur innerhalb von zwei
Jahren nach Bekanntgabe des Ergebnisses der vorangegangenen
Prifung zulassig. Das Justizprifungsamt kann Ausnahmen zulassen,
wenn die Frist unverschuldet versdumt worden ist.

(2) Die Prifung ist grundsétzlich vollstandig zu wiederholen.

(3) Priflinge kénnen beantragen, ihnen die erneute Anfertigung der
Aufsichtsarbeiten zu erlassen und deren Ergebnis aus der nicht
bestandenen Prifung anzurechnen. Dem Antrag ist stattzugeben, wenn
diese im Durchschnitt mit mindestens 4 Punkten bewertet worden sind.

(4) Wer bei einem anderen Prifungsamt einmal ohne Erfolg an einer
Pflichtfachprifung teilgenommen hat, kann zur Wiederholungsprtfung
in Bremen zugelassen werden, wenn ein wichtiger Grund den Wechsel
rechtfertigt und das andere Priifungsamt dem Wechsel zustimmt.

§28

Wiederholung der nicht bestandenen Prifung

(1) Haben Pruflinge eine Pflichtfachprifung, die weder als
Freiversuch noch als Wiederholungspriifung zur
Notenverbesserung abgelegt worden ist, nicht bestanden, so darf
sie einmal wiederholt werden. Die Meldung zu einer
Wiederholungsprufung ist nur innerhalb von zwei Jahren nach
Bekanntgabe des Ergebnisses der vorangegangenen Prifung
zulassig. Das Justizprifungsamt kann Ausnahmen zulassen, wenn
die Frist unverschuldet versdumt worden ist.

(2) Die Prifung ist grundsatzlich vollstandig zu wiederholen.

(3) Pruflinge kdnnen beantragen, ihnen die erneute Anfertigung der
Aufsichtsarbeiten zu erlassen und deren Ergebnis aus der nicht
bestandenen Prifung anzurechnen. Dem Antrag ist stattzugeben,
wenn die Aufsichtsarbeiten im Durchschnitt mit mindestens 4,0
Punkten bewertet worden sind.

(4) Wer bei einem anderen Prifungsamt einmal ohne Erfolg an
einer Pflichtfachprifung teilgenommen hat, kann zur
Wiederholungsprifung in Bremen zugelassen werden, wenn ein
wichtiger Grund den Wechsel rechtfertigt und das andere
Prifungsamt dem Wechsel zustimmit.

8§29
Tauschungsversuch

8§29
Stérung und Tauschungsversuch
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(1) Unternehmen es Priiflinge, das Ergebnis einer Aufsichtsarbeit oder
der mindlichen Prifung durch Tauschung oder Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so ist fur diese
Prifungsleistung die Note “ungenidgend” (0 Punkte) festzusetzen. In
besonders schwerwiegenden Fallen kénnen Priflinge von der Prifung
ausgeschlossen werden. Betrifft der Ausschluss eine Prifung nach 8 26
Abs. 1, so gilt diese nicht als Freiversuch.

(2) Stellt sich nachtraglich heraus, dass die Voraussetzungen des
Absatzes 1 vorlagen, so kann die Prifung fur nicht bestanden erklart
oder die Gesamtnote zum Nachteil des Priflings abgeéandert werden.
Das Zeugnis ist einzuziehen.

(3) Entscheidungen nach Absatz 2 kénnen bis zu finf Jahre nach
Bekanntgabe des Priifungsergebnisses, langstens jedoch bis zum
Bestehen der zweiten juristischen Staatsprifung, getroffen werden.

(4) Entscheidungen wegen eines Tauschungsversuchs in der
mundlichen Prifung trifft die Prifungskommission.

(1) stort ein Prifling wahrend der Anfertigung einer Aufsichtsarbeit
andere Priflinge, so kann er von der Fortsetzung der
Aufsichtsarbeit ausgeschlossen werden, wenn er sein storendes
Verhalten trotz Abmahnung nicht einstellt. Ein Prifling, der einen
Tauschungsversuch unternimmt, kann die Aufsichtsarbeit
fortsetzen.

(2) Stort ein Prifling in der mindlichen Prifung das
Prifungsgesprach, so kann er von der Prifungskommission von
der weiteren Priifung ausgeschlossen werden, wenn er sein
storendes Verhalten trotz Abmahnung nicht einstellt.

(3) Ist ein Prifling von der Fortsetzung einer Aufsichtsarbeit nach
Absatz 1 Satz 1 ausgeschlossen worden, so wird diese Arbeit als
Lungenugend® (0 Punkte) bewertet. Ist er von der weiteren
mundlichen Prifung nach Absatz 2 Satz 1 ausgeschlossen worden,
sind seine Leistungen in der miindlichen Prifung als ,ungenigend*
(0 Punkte) zu bewerten.

(4) Unternimmt es ein Prifling, das Ergebnis einer Aufsichtsarbeit
oder der mundlichen Prifung durch Tauschung oder Benutzung
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so ist die betroffene
Prifungsleistung mit der Note ,ungentigend” (0O Punkte) zu
bewerten. In besonders schwerwiegenden Fallen, insbesondere bei
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, kann der Priifling von der
staatlichen Pflichtfachprifung ausgeschlossen und die Prifung fur
nicht bestanden erklart werden. Betrifft der Ausschluss eine
Prifung nach § 26 Absatz 1, so gilt diese nicht als Freiversuch.

(5) Uber die Folgen eines in der miindlichen Priifung begangenen
Tauschungsversuchs entscheidet die Prifungskommission, in den
Ubrigen Fallen die oder der Vorsitzende des Priifungsamtes. Vor
der Entscheidung ist dem Prifling Gelegenheit zur AuRerung zu
geben.

(6) Wird eine Tauschungshandlung erst nach Aushandigung des
Zeugnisses Uber das Bestehen der ersten juristischen Prifung
bekannt, so kann das Prifungsamt innerhalb von funf Jahren seit
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dem Tag der Aushandigung des Zeugnisses, jedoch nicht mehr
nach Bestehen der zweiten Staatsprifung, die Prufung fur nicht
bestanden erklaren. Das Prifungszeugnis ist in diesem Fall
einzuziehen. Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 30

Ablehnung von Prifern

(1) Die Namen der Mitglieder der Prifungskommission werden den
Pruflingen in der Regel zwei Wochen vor dem Termin der mindlichen
Prifung schriftlich mitgeteilt.

(2) Hat ein Antrag auf Ablehnung eines Mitglieds der
Prifungskommission wegen Befangenheit Erfolg, so nimmt der Prifling
an einer anderen mundlichen Prifung teil.

§ 30

Ablehnung von Priuferinnen und Prifern

(1) Die Namen der Mitglieder der Prifungskommission werden den
Priflingen in der Regel zwei Wochen vor dem Termin der
mundlichen Prufung schriftlich mitgeteilt. Der Prifling kann eine
Pruferin oder einen Prifer gegeniiber dem Justizpriifungsamt
wegen Besorgnis der Befangenheit ablehnen.

(2) Hat ein Antrag auf Ablehnung eines Mitglieds der
Prifungskommission wegen Besorgnis der Befangenheit Erfolg, so
nimmt der Prifling an einer anderen mindlichen Priifung teil.

§31

Bescheinigung uber die staatliche Pflichtfachprifung

Uber das Ergebnis der staatlichen Pflichtfachpriifung wird ein
Bescheid erteilt, der die erzielte Abschlussnote mit ihrer Punktzahl
enthélt. Satz 1 gilt nicht, sofern das Justizprifungsamt unmittelbar
nach der mindlichen Priifung der staatlichen Pflichtfachprifung ein
Zeugnis nach 8 38 erteilt.

§31

Einsicht in die Prifungsakten

Innerhalb von zwei Jahren nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
Pflichtfachprifung kénnen Priflinge die sie betreffenden Prifungsakten
beim Justizprifungsamt unter Aufsicht einsehen. Bei der Einsichtnahme
ist eine Aufzeichnung Uber den Inhalt der Akten oder die Anfertigung
auszugsweiser Abschriften der Beurteilungen zu gestatten.

§32

Einsicht in die Prifungsakten

Dem Prifling ist nach Abschluss des Prifungsverfahrens die
Einsicht in seine Priifungsarbeiten einschliel3lich der Gutachten der
Priferinnen oder Priifer zu gestatten. Der Antrag ist binnen eines
Monats nach Bekanntgabe des Prifungsergebnisses bei dem
Justizprifungsamt zu stellen.

Unterabschnitt 4
Universitare Schwerpunktbereichsprifung und
Prafungsordnungen

Abschnitt 4
Universitare Schwerpunktbereichsprifung und
Priafungsordnung
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§ 32

Universitare Schwerpunktbereichsprifung

(1) Die Universitat Bremen fuhrt die universitare
Schwerpunktbereichsprifung im Rahmen der nachfolgenden
Vorschriften selbsténdig und in eigener Verantwortung durch.

(2) Gegenstand der Schwerpunktbereichsprifung ist der vom Prufling
nach § 6 gewahlte Schwerpunktbereich. Die
Schwerpunktbereichsprifung darf einmal wiederholt werden. Hat der
Prifling die staatliche Pflichtfachprifung nach § 21 Abs. 5 vollstandig
absolviert, muss er die Schwerpunktbereichsprifung erstmalig
innerhalb der Frist des 8§ 21 Abs. 3 beendet haben. Fur
Prufungsleistungen, die innerhalb der in Satz 3 genannten Frist nicht
erbracht werden, wird die Note ungentugend (0 Punkte) erteilt.

(3) Das Nahere zur universitaren Schwerpunktbereichsprifung regelt
eine nach § 33 zu erlassende Prifungsordnung. Die Prifungsordnung
muss mindestens eine schriftliche Leistung in Form einer Studienarbeit
sowie eine mundliche Prifung vorsehen; sie kann zudem eine
Aufsichtsarbeit beinhalten. Sie gewahrleistet, dass Priflinge, die sich in
Bremen zur staatlichen Pflichtfachprifung gemeldet haben, die
Schwerpunktbereichsprifung unmittelbar im Anschluss an die
schriftliche Pflichtfachprifung und auch im Wiederholungsfall innerhalb
der Frist des § 21 Abs. 3 ablegen kdénnen sowie bei Bestehen der
Prifung den nach dieser Vorschrift erforderlichen Nachweis rechtzeitig
fuhren kbnnen. Sie kann bestimmen, dass nicht in Satz 2 genannte
Prufungsleistungen bereits wahrend des Studiums erbracht werden,
jedoch nicht vor Ablauf von zweieinhalb Studienjahren. Bei der
Bewertung von Priifungsleistungen sind die Notenstufen und
Punktezahlen nach § 20, bei der Festsetzung der Gesamtnote sind die
Notenstufen nach 8 23 Abs. 2 anzuwenden.

(4) Entscheidungen in Angelegenheiten der
Schwerpunktbereichsprifung treffen die nach der Prifungsordnung der
Universitat zustandigen Stellen.

(5) Die Universitat Bremen teilt dem Justizprifungsamt die Teilnehmer
und die Ergebnisse der Schwerpunktbereichsprifung schriftlich mit.

8§33

Universitare Schwerpunktbereichsprifung

(1) Die Universitat Bremen fuhrt die universitare
Schwerpunktbereichsprufung im Rahmen der nachfolgenden
Vorschriften selbststéandig und in eigener Verantwortung durch. Sie
gewabhrleistet die Einheitlichkeit der Priifungsanforderungen und
der Leistungsbewertung sowohl im Verhdltnis der einzelnen
Schwerpunktbereiche untereinander als auch im Verhaltnis der
Schwerpunktbereichsprifung zur staatlichen Pflichtfachprifung.

(2) Gegenstand der Schwerpunktbereichsprifung ist der vom
Prifling gewahlte Schwerpunktbereich.
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§33

Universitare Prufungsordnungen

Die Universitat Bremen erlasst Prifungsordnungen, die der im
Einvernehmen mit dem Senator fur Justiz und Verfassung erteilten
Genehmigung durch die Senatorin fur Wissenschaft und Hafen nach §
110 Abs. 1 Nr. 5 des Bremischen Hochschulgesetzes bediirfen. Diese
regeln das Nahere uber

1. die Schwerpunktbereiche (8§ 6),

2. die Zwischenprifung (& 8),

3. die Zahl und Art der schriftlichen Arbeiten, die fir die grofRen
Leistungsnachweise in den Bereichen Birgerliches Recht,
Kriminalwissenschaften/Strafrecht und Offentliches Recht und in
einem Grundlagenfach zu erbringen sind (8 16 Abs. 1 Nr. 5 und
6),

4. die Anerkennung von an anderen Universitaten erbrachten
Leistungen (8 16 Abs. 2 Satz 1),
5. den Nachweis der Fremdsprachenkompetenz (8 16 Abs. 2 Satz

2) und den Nachweis Uber die Teilnahme an einer
Lehrveranstaltung, in der Schlisselqualifikationen nach 8§ 4 Abs.
2 vermittelt worden sind (8 16 Abs. 1 Nr. 8) sowie

6. die Schwerpunktbereichsprifung (8 32).

8§34

Prifungsleistungen in der universitéaren
Schwerpunktbereichsprifung

(1) Die universitare Schwerpunktbereichsprifung besteht aus
mindestens zwei und héchstens drei Prifungsleistungen, davon
mindestens eine schriftliche wissenschaftliche Studienarbeit und
eine mundliche Prifung. Zu den Prifungsleistungen kann auch
eine Aufsichtsarbeit zahlen. Die Schwerpunktbereichsprifung darf
einmal wiederholt werden.

(2) Das Nahere zur universitaren Schwerpunktbereichsprifung
regelt eine Prifungsordnung nach 8§ 37. Sie kann
Prufungsvorleistungen vorsehen, die studienbegleitend erbracht
werden, jedoch nicht vor Ablauf von zweieinhalb Studienjahren.

(3) Entscheidungen in Angelegenheiten der
Schwerpunktbereichsprifung treffen die nach der Prifungsordnung
der Universitat zustandigen Stellen.

(4) Die Universitat Bremen teilt dem Justizprifungsamt die
Teilnehmer und die Ergebnisse der Schwerpunktbereichspriifung
schriftlich mit.

§35

Gesamtnote der universitaren Schwerpunktbereichsprifung
(1) Bei der Festsetzung der Gesamtnote der universitaren
Schwerpunktbereichsprifung sind die Notenstufen aus § 23 Absatz
3 anzuwenden. Die universitare Schwerpunktbereichsprifung ist
bestanden, wenn der Prifling mindestens die Gesamtnote
»ausreichend® (4,0 Punkte) erreicht hat.

(2) Die Gewichtung der Prifungsleistungen bestimmt die
Universitat Bremen.

§ 36
Zeugnis uber die universitare Schwerpunktbereichsprifung




(1) Wer die universitare Schwerpunktbereichsprifung bestanden
hat, erhalt von der Universitat Bremen ein Zeugnis, das mindestens
1. die Gesamtnote samt Punktzahl,
2. die Noten fur die einzelnen Prifungsleistungen und
3. die Gewichtung der einzelnen Prifungsleistungen ausweist.

(2) Wer die universitare Schwerpunktbereichsprufung nicht
bestanden hat, erhalt von der Universitat Bremen einen Bescheid.
Das Nahere tber das Widerspruchsverfahren regelt die Universitat
Bremen.

8§ 37

Universitare Prifungsordnung

Die Universitat Bremen erlasst eine Priifungsordnung, die
abweichend von § 62 Absatz 1 Satz 1 des Bremischen
Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9.
Mai 2007 (Brem.GBI. S. 339), das zuletzt durch das Gesetz vom
29. Marz 2022 (Brem.GBI. S. 159) gedndert worden ist, von der
Senatorin oder dem Senator fir Wissenschaft und Hafen im
Einvernehmen mit der Senatorin oder dem Senator fir Justiz und
Verfassung zu genehmigen ist. Die Prifungsordnung regelt das
Nahere Uber:

1. die Schwerpunktbereiche,
2. die Zwischenprifung,
3. Zahl und Art der schriftlichen Arbeiten, die fur die

Leistungsnachweise in den Bereichen Blrgerliches Recht,
Strafrecht und Offentliches Recht sowie in einem
Grundlagenfach zu erbringen sind,

4, die Anerkennung von an anderen Universitaten erbrachten
Leistungen,

5. den Nachweis der Fremdsprachenkompetenz nach § 17
Absatz 1 Nummer 7,

6. den Nachweis uber die Teilnahme an einer

Lehrveranstaltung, in der Schlusselqualifikationen
vermittelt worden sind und
7. die Schwerpunktbereichsprifung.
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Abschnitt 5
Gesamtnote der ersten juristischen Prufung

§ 38

Bestehen der ersten juristischen Prifung, Zeugnis

(1) Die erste juristische Prifung ist bestanden, wenn der Prifling in
der staatlichen Pflichtfachprifung und einer im Geltungsbereich
des Deutschen Richtergesetzes abgelegten universitaren
Schwerpunktbereichsprifung jeweils eine Mindestpunktzahl von
4,0 erreicht hat. Bei der Festsetzung der Gesamtnote der ersten
juristischen Priifung sind die Notenstufen aus 8§ 23 Absatz 3
anzuwenden. Wer die staatliche Pflichtfachprifung oder die
universitare Schwerpunktbereichsprifung endgultig nicht
bestanden hat, hat die erste juristische Prifung nicht bestanden.

(2) Das Zeugnis fur die erste juristische Prifung wird vom
Justizprifungsamt erteilt. Dieses weist die Ergebnisse der
bestandenen universitaren Schwerpunktbereichsprifung und der
bestandenen staatlichen Pflichtfachprifung sowie zusétzlich als
Orientierung eine Gesamtnote aus, in die das Ergebnis der
bestandenen staatlichen Pflichtfachprifung mit 70 vom Hundert
und das Ergebnis der bestandenen universitaren
Schwerpunktbereichsprifung mit 30 vom Hundert einflie3t. In dem
Zeugnis werden die Bezeichnung des gewahlten
Schwerpunktbereichs sowie der Gegenstand der universitaren
Schwerpunktbereichsprifung angegeben.

TEIL 3
VORBEREITUNGSDIENST

TEIL 3
VORBEREITUNGSDIENST

§ 34

Aufnahme in den Vorbereitungsdienst

(1) Wer die erste juristische Prifung bestanden hat, wird auf Antrag in
den juristischen Vorbereitungsdienst im Rahmen eines offentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhéltnisses mit der Dienstbezeichnung
"Referendar” oder "Referendarin” aufgenommen.

§ 39

Aufnahme in den Vorbereitungsdienst

(1) Wer die erste juristische Prifung bestanden hat, wird nach
MafRgabe der folgenden Bestimmungen auf Antrag in den
juristischen Vorbereitungsdienst im Rahmen eines 6ffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhéaltnisses mit der Dienstbezeichnung
,Referendarin“ oder ,Referendar aufgenommen. Uber den Antrag
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(2) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist abzulehnen, wenn der
Bewerber fiir den Vorbereitungsdienst ungeeignet ist. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn der Bewerber wegen einer
vorsétzlich begangenen Straftat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr rechtskraftig verurteilt und die Strafe noch nicht getilgt
worden ist.

(3) Bewerber, die nach dem Ausscheiden aus dem juristischen
Vorbereitungsdienst ihre Ausbildung fortsetzen oder neu beginnen
wollen, werden nur aufgenommen, wenn ein wichtiger Grund dies
rechtfertigt.

entscheidet die Prasidentin oder der Prasident des Hanseatischen
Oberlandesgerichts Bremen nach Einsicht in die Prifungsakten.

(2) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist zu versagen,

1. wenn die Bewerberin oder der Bewerber wegen einer
vorsatzlich begangenen Straftat zu einer Freiheitsstrafe von
mindestens einem Jahr rechtskraftig verurteilt und die
Eintragung Uber die Verurteilung noch nicht getilgt worden
ist,

2. solange gegen die Bewerberin oder den Bewerber eine
Freiheitsstrafe oder sonst eine freiheitsentziehende
Maflnahme vollzogen wird,

3. wenn die Bewerberin oder der Bewerber sich
verfassungsfeindlich betatigt,

4. wenn die Bewerberin oder der Bewerber die zweite
juristische Staatsprifung in Bremen oder in einem anderen
Land der Bundesrepublik Deutschland nach den dort
geltenden Bestimmungen endgliltig nicht bestanden hat.

(3) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst soll versagt werden,

1. wenn die Bewerberin oder der Bewerber nach einer
frheren Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst die
Wiedereinstellung beantragt, es sei denn, dass die
Unterbrechung aus wichtigem Grund erfolgt ist,

2. wenn das Bestehen der ersten juristischen Priifung langer
als finf Jahre zurlickliegt, es sei denn, dass im Hinblick auf
die zwischenzeitliche Téatigkeit der Bewerberin oder des
Bewerbers noch ein hinreichend enger Zusammenhang
zwischen dem Rechtsstudium und der Ausbildung im
Vorbereitungsdienst besteht, oder sonst ein wichtiger Grund
vorliegt.

(4) Die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst kann versagt werden,
1. solange gegen die Bewerberin oder den Bewerber ein
strafrechtliches Ermittlungsverfahren oder ein gerichtliches
Strafverfahren wegen des Verdachts einer vorsatzlich
begangenen Tat anhangig ist, das zu einer Verurteilung
nach Absatz 2 Nummer 1 fihren kann,




34

2. wenn Tatsachen vorliegen, die die Bewerberin oder den
Bewerber flr den Vorbereitungsdienst aus einem sonstigen
Grund als ungeeignet erscheinen lassen, insbesondere,
wenn Tatsachen in der Person der Bewerberin oder des
Bewerbers die Gefahr einer Stérung des Dienstbetriebs
oder die Gefahr begriinden, dass durch die Aufnahme
wichtige 6ffentliche Belange ernstlich beeintrachtigt wirden.

(5) Die Ablehnung wird in den Prifungsakten vermerkt.

§35

Leitung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung der Referendare im Vorbereitungsdienst leitet der
Prasident des Hanseatischen Oberlandesgerichts in Bremen.

(2) Der Leiter der Ausbildung erlasst Richtlinien fir die
Stationsausbildung, die Einfihrungslehrgénge, die praxisbegleitenden
Ausbildungslehrgénge und den Ergédnzungsvorbereitungsdienst mit
dem anschliel3enden allgemeinen Vorbereitungsdienst. Vor Erlass der
Richtlinien und bei sonstigen Ausbildungs- und Prifungsfragen von
grundsatzlicher Bedeutung hoért er den nach Absatz 3 zu bildenden
Ausbildungsausschuss an.

(3) Der beim Leiter der Ausbildung gebildete Ausbildungsausschuss
besteht aus

1. dem Leiter der Ausbildung als Vorsitzenden,

2. bis zu vier Praktikern sowie

3. je einem Vertreter des Ausbildungspersonalrats der

Referendare und der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer.

Die Mitglieder des Ausbildungsausschusses werden vom Leiter der
Ausbildung auf Zeit bestellt, die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 3 jeweils auf
Vorschlag der vertretenen Stellen.

§ 40

Leitung der Ausbildung

(1) Die Prasidentin oder der Prasident des Hanseatischen
Oberlandesgerichts Bremen leitet die Ausbildung der
Referendarinnen und Referendare im Vorbereitungsdienst (Leiterin
oder Leiter der Ausbildung).

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung erlasst Richtlinien fur
den Vorbereitungsdienst, die Stationsausbildung, die
Einflhrungslehrgange, die praxisbegleitenden
Ausbildungslehrgénge und den Erganzungsvorbereitungsdienst.

§ 36

Grundséatze der Ausbildung

(1) wahrend des Vorbereitungsdienstes sollen die Referendare lernen,
ihre bislang erworbenen und fortlaufend zu erganzenden Kenntnisse
und Fahigkeiten auch in den Schlusselqualifikationen in die berufliche

8§41

Grundséatze der Ausbildung

(1) wahrend des Vorbereitungsdienstes sollen die Referendarinnen
und Referendare lernen, ihre erworbenen und fortlaufend zu
ergénzenden Kenntnisse und Fahigkeiten in die berufliche Praxis
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Praxis umzusetzen. Zu diesem Zweck sind sie mdglichst umfassend mit
den rechtspraktischen Aufgabenstellungen des Feststellens von
Tatsachen, des Planens, Beratens, Schlichtens, Verhandelns und
Entscheidens vertraut zu machen.

(2) Die Referendare sollen die institutionellen Bedingungen
berufspraktischen Handelns kennen lernen und Gelegenheit erhalten,
ihre in der praktischen Ausbildung gesammelten Erfahrungen kritisch
aufzuarbeiten.

(3) Die Referendare sind mdglichst friihzeitig an selbstéandiges Arbeiten
heranzufihren. Soweit es die Art der Tatigkeit zulasst, sollen sie diese
eigenverantwortlich erledigen. Am Ende ihrer Ausbildung sollen sie
imstande sein, sich in angemessener Zeit auch in solchen juristischen
Arbeitsbereichen zurechtzufinden, in denen sie nicht ausgebildet
worden sind.

umzusetzen. Zu diesem Zweck sollen sie umfassend mit den
rechtspraktischen Aufgabenstellungen des Feststellens von
Tatsachen, des Planens, Beratens, Schlichtens, Verhandelns und
Entscheidens vertraut gemacht werden.

(2) Die Referendarinnen und Referendare sollen die institutionellen
Bedingungen berufspraktischen Handelns kennen lernen und
Gelegenheit erhalten, ihre in der praktischen Ausbildung
gesammelten Erfahrungen kritisch aufzuarbeiten.

(3) Die Referendarinnen und Referendare sollen friihzeitig an
selbsténdiges Arbeiten herangefihrt werden. Soweit es die Art der
Tatigkeit zulasst, sollen sie diese eigenverantwortlich erledigen. Am
Ende ihrer Ausbildung sollen sie imstande sein, sich in
angemessener Zeit auch in solchen juristischen Arbeitsbereichen
zurechtzufinden, in denen sie nicht ausgebildet worden sind.

§ 37

Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre. Davon entfallen 21
Monate auf Pflichtstationen und drei Monate auf eine Wabhlstation.

(2) Der Leiter der Ausbildung kann im Einzelfall aus zwingenden
Grinden, jedoch nicht wegen unzureichender Leistungen, die
Ausbildung um bis zu sechs Monate verlangern; § 47a bleibt unberihrt.
Er kann dabei die Reihenfolge der Stationen @ndern, Stationen
verlangern und anordnen, dass eine oder mehrere Stationen ganz oder
teilweise zu wiederholen sind.

(3) Der Leiter der Ausbildung kann auf Antrag des Referendars die
Reihenfolge und die Dauer der Ausbildungsstellen &ndern, wenn das im
Interesse der Ausbildung geboten ist.

§42

Dauer und Gliederung des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert zwei Jahre. Davon entfallen 21
Monate auf Pflichtstationen und drei Monate auf eine Wabhlstation.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Aushildung kann im Einzelfall
aus zwingenden Griunden, jedoch nicht wegen unzureichender
Leistungen, die Ausbildung um bis zu sechs Monate verlangern; 8§
53 bleibt unberihrt. Sie oder er kann dabei die Reihenfolge der
Stationen andern, Stationen verlangern und anordnen, dass eine
oder mehrere Stationen ganz oder teilweise zu wiederholen sind.

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Aushildung kann auf Antrag der
Referendarin oder des Referendars die Reihenfolge und die Dauer
der Ausbildungsstellen andern, wenn dies im Interesse der
Ausbildung geboten ist.

(4) Die Ableistung des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit
(Teilzeitbeschaftigung) ist auf Antrag zu erdffnen im Falle der
tatsachlichen Betreuung oder Pflege

1. mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder
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2. einer oder eines laut arztlichen Gutachtens
pflegebedurftigen Ehegattin oder Ehegatten,
Lebenspartnerin oder Lebenspartners oder in gerader Linie
Verwandten.

Liegen besondere personliche Griinde vor, die in Art und Umfang
den in Satz 1 genannten Grunden vergleichbar sind und eine
besondere Harte darstellen, kann auf Antrag die Ableistung des
Vorbereitungsdienstes in Teilzeit eréffnet werden.

(5) Fur die Ableistung in Teilzeit wird der regelmaRige
Vorbereitungsdienst um ein Funftel reduziert. Der Umfang der
Teilnahme an den Arbeitsgemeinschaften bleibt unberihrt. Die
Dauer des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit betragt zweieinhalb
Jahre. Die Verlangerung des Vorbereitungsdienstes ist in
angemessener Weise auf die Pflichtstationen zu verteilen. Durch
die Ableistung des Vorbereitungsdienstes in Teilzeit verschiebt sich
der Zeitpunkt der Anfertigung der Aufsichtsarbeiten um sechs
Monate. Der Antrag fiir die Ableistung des Referendariats in
Teilzeit kann mit der Bewerbung um Aufhnahme in den
Vorbereitungsdienst gestellt werden; der Antrag ist unverziglich
nach Zugang der Benachrichtigung Gber die Aufnahme in den
Vorbereitungsdienst zu stellen.

(6) Das Nahere regelt die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung.

8§38
Pflichtstationen
(1) Die Ausbildung findet bei folgenden Pflichtstationen statt:
1. bei einem ordentlichen Gericht in Zivilsachen funf Monate,

2. bei einer Staatsanwaltschaft oder einem Gericht in Strafsachen

3,5 Monate,
3. bei einer Verwaltungsbehoérde 3,5 Monate,
4. bei einem Rechtsanwalt neun Monate.

(2) Die Ausbildung bei einem ordentlichen Gericht in Zivilsachen kann
in zwei Abschnitte von drei und zwei Monaten Dauer geteilt werden. Die
Ausbildung bei einer Verwaltungsbehdrde kann ganz oder teilweise bei

einem Gericht der Verwaltungs-, Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit

8§43
Pflichtstationen
(1) Die Ausbildung findet in folgenden Pflichtstationen statt:
1. bei einem ordentlichen Gericht in Zivilsachen funf Monate,
2. bei einer Staatsanwaltschaft oder einem Gericht in
Strafsachen dreieinhalb Monate,
3. bei einer Verwaltungsbehorde dreieinhalb Monate,
4. bei einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt neun
Monate.

(2) Die Ausbildung bei einer Verwaltungsbehorde kann ganz oder
teilweise bei einem Gericht der Verwaltungs-, Finanz- oder
Sozialgerichtsbarkeit stattfinden. Auf die Ausbildung bei einer
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stattfinden. Auf die Ausbildung bei einer Verwaltungsbehdrde kann eine
Ausbildung an einer rechtswissenschaftlichen Fakultat sowie an der
Deutschen Hochschule fur Verwaltungswissenschaften Speyer
angerechnet werden.

(3) Die Ausbildung in der Anwaltsstation kann bis zu einer Dauer von
drei Monaten bei einem Notar, einem Unternehmen, einem Verband
oder bei einer sonstigen Ausbildungsstelle stattfinden, bei der eine
sachgerechte rechtsberatende Ausbildung gewahrleistet ist.

Verwaltungsbehdrde kann eine Ausbildung an einer
rechtswissenschaftlichen Fakultat sowie an der Deutschen
Hochschule fiir Verwaltungswissenschaften Speyer angerechnet
werden.

(3) Die Ausbildung in der Anwaltsstation kann bis zu einer Dauer
von drei Monaten bei einer Notarin oder einem Notar, einem
Unternehmen, einem Verband oder bei einer sonstigen
Ausbildungsstelle stattfinden, bei der eine sachgerechte
rechtsberatende Ausbildung gewahrleistet ist.

(4) Die Ausbilderin oder der Ausbilder muss Uber die Befahigung
zum Richteramt nach 8§ 5 des Deutschen Richtergesetzes
verfligen.

§ 39

EinflUhrungslehrgange

Die Ausbildung in den Pflichtstationen beginnt jeweils mit einem
Einfuhrungslehrgang, der in der Anwaltsstation mindestens eine
Woche, in den Ubrigen Stationen drei Wochen dauert. In den
Einflhrungslehrgéangen wird die praktisch-juristische Arbeitsweise im
jeweiligen Ausbildungsbereich dargestellt, eingetibt und
wissenschaftlich aufgearbeitet.

§ 44

EinflUhrungslehrgange

Die Ausbildung in den Pflichtstationen beginnt jeweils mit einem
Einfuhrungslehrgang, der in der Anwaltsstation mindestens eine
Woche, in den tbrigen Stationen drei Wochen dauert. In den
Einfihrungslehrgangen wird die praktisch-juristische Arbeitsweise
im jeweiligen Ausbildungsbereich dargestellt, eingeiibt und
wissenschaftlich aufgearbeitet.

§ 40

Praxisbegleitende Ausbildungslehrgange

(1) Die praktische Ausbildung in den Pflichtstationen wird nach
Beendigung der Einfuhrungslehrgange von Ausbildungslehrgangen
begleitet. Die durchgangige Teilnahme an ihnen ist Dienstpflicht und
geht jedem anderen Dienst vor.

(2) Die Ausbildungslehrgange kénnen gemeinsam von Praktikern und
Hochschullehrern durchgefuihrt werden. Die Hochschullehrer werden
auf Vorschlag des Fachbereichs Rechtswissenschaft der Universitat
Bremen, die Rechtsanwadlte auf Vorschlag der Hanseatischen
Rechtsanwaltskammer in Bremen vom Leiter der Ausbildung bestellt.

§45

Praxisbegleitende Ausbildungslehrgange

(1) Die praktische Ausbildung in den Pflichtstationen wird nach
Beendigung der Einfuhrungslehrgdnge von Ausbildungslehrgangen
begleitet. Die durchgangige Teilnahme an ihnen ist Dienstpflicht
und geht jedem anderen Dienst vor.

(2) Die Ausbildungslehrgdnge kénnen gemeinsam von
Praktikerinnen oder Praktikern und Hochschullehrerinnen oder
Hochschullehrern durchgefiihrt werden. Die Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer werden auf Vorschlag des Fachbereichs
Rechtswissenschaft der Universitat Bremen, die
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte auf Vorschlag der
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(3) Die Ausbildungslehrgange dienen in erster Linie der Vertiefung des
in der Praxisausbildung Erlernten sowie der kritischen Aufarbeitung der
Praxiserfahrung. Daneben sollen die Referendare Gelegenheit erhalten,
sich in den einschlagigen, auf die Ausbildung in den Pflichtstationen
bezogenen schriftlichen Prifungsleistungen zu Gben.

(4) Weitere Ausbildungsveranstaltungen konnen eingerichtet werden.
Die Teilnahme daran kann angeordnet werden.

(5) Die Referendare sind verpflichtet, die in den Ausbildungsgangen
angebotenen Klausuren anzufertigen und abzugeben.

Hanseatischen Rechtsanwaltskammer in Bremen von der Leiterin
oder dem Leiter der Ausbildung bestellt.

(3) Die Ausbildungslehrgange dienen in erster Linie der Vertiefung
des in der Praxisausbildung Erlernten sowie der kritischen
Aufarbeitung der Praxiserfahrung. Daneben sollen die
Referendarinnen und Referendare Gelegenheit erhalten, sich in
den einschlagigen, auf die Ausbildung in den Pflichtstationen
bezogenen schriftlichen Prifungsleistungen zu Uben.

(4) Weitere Ausbildungsveranstaltungen kénnen eingerichtet
werden. Die Teilnahme daran kann angeordnet werden.

(5) Die Referendarinnen und Referendare sind verpflichtet, die in
den Ausbildungslehrgdngen angebotenen Klausuren anzufertigen
und abzugeben.

§41

Wahlstationen
(1) An die Pflichtstationen schlief3t sich die Wahlstation an. Nach Wahl
des Referendars findet die Ausbildung in einem der folgenden
Wabhlbereiche statt:

1.

Wahlbereich Internationales Recht und Recht der

Europaischen Gemeinschaft

a) Uberstaatliche, zwischenstaatliche oder auslandische
Ausbildungsstellen

b) deutsche Auslandsvertretungen

¢) auslandischer Rechtsanwalt

Wabhlbereich Birgerliches Recht (allgemein)

a) Gerichtin Zivilsachen

b) Rechtsanwalt mit Allgemeinpraxis

c) Notar

Wabhlbereich Familie

a) Amtsgericht — Familiengericht

b) Oberlandesgericht - Senat fiir Familiensachen

c) Jugendamt

d) Rechtsanwalt

8 46
Wahlstation
(1) An die Pflichtstationen schlief3t sich die Wabhlstation an. Die
Wahlstation kann auch im Ausland absolviert werden. Die
Ausbilderin oder der Ausbilder muss Uber die Befahigung zum
Richteramt nach 8§ 5 des Deutschen Richtergesetzes oder eine
nach auslandischem Recht vergleichbare Qualifikation verfligen.
Die Ausbildung wahrend der Wahlstation findet nach Wahl der
Referendarin oder des Referendars in einem der folgenden
Schwerpunktbereiche statt:
1. Internationales Recht und Recht der Européischen Union
mit Wabhlstation bei
a) einer Uberstaatlichen, zwischenstaatlichen oder
auslandischen Ausbildungsstelle,
b) einer deutschen Auslandsvertretung oder
c) einer auslandischen Rechtsanwaéltin oder einem
auslandischen Rechtsanwalt,
2. Burgerliches Recht (allgemein) mit Wahlstation bei
a) einem Gericht in Zivilsachen,
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Wahlbereich Wirtschaft, Handel (einschliel3lich
steuerrechtlicher Fragen)

a)
b)
c)
d)
e)
)
9)

h)

Gericht in Zivilsachen

Rechtsanwalt

Wirtschaftsprifer, Steuerberater

Notar

Wirtschaftsunternehmen

Kdrperschaft wirtschaftlicher Selbstverwaltung
Verwaltungsbehorde mit wirtschaftsrechtlichen
Zustandigkeiten

Finanzgericht und Behoérde der Finanzverwaltung

Wahlbereich Kriminalwissenschaften

a)
b)
c)
d)
e)

f)

Staatsanwaltschaft

Gericht in Strafsachen
Justizvollzugsanstalt

Polizeibehotrde

Einrichtung der sozialen Dienste der Justiz
Rechtsanwalt

Wabhlbereich Staat und Verwaltung

a)
b)

c)

d)
e)

f)
9)

Verwaltungsbehorde, auch Ministerialebene

Gericht der Verwaltungs-, Sozial- oder
Finanzgerichtsbarkeit

Gesetzgebende Korperschaft des Bundes oder eines
Landes

Uberstaatliche oder zwischenstaatliche Institution
Deutsche Hochschule fir Verwaltungswissenschaften in
Speyer

deutsche Auslandsvertretung

Rechtsanwalt

Wahlbereich Arbeit und Soziales

a)
b)

c)
d)
e)

f)

Verwaltungsbehdrde

Gericht der Arbeitsgerichtsbarkeit oder der
Sozialgerichtsbarkeit

Gewerkschaft

Arbeitgeberverband

Kdrperschaft sozialer oder beruflicher Selbstverwaltung
Rechtsanwalt

b)

C)

einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt mit
Allgemeinpraxis oder
einer Notarin oder einem Notar,

Familienrecht mit Wahlstation bei

a)
b)
C)
d)

einem Amtsgericht — Familiengericht,

einem Oberlandesgericht - Senat fur Familiensachen,
einem Jugendamt oder

einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,

Wirtschaft, Handel (einschlielich steuerrechtlicher
Fragen) mit Wabhlstation bei

a)
b)
C)

d)
e)
)
9)

h)
i)

einem Gericht in Zivilsachen,

einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,
einer Wirtschaftspriferin oder einem
Wirtschaftsprifer, einer Steuerberaterin oder einem
Steuerberater,

einer Notarin oder einem Notar,

einem Wirtschaftsunternehmen,

einer Korperschaft wirtschaftlicher Selbstverwaltung,
einer Verwaltungsbehorde mit wirtschaftsrechtlichen
Zustandigkeiten,

einem Finanzgericht oder

einer Behorde der Finanzverwaltung,

Strafrecht mit Wahlstation bei

a)
b)
c)
d)
e)

f)

einer Staatsanwaltschaft,

einem Gericht in Strafsachen,

einer Justizvollzugsanstailt,

einer Polizeibehdrde,

einer Einrichtung der sozialen Dienste der Justiz oder
einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,

Staat und Verwaltung mit Wahlstation bei

a)
b)

c)
d)

einer Verwaltungsbehorde, auch Ministerialebene,
einem Gericht der Verwaltungs-, Sozial- oder
Finanzgerichtsbarkeit,

einer gesetzgebenden Korperschaft des Bundes oder
eines Landes,

einer Uberstaatlichen oder zwischenstaatlichen
Institution,




40

(2) § 16 Abs. 4 Satz 2 der Ubereinkunft der Lander Freie Hansestadt
Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg und Schleswig-Holstein Uber
ein Gemeinsames Prifungsamt und die Prifungsordnung fur die GroRRe
Juristische Staatsprufung fur Juristen vom 25. Juli 2005 (Brem.GBI. S.
393-301-C-7) bleibt unberthrt.

(3) Bis spatestens drei Monate vor Ende der letzten Pflichtstation
zeigen die Referendare dem Leiter der Ausbildung die Wahl des
Wahlbereiches an. Bei der Zuweisung zu der Ausbildungsstelle ist
Winschen der Referendare nach Mdglichkeit Rechnung zu tragen.
Der Leiter der Ausbildung kann in den Wahlbereichen weitere
Ausbildungsstellen, bei denen eine sachgerechte Ausbildung
gewabhrleistet ist, bestimmen.

(4) Eine Ausbildung bei der Deutschen Hochschule fiir
Verwaltungswissenschaften Speyer und die Ausbildung an einer
rechtswissenschaftlichen Fakultat, die nicht bereits auf die Pflichtstation
nach 8§ 37 Abs. 2 angerechnet worden sind, kénnen auf die Ausbildung
bei der Wahlstation mit bis zu drei Monaten angerechnet werden.

e) der Deutschen Hochschule fur
Verwaltungswissenschaften in Speyer,

f)  einer deutschen Auslandsvertretung oder

g) einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt,

7. Arbeit und Soziales mit Wabhlstation bei

a) einer Verwaltungsbehorde,

b) einem Gericht der Arbeitsgerichtsbarkeit oder der
Sozialgerichtsbarkeit,

c) einer Gewerkschaft,

d) einem Arbeitgeberverband,

e) einer Korperschaft sozialer oder beruflicher
Selbstverwaltung oder

f)  einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsanwalt.

(2) Bis spatestens drei Monate vor Ende der letzten Pflichtstation
zeigen die Referendarinnen und Referendare der Leiterin oder dem
Leiter der Ausbildung die Wahl der Wabhlstation und des
Schwerpunktbereichs an. Bei der Zuweisung zu der
Ausbildungsstelle ist Wiinschen der Referendarinnen und
Referendare nach Mdglichkeit Rechnung zu tragen. Die Leiterin
oder der Leiter der Ausbildung kann fir die Wahlstation weitere
Ausbildungsstellen, bei denen eine sachgerechte Ausbildung
gewabhrleistet ist, bestimmen.

(3) Eine Ausbildung bei der Deutschen Hochschule fiir
Verwaltungswissenschaften Speyer und die Ausbildung an einer
rechtswissenschaftlichen Fakultat, die nicht bereits auf die
Pflichtstation nach 8§ 43 Absatz 2 Satz 2 angerechnet worden sind,
kénnen auf die Ausbildung bei der Wahlstation mit bis zu drei
Monaten angerechnet werden.

§42

Stationszeugnisse

(1) Fur die praktische Ausbildung werden von jedem Ausbilder
Zeugnisse erteilt, die die Fahigkeiten und Leistungen des Referendars
darstellen, bewerten und eine zusammenfassende Note und Punktzahl
nach § 20 enthalten.

8§ 47

Stationszeugnisse

(1) Fur die praktische Ausbildung werden von jeder Ausbilderin und
jedem Ausbilder Zeugnisse erteilt, die die Fahigkeiten und
Leistungen der Referendarin oder des Referendars darstellen,
bewerten und eine zusammenfassende Note und Punktzahl
enthalten.
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(2) Das Zeugnis der letzten Ausbildungsstation ist dem Leiter der
Ausbildung mit Beendigung der Ausbildung vorzulegen. Ansonsten
betragt die Frist zur Vorlage der Zeugnisse einen Monat nach
Beendigung der jeweiligen Stationsausbildung. Der Referendar erhélt
eine Ausfertigung des Zeugnisses.

(3) Uber Widerspriiche gegen Zeugnisse entscheidet der Leiter der
Ausbildung.

(2) Das Zeugnis der letzten Ausbildungsstation ist der Leiterin oder
dem Leiter der Ausbildung mit Beendigung der Ausbildung
vorzulegen. Ansonsten betragt die Frist zur Vorlage der Zeugnisse
einen Monat nach Beendigung der jeweiligen Stationsausbildung.
Die Referendarin oder der Referendar erhdlt eine Ausfertigung des
Zeugnisses.

(3) Uber Widerspriiche gegen Zeugnisse entscheidet die Leiterin
oder der Leiter der Ausbildung.

§43

Rechte und Pflichten der Referendare

(1) Die Referendare haben sich mit voller Kraft der Ausbildung zu
widmen. Soweit sie mit Dienstgeschaften betraut sind, haben sie diese
uneigennutzig, unparteiisch und gerecht zu erledigen; Geschenke oder
Belohnungen dirfen sie nicht annehmen. Die Referendare sind zu
Beginn ihrer Ausbildung nach & 1 des Verpflichtungsgesetzes vom 2.
Marz 1974 (BGBI. | S. 469, 547) in der jeweils geltenden Fassung auf
die gewissenhafte Erfullung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten.

(2) Fur die Rechte und Pflichten der Referendare sowie fir die
Beendigung des 6ffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhéltnisses sind
die fir Beamte auf Widerruf geltenden Bestimmungen sowie 8§ 4 Absatz
2 Satz 3 und 4 des Bremischen Beamtengesetzes, mit Ausnahme von §
7 Absatz 1 Nummer 2, § 33 Absatz 1 Satz 3 und § 38 des
Beamtenstatusgesetzes, 88 47, 52 und 80 des Bremischen
Beamtengesetzes entsprechend anzuwenden, soweit in diesem Gesetz
nichts Abweichendes geregelt ist. Bei schuldhafter Verletzung der dem
Referendar obliegenden Pflichten sind die flir Beamte auf Widerruf
geltenden Bestimmungen des Bremischen Disziplinargesetzes
entsprechend anwendbar. Bei der Anwendung des Bremischen
Personalvertretungsgesetzes stehen die Referendare den Personen
gleich, die sich in der Ausbildung zum Beamten- oder Richterberuf
befinden.

8§48

Rechte und Pflichten der Referendarinnen und Referendare
(1) Die Referendarinnen und Referendare haben sich mit voller
Kraft der Ausbildung zu widmen. Soweit sie mit Dienstgeschaften
betraut sind, haben sie diese uneigennutzig, unparteiisch und
gerecht zu erledigen; Geschenke oder Belohnungen diirfen sie
nicht annehmen. Die Referendarinnen und Referendare sind zu
Beginn ihrer Ausbildung nach 8§ 1 des Verpflichtungsgesetzes auf
die gewissenhafte Erfullung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten.

(2) Fur die Rechte und Pflichten der Referendarinnen und
Referendare sowie fir die Beendigung des 6ffentlich-rechtlichen
Ausbildungsverhaltnisses sind die fur Beamte auf Widerruf
geltenden Bestimmungen sowie § 4 Absatz 2 Satz 3 und 4 des
Bremischen Beamtengesetzes vom 22. Dezember 2009
(Brem.GBI. 2010 S.17 — 2040-a-1), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 13. Juli 2021 (Brem.GBI. S. 604) geé&ndert worden
ist, entsprechend anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts
Abweichendes geregelt ist. Keine Anwendung finden § 7 Absatz 1
Nummer 2, § 33 Absatz 1 Satz 3 und § 38 des
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBI. | S. 1010), das
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBI. | S.
2250) geandert worden ist, sowie die 88 47, 52 und 80 des
Bremischen Beamtengesetzes. Bei schuldhafter Verletzung der
den Referendarinnen und Referendaren obliegenden Pflichten sind
die fur Beamte auf Widerruf geltenden Bestimmungen des
Bremischen Disziplinargesetzes vom 26. November 2002
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(3) Uber jeden Referendar wird eine Personalakte gefiihrt. Die §8§
85 his 92 des Bremischen Beamtengesetzes sind entsprechend
anzuwenden.

(Brem.GBI. S. 545 — 2041-a-1), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 14. Juli 2020 (Brem.GBI. S. 671) gedndert worden
ist, entsprechend anwendbar.

(3) Uber jede Referendarin und jeden Referendar wird eine
Personalakte gefihrt. Die 88 85 bis 92 des Bremischen
Beamtengesetzes sind entsprechend anzuwenden.

§44

Unterhaltsbeihilfe

(1) Referendare erhalten eine monatliche Unterhaltsbeihilfe. Thnen wird
nach beamtenrechtlichen Vorschriften Anwartschaft auf Versorgung bei
verminderter Erwerbsfahigkeit und im Alter sowie auf
Hinterbliebenenversorgung gewahrleistet. Das Gesetz lber die Zahlung
des Arbeitsentgelts an Feiertagen und im Krankheitsfall findet
Anwendung. Das Nahere regelt der Senat durch Rechtsverordnung.

(2) Der Leiter der Ausbildung kann die monatliche Unterhaltsbeihilfe um
bis zu 25 % klrzen, wenn der Referendar die zweite juristische
Staatsprifung nicht bestanden hat oder sich der Vorbereitungsdienst
aus einem vom Referendar zu vertretenden Grund verzdgert. Von der
Kirzung ist abzusehen bei Verlangerung des Vorbereitungsdienstes
infolge genehmigten Fernbleibens oder Riicktritts von der Prifung und
in besonderen Hartefallen.

(3) Das Mutterschutzgesetz und das Bundeserziehungsgeldgesetz
finden Anwendung. Tarifrechtliche Regelungen bleiben unberihrt.

8§49

Unterhaltsbeihilfe

(1) Referendarinnen und Referendare erhalten eine monatliche
Unterhaltsbeihilfe. Ihnen wird nach beamtenrechtlichen
Vorschriften Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter
Erwerbsfahigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung
gewabhrleistet. Das Entgeltfortzahlungsgesetz vom 26. Mai 1994
(BGBI. I S. 1014), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22.
November 2019 (BGBI. | S. 1746) gedndert worden ist, findet
Anwendung. Das Néahere regelt der Senat durch
Rechtsverordnung.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung kann die monatliche
Unterhaltsbeihilfe um bis zu 25 Prozent klirzen, wenn die
Referendarin oder der Referendar die zweite juristische
Staatsprifung nicht bestanden hat oder sich der
Vorbereitungsdienst aus einem von der Referendarin oder dem
Referendar zu vertretenden Grund verzdgert. Von der Kiirzung ist
abzusehen bei Verlangerung des Vorbereitungsdienstes infolge
genehmigten Fernbleibens oder Ricktritts von der Priifung und in
besonderen Harteféllen.

(3) Das Mutterschutzgesetz und das Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.
Januar 2015 (BGBI. | S. 33), das zuletzt durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 18. Marz 2022 (BGBI. | S. 473) geéndert worden ist,
finden Anwendung. Tarifrechtliche Regelungen bleiben unberiihrt.

845
Urlaub

850
Urlaub
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Referendare erhalten unter Belassung der Unterhaltsbeihilfe
Erholungsurlaub sowie Urlaub aus besonderen Anlassen. Die
Ausbildung in den einzelnen Abschnitten darf durch den Urlaub nicht
beeintrachtigt werden. Die Verordnung tber den Urlaub fur bremische
Beamte und Richter gilt entsprechend mit den MalRgaben, dass
Referendare im Einstellungsjahr unabhéngig vom Einstellungsdatum fur
jeden vollen Monat des Vorbereitungsdienstes ein Zwolftel des ihnen
zustehenden Jahresurlaubs erhalten und eine Wartezeit bei der
Beantragung von Urlaub nicht einzuhalten ist. Abweichend davon
kénnen Referendare vom Senator fur Justiz und Verfassung aus
dienstlichen oder persdnlichen Griinden unter Wegfall der
Unterhaltsbeihilfe beurlaubt werden, ohne dass es ihres Antrags bedarf.

Referendarinnen und Referendare erhalten unter Belassung der
Unterhaltsbeihilfe Erholungsurlaub sowie Urlaub aus besonderen
Anlassen. Die Ausbildung in den einzelnen Abschnitten darf durch
den Urlaub nicht beeintrachtigt werden. Die Bremische
Urlaubsverordnung in der Fassung vom 27. Juni 1979 (Brem.GBI.
S. 337 — 2040-a-7), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom
25. Januar 2022 (Brem.GBI. S. 78) geandert worden ist, gilt in der
jeweiligen Fassung entsprechend mit den MaRRgaben, dass
Referendarinnen und Referendare im Einstellungsjahr unabhangig
vom Einstellungsdatum fur jeden vollen Monat des
Vorbereitungsdienstes ein Zwolftel des ihnen zustehenden
Jahresurlaubs erhalten und eine Wartezeit bei der Gewahrung von
Urlaub von drei Monaten einzuhalten ist. Abweichend davon
konnen Referendarinnen und Referendare von der Senatorin oder
dem Senator flr Justiz und Verfassung aus dienstlichen oder
personlichen Grinden unter Wegfall der Unterhaltsbeihilfe
beurlaubt werden, ohne dass es ihres Antrags bedarf.

§ 46

Gastreferendare, Ubernahme aus anderen Landern

(1) Referendare kénnen mit Genehmigung des jeweils zustandigen
Leiters der Ausbildung oder der jeweils zustandigen
Verwaltungsbehdorde fiir einzelne Ausbildungsabschnitte als Gast in
einen anderen Oberlandesgerichtsbezirk oder Verwaltungsbezirk zur
Ausbildung Uberwiesen oder von dort ibernommen werden.

(2) Bei Referendaren, die einen Teil des Vorbereitungsdienstes in
einem anderen Bundesland abgeleistet haben oder die nach einer
friheren Entlassung wieder in den Vorbereitungsdienst aufgenommen
worden sind, trifft der Leiter der Ausbildung Bestimmungen Uber den
weiteren Vorbereitungsdienst.

§51

Gastreferendarinnen und Gastreferendare, Ubernahme aus
anderen Landern

(1) Referendarinnen und Referendare kdnnen mit Genehmigung
der jeweils zustandigen Leiterin oder des jeweils zustandigen
Leiters der Ausbildung oder der jeweils zustandigen
Verwaltungsbehdrde fiir einzelne Ausbildungsabschnitte als Gast in
einen anderen Oberlandesgerichtsbezirk oder Verwaltungsbezirk
zur Ausbildung Uberwiesen oder von dort ilbernommen werden.

(2) Bei Referendarinnen und Referendaren, die einen Teil des
Vorbereitungsdienstes in einem anderen Land der Bundesrepublik
Deutschland abgeleistet haben oder die nach einer friilheren
Entlassung wieder in den Vorbereitungsdienst aufgenommen
worden sind, trifft die Leiterin oder der Leiter der Ausbildung
Bestimmungen Uber den weiteren Vorbereitungsdienst.

8§47
Zweite juristische Staatsprifung

§ 52
Zweite juristische Staatsprufung
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(1) Mit dem Bestehen der zweiten juristischen Staatsprifung sind
Referendare befugt, die Bezeichnung "Assessor" oder "Assessorin" zu
tragen.

(2) Fur die zweite juristische Staatspriifung gilt die Ubereinkunft der
Lander Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg und
Schleswig-Holstein tber ein Gemeinsames Prufungsamt und die
Prufungsordnung fur die zweite juristische Staatsprifung fur Juristen
vom 25. Juli 2005 (Brem.GBI. S. 393 -301-c-7) in der jeweils geltenden
Fassung.

Fur die zweite juristische Staatsprufung gilt die Ubereinkunft der
Lander Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg
und Schleswig-Holstein tGber ein Gemeinsames Prifungsamt und
die Prufungsordnung fiur die zweite juristische Staatsprifung fir
Juristen vom 25. Juli 2005 (Brem.GBI. S. 393 — 301-C-7).

§ 47a

Erganzungsvorbereitungsdienst

(1) Hat ein Referendar die zweite juristische Staatsprifung erstmalig
nicht bestanden, verweist der Leiter der Ausbildung den Referendar
zurlick in den Vorbereitungsdienst (Erganzungsvorbereitungsdienst).
Der Erganzungsvorbereitungsdienst dauert vier Monate; der Leiter der
Ausbildung kann ihn in Ausnahmefallen verkirzen oder wegfallen
lassen.

(2) Wahrend des Erganzungsvorbereitungsdienstes hat der Referendar
ein besonderes Ausbildungsprogramm abzuleisten. Eine
Stationsausbildung findet nicht statt.

(3) Der Referendar hat die Aufsichtsarbeiten der zweiten juristischen
Staatsprufung in den auf den Abschluss des
Erganzungsvorbereitungsdienstes folgenden Terminen anzufertigen.
Danach wird der Vorbereitungsdienst fortgesetzt.

§53

Erganzungsvorbereitungsdienst

(1) Hat eine Referendarin oder ein Referendar die zweite juristische
Staatsprifung erstmalig nicht bestanden, verweist die Leiterin oder
der Leiter der Ausbildung die Referendarin oder den Referendar
zurlck in den Vorbereitungsdienst
(Ergénzungsvorbereitungsdienst). Der
Erganzungsvorbereitungsdienst dauert vier Monate; die Leiterin
oder der Leiter der Ausbildung kann ihn in Ausnahmeféallen
verkirzen oder wegfallen lassen.

(2) Wahrend des Ergdnzungsvorbereitungsdienstes hat die
Referendarin oder der Referendar ein besonderes
Ausbildungsprogramm abzuleisten. Eine Stationsausbildung findet
nicht statt.

(3) Die Referendarin oder der Referendar hat die Aufsichtsarbeiten
der zweiten juristischen Staatsprifung in den auf den Abschluss
des Erganzungsvorbereitungsdienstes folgenden Terminen
anzufertigen. Danach wird der Vorbereitungsdienst fortgesetzt.

§ 48

Beendigung des Vorbereitungsdienstes

(1) Referendare, die die zweite juristische Staatspriifung bestanden
oder wiederholt nicht bestanden haben, scheiden mit dem Ablauf des
Tages, an dem ihnen das Ergebnis der Prifung bekannt gegeben wird,

§54

Beendigung des Vorbereitungsdienstes

(1) Referendarinnen und Referendare, die die zweite juristische
Staatsprufung bestanden oder wiederholt nicht bestanden haben,
scheiden mit dem Ablauf des Tages, an dem ihnen das Ergebnis
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aus dem Vorbereitungsdienst und aus dem 6ffentlich-rechtlichen
Ausbildungsverhéltnis aus.

(2) Referendare sollen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes aus dem
juristischen Vorbereitungsdienst entlassen werden, insbesondere wenn
sie ihre Pflichten groblich verletzen oder sich als ungeeignet erweisen.
Ungeeignetheit ist insbesondere dann festzustellen, wenn in zwei
aufeinanderfolgenden Ausbildungsabschnitten keine ausreichenden
Leistungen erzielt wurden und deshalb im Hinblick auf die
Prufungsanforderungen kein hinreichender Fortschritt in der Ausbildung
erkennbar ist. Referendare sollen ferner entlassen oder unter Wegfall
der Unterhaltsbeihilfe beurlaubt werden, wenn sie den
Vorbereitungsdienst nicht planmafig absolvieren oder das
Prifungsverfahren nicht in angemessener Frist beenden.

der Prifung bekannt gegeben wird, aus dem Vorbereitungsdienst
und aus dem &ffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhaltnis aus.

(2) Referendarinnen und Referendare sollen bei Vorliegen eines
wichtigen Grundes aus dem juristischen Vorbereitungsdienst
entlassen werden, insbesondere, wenn sie ihre Pflichten groblich
verletzen oder sich als ungeeignet erweisen. Ungeeignetheit ist
insbesondere dann festzustellen, wenn in zwei
aufeinanderfolgenden Ausbildungsabschnitten keine
ausreichenden Leistungen erzielt wurden und deshalb im Hinblick
auf die Prufungsanforderungen kein hinreichender Fortschritt in der
Ausbildung erkennbar ist. Referendarinnen und Referendare sollen
ferner entlassen oder unter Wegfall der Unterhaltsbeihilfe beurlaubt
werden, wenn sie den Vorbereitungsdienst nicht planmé&Rig
absolvieren oder das Prifungsverfahren nicht in angemessener
Frist beenden.

TEIL 4
UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

TEIL 4
UBERGANGSBESTIMMUNGEN

8 49

Personenbezeichnungen

Werden in diesem Gesetz fiir Personen Bezeichnungen in der
mannlichen Form verwendet, so gelten diese Bezeichnungen fir
Frauen in der weiblichen Form.

8§ 50

Ubergangsvorschriften

(1) Fur Studierende, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes das Studium
aufgenommen haben und sich bis zum 1. Juli 2006 zur ersten
juristischen Staatsprifung gemeldet haben, finden die bis zum 30. Juni
2003 geltenden Vorschriften weiter Anwendung. Ab dem 1. April 2006
kénnen Studierende auf Antrag nach den Vorschriften dieses Gesetzes
und des Deutschen Richtergesetzes in der ab dem 1. Juli 2003
geltenden Fassung gepruft werden. § 16 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 7 finden
auch nach dem 30. Juni 2006 fir solche Studierende keine
Anwendung, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes das Studium
aufgenommen haben.

§55

Ubergangsvorschriften

(1) Far Studierende, die vor dem 1. Juli 2003 das Studium
aufgenommen haben und sich bis zum 1. Juli 2006 zur staatlichen
Pflichtfachprifung gemeldet haben, findet dieses Gesetz in der bis
zum 30. Juni 2003 geltenden Fassung weiter Anwendung mit
Ausnahme des 8 17 Absatz 1 Nummer 4 und Nummer 7, der fir
Studierende, die vor dem 1. Juli 2003 das Studium aufgenommen
haben, keine Anwendung findet. Eine Prifung nach den bis zum
30. Juni 2003 geltenden Vorschriften ist ab dem 1. April 2024
ausgeschlossen. Hiertiber sind Priflinge, die unter Satz 1 fallen,
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(2) Referendare, die den Vorbereitungsdienst nach § 5 b des
Deutschen Richtergesetzes in der bis zum 30. Juni 2003 geltenden
Fassung aufgenommen haben, kénnen den Vorbereitungsdienst bis
zum 30. Juni 2006 nach dem bis zum 30. Juni 2003 geltenden Recht
beenden.

(3) Fur Referendare, die den Vorbereitungsdienst nach dem 30. Juni
2003 aufnehmen, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes.

vom Justizprifungsamt unverziglich nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes zu belehren.

(2) Fur Studierende, die vor dem 1. April 2023 das Studium
aufgenommen haben und sich bis zum 1. April 2026 zur staatlichen
Pflichtfachprifung melden, findet dieses Gesetz in der bis zum 31.
Marz 2023 geltenden Fassung weiter Anwendung. Auf Antrag
kénnen Studierende ab 1. April 2023 vollstandig nach neuer
Rechtslage gepruft werden. Eine Prifung nach den bis zum 31.
Marz 2023 geltenden Vorschriften ist ab dem 1. April 2027
ausgeschlossen.

(3) Auf Wiederholungsprifungen, einschliel3lich der
Wiederholungen zum Zwecke der Notenverbesserung, ist das beim
ersten Prifungsversuch geltende Recht anzuwenden.
Wiederholungsprifungen nach den bis zum 30. Juni 2003
geltenden Vorschriften sind ab dem 1. April 2025 ausgeschlossen.
Hiertber sind Priiflinge, die unter Absatz 1 Satz 1 fallen, vom
Justizprifungsamt unverziglich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
zu belehren. Wiederholungsprifungen nach den bis zum 31. Mérz
2023 geltenden Vorschriften sind ab dem 1. April 2028
ausgeschlossen.

(4) Auf 8 20 Absatz 1 Satz 2 sind diese Ubergangsvorschriften
nicht anzuwenden.

(5) Die Prufungsordnung nach 8 37 ist innerhalb von 24 Monaten
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzupassen.*

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 2023 in Kraft.




	1607L
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1607
	Mitteilung des Senats vom 27. September 2022
	Neufassung des Bremischen Gesetzes über die Juristenausbildung und die erste juristische Prüfung (JAPG)



	Synopse zu Drs-20-1607
	04 - Synopse




